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Insolvenzordnung 

(InsO) 

Vom 5. Oktober 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Ziele des Insolvenzverfahrens 

Das Insolvenzverfahren dient dazu, die Gläubiger eines 
Schuldners gemeinschaftlich zu befriedigen, indem das 
Vermögen des Schuldners verwertet und der Erlös verteilt 
oder in einem Insolvenzplan eine abweichende Regelung 
insbesondere zum Erhalt des Unternehmens getroffen 
wird. Dem redlichen Schuldner wird Gelegenheit ge¬ 
geben, sich von seinen restlichen Verbindlichkeiten zu 
befreien. 

§2 

Amtsgericht als Insolvenzgericht 

(1) Für das Insolvenzverfahren ist das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk ein Landgericht seinen Sitz hat, als Insoi- 
venzgericht für den Bezirk dieses Landgerichts aus¬ 
schließlich zuständig. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, zur 
sachdienlichen Förderung oder schnelleren Erledigung 
der Verfahren durch Rechtsverordnung andere oder 
zusätzliche Amtsgerichte zu Insolvenzgerichten zu be¬ 
stimmen und die Bezirke der Insolvenzgerichte ab¬ 
weichend festzulegen. Die Landesregierungen können 
die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen 
übertragen. 

§3 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig ist ausschließlich das Insolvenz¬ 
gericht, in dessen Bezirk der Schuldner seinen allgemei¬ 
nen Gerichtsstand hat Liegt der Mittelpunkt einer 
selbständigen wirtschaftlichen Tätigkeit des Schuldners 
an einem anderen Ort, so ist ausschließlich das Insolvenz¬ 
gericht zuständig, in dessen Bezirk dieser Ort liegt. 


(2) Sind mehrere Gerichte zuständig, so schließt das 
Gericht, bei dem zuerst die Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens beantragt worden ist, die übrigen aus. 

§4 

Anwendbarkeit der Zivilprozeßordnung 

Für das Insolvenzverfahren gelten, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes bestimmt, die Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung entsprechend. 

§5 

Verfahrensgrundsätze 

(1) Das Insolvenzgericht hat von Amts wegen alle 
Umstände zu ermitteln, die für das Insolvenzverfahren von 
Bedeutung sind. Es kann zu diesem Zweck insbesondere 
Zeugen und Sachverständige vernehmen. 

(2) Die Entscheidungen des Gerichts können ohne 
mündliche Verhandlung ergehen. 

(3) Tabellen und Verzeichnisse können maschinell 
hergestefit und bearbeitet werden. 

§6 

Sofortige Beschwerde 

(1) Die Entscheidungen des Insolvenzgerichts unter¬ 
liegen nur in den Fällen einem Rechtsmittel, in denen 
dieses Gesetz die sofortige Beschwerde vorsieht. 

(2) Die Beschwerdefrist beginnt mit der Verkündung 
der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkündet wird, 
mit deren Zustellung. Das Insolvenzgericht kann der 
Beschwerde abhelfen. 

(3) Die Entscheidung des Landgerichts über die Be¬ 
schwerde wird erst mit der Rechtskraft wirksam. Das 
Landgericht kann jedoch die sofortige Wirksamkeit der 
Entscheidung anordnen. 
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§7 

Weitere Beschwerde 

(1) Gegen die Entscheidung des Landgerichts läßt das 
Oberlandesgericht auf Antrag die sofortige weitere Be¬ 
schwerde zu, wenn diese darauf gestützt wird, daß die 
Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes be¬ 
ruht, und die Nachprüfung der Entscheidung zur Siche¬ 
rung einer einheitlichen Rechtsprechung geboten ist. Für 
den Zulassungsantrag gelten die Vorschriften über die 
Einlegung der sofortigen weiteren Beschwerde ent¬ 
sprechend, für die Prüfung der Verletzung des Gesetzes 
die §§ 550, 551,561 und 563 der Zivilprozeßordnung. 

(2) Will das Oberlandesgericht bei der Entscheidung 
über die weitere Beschwerde in einer Frage aus dem 
Insolvenzrecht von der auf weitere Beschwerde 
ergangenen Entscheidung eines anderen Oberlandes¬ 
gerichts abweichen, so hat es die weitere Beschwerde 
dem Bundesgerichtshof zur Entscheidung vorzulegen. 
Ist über die Rechtsfrage bereits eine Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs ergangen, so gilt das gleiche, 
wenn das Oberlandesgericht von dieser Entscheidung 
abweichen will. Der Vorlagebeschluß ist zu begründen; 
ihm ist die Stellungnahme des Beschwerdeführers bei¬ 
zufügen. 

(3) Sind in einem Land mehrere Oberlandesgerichte 
errichtet, so kann die Entscheidung über die weitere 
Beschwerde in Insolvenzsachen von den Landesregie¬ 
rungen durch Rechtsverordnung einem der Oberlandes¬ 
gerichte oder dem Obersten Landesgericht zugewiesen 
werden, sofern die Zusammenfassung der Rechtspflege 
in Insolvenzsachen, insbesondere der Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung, dienlich ist. Die Landes¬ 
regierungen können die Ermächtigung auf die Landes¬ 
justizverwaltungen übertragen. Absatz 2 bleibt un¬ 
berührt. 

§8 

Zustellungen 

(1) Die Zustellungen geschehen von Amts wegen. Sie 
können durch Aufgabe zur Post erfolgen. Einer Beglau¬ 
bigung des zuzustellenden Schriftstücks bedarf es nicht. 

(2) An Personen, deren Aufenthalt unbekannt ist, wird 
nicht zugestellt. Haben sie einen zur Entgegennahme von 
Zustellungen berechtigten Vertreter, so wird dem Vertreter 
zugestellt. 

(3) Das Insolvenzgericht kann den Insolvenzverwalter 
beauftragen, die Zustellungen durchzuführen. 

§9 

öffentliche Bekanntmachung 

(1) Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt durch 
Veröffentlichung in dem für amtliche Bekanntmachungen 
des Gerichts bestimmten Blatt; die Veröffentlichung kann 
auszugsweise geschehen. Dabei ist der Schuldner genau 
zu bezeichnen, insbesondere sind seine Anschrift und 
sein Geschäftszweig anzugeben. Die Bekanntmachung 
gilt als bewirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentlichung 
zwei weitere Tage verstrichen sind. 

(2) Das Insolvenzgericht kann weitere und wiederholte 
Veröffentlichungen veranlassen. 


(3) Die öffentliche Bekanntmachung genügt zum 
Nachweis der Zustellung an alle Beteiligten, auch wenn 
dieses Gesetz neben ihr eine besondere Zustellung 
vorschreibt. 

§10 

Anhörung des Schuldners 

(1) Soweit in diesem Gesetz eine Anhörung des 
Schuldners vorgeschrieben ist, kann sie unterbleiben, 
wenn sich der Schuldner im Ausland aufhält und die 
Anhörung das Verfahren übermäßig verzögern würde oder 
wenn der Aufenthalt des Schuldners unbekannt ist. In 
diesem Fall soll ein Vertreter oder Angehöriger des 
Schuldners gehört werden. 

(2) Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gilt 
Absatz 1 entsprechend für die Anhörung von Personen, 
die zur Vertretung des Schuldners^berechtigt oder an ihm 
beteiligt sind. 


Zweiter Teil 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 
Erfaßtes Vermögen und Verfahrensbeteiligte 

Erster Abschnitt 

Eröffnungsvoraussetzungen 
und Eröffnungsverfahren 

§11 

Zulässigkeit des Insolvenzverfahrens 

(1) Ein Insolvenzverfahren kann über das Vermögen 
jeder natürlichen und jeder juristischen Person eröffnet 
werden. Der nicht rechtsfähige Verein steht insoweit einer 
juristischen Person gleich. 

(2) Ein Insolvenzverfahren kann ferner eröffnet werden: 

1. über das Vermögen einer Gesellschaft ohne Rechts¬ 
persönlichkeit (offene Handelsgesellschaft, Komman¬ 
ditgesellschaft, Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts, 
Partenreederei, Europäische wirtschaftliche Interessen¬ 
vereinigung); 

2. nach Maßgabe der §§ 315 bis 334 über einen Nachlaß, 
über das Gesamtgut einer fortgesetzten Gütergemein¬ 
schaft oder über das Gesamtgut einer Gütergemein¬ 
schaft, das von den Ehegatten gemeinschaftlich 
verwaltet wird. 

(3) Nach Auflösung einer juristischen Person oder einer 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit ist die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens zulässig, solange die Verteilung 
des Vermögens nicht vollzogen ist. 

§12 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts 

(1) Unzulässig ist das Insolvenzverfahren über das 
Vermögen 

1. des Bundes oder eines Landes; 

2. einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die 
der Aufsicht eines Landes untersteht, wenn das 
Landesrecht dies bestimmt. 
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(2) Hat ein Land nach Absatz 1 Nr. 2 das Insolvenz¬ 
verfahren über das Vermögen einer juristischen Person 
für unzulässig erklärt, so können im Falle der Zahlungs¬ 
unfähigkeit oder der Überschuldung dieser juristischen 
Person deren Arbeitnehmer von dem Land die Leistungen 
verlangen, die sie im Falle der Eröffnung eines Insolvenz¬ 
verfahrens nach den Vorschriften des Arbeitsförderungs¬ 
gesetzes über das Insolvenzausfallgeld vom Arbeitsamt 
und nach den Vorschriften des Gesetzes zur Verbesse¬ 
rung der betrieblichen Altersversorgung vom Träger der 
Insolvenzsicherung beanspruchen könnten. 

§13 

Eröffnungsantrag 

(1) Das Insolvenzverfahren wird nur auf Antrag eröffnet. 
Antragsberechtigt sind die Gläubiger und der Schuldner. 

(2) Der Antrag kann zurückgenommen werden, bis das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder der Antrag rechtskräftig 
abgewiesen ist. 

§14 

Antrag eines Gläubigers 

(1) Der Antrag eines Gläubigers ist zulässig, wenn der 
Gläubiger ein rechtliches Interesse an der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens hat und seine Forderung und den 
Eröffnungsgrund glaubhaft macht. 

(2) Ist der Antrag zulässig, so hat das Insolvenzgericht 
den Schuldner zu hören. 

§15 

Antragsrecht bei juristischen Personen 
und Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit 

(1) Zum Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzver¬ 
fahrens über das Vermögen einer juristischen Person oder 
einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit ist außer 
den Gläubigem jedes Mitglied des Vertretungsorgans, bei 
einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder bei 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien jeder persönlich 
haftende Gesellschafter, sowie jeder Abwickler berech¬ 
tigt. 

(2) Wird der Antrag nicht von allen Mitgliedern des 
Vertretungsorgans, allen persönlich haftenden Gesell¬ 
schaftern oder allen Abwicklern gestellt, so ist er zulässig, 
wenn der Eröffnungsgrund glaubhaft gemacht wird. Das 
Insolvenzgericht hat die übrigen Mitglieder des Vertre¬ 
tungsorgans, persönlich haftenden Gesellschafter oder 
Abwickler zu hören. 

(3) Ist bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit 
kein persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche 
Person, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend für 
die organschaftlichen Vertreter und die Abwickler der zur 
Vertretung der Gesellschaft ermächtigten Gesellschafter. 
Entsprechendes gilt, wenn sich die Verbindung von Ge¬ 
sellschaften in dieser Art fortsetzt. 

§16 

Eröffnungsgrund 

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens setzt voraus, 
daß ein Eröffnungsgrund gegeben ist. 


§17 

Zahlungsunfähigkeit 

(1) Allgemeiner Eröffnungsgrund ist die Zahlungs¬ 
unfähigkeit 

(2) Der Schuldner ist zahlungsunfähig, wenn er nicht in 
der Lage ist, die fälligen Zahlungspflichten zu erfüllen. 
Zahlungsunfähigkeit ist in der Regel anzunehmen, wenn 
der Schuldner seine Zahlungen eingestellt hat. 

§18 

Drohende Zahlungsunfähigkeit 

(1) Beantragt der Schuldner die Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens, so ist auch die drohende Zahlungs¬ 
unfähigkeit Eröffnungsgrund. 

(2) Der Schuldner droht zahlungsunfähig zu werden, 
wenn er voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, die 
bestehenden Zahlungspfiichten im Zeitpunkt der Fälligkeit 
zu erfüllen. 

(3) Wird bei einer juristischen Person oder einer Gesell¬ 
schaft ohne Rechtspersönlichkeit der Antrag nicht von 
allen Mitgliedern des Vertretungsorgans, allen persönlich 
haftenden Gesellschaftern oder allen Abwicklern gestellt, 
so ist Absatz 1 nur anzuwenden, wenn der oder die 
Antragsteller zur Vertretung der juristischen Person oder 
der Gesellschaft berechtigt sind. 

§19 

Überschuldung 

(1) Bei einer juristischen Person ist auch die Überschul¬ 
dung Eröffnungsgrund. 

(2) Überschuldung liegt vor, wenn das Vermögen des 
Schuldners die bestehenden Verbindlichkeiten nicht mehr 
deckt. Bei der Bewertung des Vermögens des Schuldners 
ist jedoch die Fortführung des Unternehmens zugrunde zu 
legen, wenn diese nach den Umständen überwiegend 
wahrscheinlich ist. 

(3) Ist bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit 
kein persönlich haftender Gesellschafter eine natüdiche 
Person, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Dies 
gilt nicht, wenn zu den persönlich haftenden Gesellschaf¬ 
tern eine andere Gesellschaft gehört, bei der ein persön¬ 
lich haftender Gesellschafter eine natüdiche Person ist. 

§20 

Auskunftspflicht im Eröffnungsverfahren 

Ist der Antrag zulässig, so hat der Schuldner dem Insol¬ 
venzgericht die Auskünfte zu erteilen, die zur Entschei¬ 
dung über den Antrag erforderlich sind. Die §§ 97,98,101 
Abs. 1 Satz 1,2, Abs. 2 gelten entsprechend. 

§21 

Anordnung von Sicherung smaBnahmen 

(1) Das Insolvenzgericht hat alle Maßnahmen zu treffen, 
die erforderlich erscheinen, um bis zur Entscheidung über 
den Antrag eine den Gläubigem nachteilige Veränderung 
in der Vermögenslage des Schuldners zu verhüten. 
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(2) Das Gericht kann insbesondere 

1. einen vorläufigen Insolvenzverwalter bestellen, für den 
die §§ 56,58 bis 66 entsprechend gelten; 

2. dem Schuldner ein allgemeines Verfügungsverbot 
auferlegen oder anordnen, daß Verfügungen des 
Schuldners nur mit Zustimmung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters wirksam sind; 

3. Maßnahmen der Zwangsvollstreckung gegen den 
Schuldner untersagen oder einstweilen einstellen, 
soweit nicht unbewegliche Gegenstände betroffen 
sind. 

(3) Reichen andere Maßnahmen nicht aus, so kann das 
Gericht den Schuldner zwangsweise vorführen und nach 
Anhörung in Haft nehmen lassen. Ist der Schuldner keine 
natürliche Person, so gilt entsprechendes für seine organ¬ 
schaftlichen Vertreter. Für die Anordnung von Haft gilt § 98 
Abs. 3 entsprechend. 

§22 

Rechtsstellung 

des vorläufigen Insolvenzverwalters 

(1) Wird ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt und 
dem Schuldner ein allgemeines Verfügungsverbot auf¬ 
erlegt, so geht die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis 
über das Vermögen des Schuldners auf den vorläufigen 
Insolvenzverwalter über. In diesem Fall hat der vorläufige 
Insolvenzverwalten 

1. das Vermögen des Schuldners zu sichern und zu 
erhalten; 

2. ein Unternehmen, das der Schuldner betreibt, bis zur 
Entscheidung über die Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens fortzuführen, soweit nicht das Insolvenzgericht 
einer Stillegung zustimmt, um eine erhebliche Ver¬ 
minderung des Vermögens zu vermeiden; 

3. zu prüfen, ob das Vermögen des Schuldners die 
Kosten des Verfahrens decken wird; das Gericht kann 
ihn zusätzlich beauftragen, als Sachverständiger zu 
prüfen, ob ein Eröffnungsgrund vorliegt und welche 
Aussichten für eine Fortführung des Unternehmens 
des Schuldners bestehen. 

(2) Wird ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt, ohne 
daß dem Schuldner ein allgemeines Verfügungsverbot 
aufertegt wird, so bestimmt das Gericht die Pflichten des 
vorläufigen Insolvenzverwalters. Sie dürfen nicht über die 
Pflichten nach Absatz 1 Satz 2 hinausgehen. 

(3) Der vorläufige Insolvenzverwalter ist berechtigt, die 
Geschäftsräume des Schuldners zu betreten und dort 
Nachforschungen anzustellen. Der Schuldner hat dem 
vorläufigen Insolvenzverwalter Einsicht in seine Bücher 
und Geschäftspapiere zu gestatten. Er hat ihm alle erfor¬ 
derlichen Auskünfte zu erteilen; die §§ 97, 98,101 Abs. 1 
Satz 1,2, Abs. 2 gelten entsprechend. 

§23 

Bekanntmachung 
der Verfügungsbeschränkungen 

(1) Der Beschluß, durch den eine der in § 21 Abs. 2 Nr. 2 
vorgesehenen Verfügungsbeschränkungen angeordnet 
und ein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt wird, ist 
öffentlich bekanntzumachen. Er ist dem Schuldner, den 


Personen, die Verpflichtungen gegenüber dem Schuldner 
haben, und dem vorläufigen Insolvenzverwalter be¬ 
sonders zuzustellen. Die Schuldner des Schuldners sind 
zugleich aufzufordem, nur "hoch unter Beachtung des 
Beschlusses zu leisten. 

(2) Ist der Schuldner im Handels-, Genossenschafts¬ 
oder Vereinsregister eingetragen, so hat die Geschäfts¬ 
stelle des Insotvenzgerichts dem Registergericht eine 
Ausfertigung des Beschlusses zu übermitteln. 

(3) Für die Eintragung der Verfügungsbeschränkung im 
Grundbuch, im Schiffsregister, im Schiffsbauregister und 
im Register über Pfandrechte an Luftfahrzeugen gelten die 
§§ 32,33 entsprechend. 

§24 

Wirkungen der Verfügungsbeschränkungen 

(1) Bei einem Verstoß gegen eine der in § 21 Abs. 2 
Nr. 2 vorgesehenen Verfügungsbeschränkungen gelten 
die §§ 81,82 entsprechend. 

(2) Ist die Verfügungsbefugnis über das Vermögen 
des Schuldners auf einen vorläufigen Insolvenzverwalter 
übergegangen, so gelten für die Aufnahme anhängiger 
Rechtsstreitigkeiten § 85 Abs. 1 Satz 1 und § 86 entspre¬ 
chend. 

§25 

Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen 

(1) Werden die Sicherungsmaßnahmen aufgehoben, 
so gilt für die Bekanntmachung der Aufhebung einer 
Verfügungsbeschränkung § 23 entsprechend. 

(2) Ist die Verfügungsbefugnis über das Vermögen des 
Schuldners auf einen vorläufigen Insolvenzverwalter über¬ 
gegangen, so hat dieser vor der Aufhebung seiner Be¬ 
stellung aus dem von ihm verwalteten Vermögen die 
entstandenen Kosten zu berichtigen und die von ihm 
begründeten Verbindlichkeiten zu erfüllen. Gleiches gilt für 
die Verbindlichkeiten aus einem Dauerschuldverhältnis, 
soweit der vorläufige Insolvenzverwalter für das von ihm 
verwaltete Vermögen die Gegenleistung in Anspruch 
genommen hat. 

§26 

Abweisung mangels Masse 

(1) Das Insolvenzgericht weist den Antrag auf Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens ab, wenn das Vermögen 
des Schuldners voraussichtlich nicht ausreichen wird, um 
die Kosten des Verfahrens zu decken. Die Abweisung 
unterbleibt, wenn ein ausreichender Geldbetrag vorge¬ 
schossen wird. 

(2) Das Gericht hat die Schuldner, bei denen der Er¬ 
öffnungsantrag mangels Masse abgewiesen worden ist, 
in ein Verzeichnis einzutragen (Schuldnerverzeichnis). Die 
Vorschriften über das Schuldnerverzeichnis nach der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend; jedoch beträgt 
die Löschungsfrist fünf Jahre. 

(3) Wer nach Absatz 1 Satz 2 einen Vorschuß geleistet 
hat, kann die Erstattung des vorgeschossenen Betrages 
von jeder Person verlangen, die entgegen den Vorschrif¬ 
ten des Gesellschaftsrechts den Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens pflichtwidrig und schuldhaft nicht 
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gestellt hat. Ist streitig, ob die Person pflichtwidrig und 
schuldhaft gehandelt hat, so trifft sie die Beweislast. Der 
Anspruch verjährt in fünf Jahren. 

§27 

EröffnungsbeschluB 

(1) Wird das Insolvenzverfahren eröffnet, so ernennt das 
Insolvenzgericht einen Insolvenzverwalter. Die §§ 270, 
313 Abs. 1 bleiben unberührt. 

(2) Der Eröffnungsbeschluß enthält: 

1. Firma oder Namen und Vornamen, Geschäftszweig 
oder Beschäftigung, gewerbliche Niederlassung oder 
Wohnung des Schuldners; 

2. Namen und Anschrift des Insolvenzverwalters; 

3. die Stunde der Eröffnung. 

(3) Ist die Stunde der Eröffnung nicht angegeben, so gilt 
als Zeitpunkt der Eröffnung die Mittagsstunde des Tages, 
an dem der Beschluß erlassen worden ist. 

§28 

Aufforderungen 

an die Gläubiger und die Schuldner 

(1) Im EröffnungsbeschluB sind die Gläubiger aufzu- 
fordem, ihre Forderungen innerhalb einer bestimmten Frist 
unter Beachtung des § 174 beim Insolvenzverwalter anzu¬ 
melden. Die Frist ist auf einen Zeitraum von mindestens 
zwei Wochen und höchstens drei Monaten festzusetzen. 

(2) Im Eröffnungsbeschluß sind die Gläubiger aufzu- 
fordern, dem Verwalter unverzüglich mitzuteilen, welche 
Sicherungsrechte sie an beweglichen Sachen oder an 
Rechten des Schuldners in Anspruch nehmen. Der 
Gegenstand, an dem das Sicherungsrecht beansprucht 
wird, die Art und der Entstehungsgrund des Sicherungs¬ 
rechts sowie die gesicherte Forderung sind zu bezeich¬ 
nen. Wer die Mitteilung schuldhaft unterläßt oder ver¬ 
zögert, haftet für den daraus entstehenden Schaden. 

(3) Im Eröffnungsbeschluß sind die Personen, die 
Verpflichtungen gegenüber dem Schuldner haben, aufzu- 
fordem, nicht mehr an den Schuldner zu leisten, sondern 
an den Verwalter. 

§29 

Terminbestimmungen 

(1) Im Eröffnungsbeschluß bestimmt das Insolvenz¬ 
gericht Termine für 

1. eine Gläubigerversammlung, in der auf der Grundlage 
eines Berichts des Insolvenzverwalters über den 
Fortgang des Insolvenzverfahrens beschlossen wird 
(Berichtstermin); der Termin soll nicht über sechs 
Wochen und darf nicht über drei Monate hinaus an¬ 
gesetzt werden; 

2. eine Gläubigerversammlung, in der die angemeldeten 
Forderungen geprüft werden (Prüfungstermin); der 
Zeitraum zwischen dem Ablauf der Anmeldefrist und 
dem Prüfungstermin soll mindestens eine Woche und 
höchstens zwei Monate betragen. 

(2) Die Termine können verbunden werden. 


§30 

Bekanntmachung das Eröffnungsbeschlusaas. 

Hinweis auf Restschuklbefreiung 

(1) Die Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts hat den 
Eröffnungsbeschluß sofort öffentlich bekanntzumachen. 
Die Bekanntmachung ist, unbeschadet des § 9, auszugs¬ 
weise im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Den Gläubigem und Schuldnern des Schuldners 
und dem Schuldner selbst ist der Beschluß besonders 
zuzustellen. 

(3) Ist der Schuldner eine natürliche Person, so soll er 
bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens darauf hin¬ 
gewiesen werden, daß er nach Maßgabe der §§ 286 
bis 303 Restschuldbefreiung erlangen kann. 

§31 

Handels-, Genossenschafts- und Vereinsregister 

Ist der Schuldner im Handels-, Genossenschafts- oder 
Vereinsregister eingetragen, so hat die Geschäftsstelle 
des Insolvenzgerichts dem Registergericht zu übermitteln: 

1. im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine 
Ausfertigung des Eröffnungsbeschlusses; 

2. im Falle der Abweisung des Eröffnungsantrags mangels 
Masse eine Ausfertigung des abweisenden Be¬ 
schlusses, wenn der Schuldner eine juristische Person 
oder eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit ist, 
die durch die Abweisung mangels Masse aufgelöst wird. 

§32 

Grundbuch 

(1) Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist in das 
Grundbuch einzutragen: 

1. bei Grundstücken, als deren Eigentümer der Schuldner 
eingetragen ist; 

2. bei den für den Schuldner eingetragenen Rechten an 
Grundstücken und an eingetragenen Rechten, wenn 
nach der Art des Rechts und den Umständen zu 
befürchten ist, daß ohne die Eintragung die Insolvenz¬ 
gläubiger benachteiligt würden. 

(2) Soweit dem Insolvenzgericht solche Grundstücke 
oder Rechte bekannt sind, hat es das Grundbuchamt von 
Amts wegen um die Eintragung zu ersuchen. Die Ein¬ 
tragung kann auch vom Insolvenzverwalter beim Grund¬ 
buchamt beantragt werden. 

(3) Werden ein Grundstück oder ein Recht, bei denen 
die Eröffnung des Verfahrens eingetragen worden ist, vom 
Verwalter freigegeben oder veräußert, so hat das Insol¬ 
venzgericht auf Antrag das Grundbuchamt um Löschung 
der Eintragung zu ersuchen. Die Löschung kann auch vom 
Verwalter beim Grundbuchamt beantragt werden. 

§33 

Register für Schiffe und Luftfahrzeuge 

Für die Eintragung der Eröffnung des Insoivenzverfah- 
rens in das Schiffsregister, das Schiffsbauregister und das 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen gilt § 32 ent¬ 
sprechend. Dabei treten an die Stelle der Grundstücke die 
in diese Register eingetragenen Schiffe, Schiffsbauwerke 
und Luftfahrzeuge, an die Stelle des Grundbuchamts das 
Registergericht. 
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§34 

Rechtsmittel 

(1) Wird die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ab¬ 
gelehnt, so steht dem Antragsteller und, wenn die 
Abweisung des Antrags nach § 26 erfolgt, dem Schuldner 
die sofortige Beschwerde zu. 

(2) Wird das Insolvenzverfahren eröffnet, so steht dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. 

(3) Sobald eine Entscheidung, die den Eröffnungs¬ 
beschluß aufhebt, Rechtskraft erlangt hat, ist die Auf¬ 
hebung des Verfahrens öffentlich bekanntzumachen. 
§ 200 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Wirkun¬ 
gen der Rechtshandlungen, die vom Insolvenzverwalter 
oder ihm gegenüber vorgenommen worden sind, werden 
durch die Aufhebung nicht berührt. 


Zweiter Abschnitt 

Insolvenzmasse. 

Einteilung der Gläubiger 

§35 

Begriff der Insolvenzmasse 

Das Insolvenzverfahren erfaßt das gesamte Vermögen, 
das dem Schuldner zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens 
gehört und das er während des Verfahrens erlangt (In¬ 
solvenzmasse). 

§36 

Unpfändbare Gegenstände 

(1) Gegenstände, die nicht der Zwangsvollstreckung 
unterliegen, gehören nicht zur Insolvenzmasse. 

(2) Zur Insolvenzmasse gehören jedoch 

1. die Geschäftsbücher des Schuldners; gesetzliche 
Pflichten zur Aufbewahrung von Unterlagen bleiben 
unberührt; 

2. die Sachen, die nach § 811 Nr. 4 und 9 der Zivilprozeß¬ 
ordnung nicht der Zwangsvollstreckung unterliegen. 

(3) Sachen, die zum gewöhnlichen Hausrat gehören 
und im Haushalt des Schuldners gebraucht werden, 
gehören nicht zur Insolvenzmasse, wenn ohne weiteres 
ersichtlich ist, daß durch ihre Verwertung nur ein Erlös 
erzielt werden würde, der zu dem Wert außer allem 
Verhältnis steht. 

§37 

Gesamtgut bei Gütergemeinschaft 

(1) Wird bei dem Güterstand der Gütergemeinschaft 
das Gesamtgut von einem Ehegatten allein verwaltet und 
über das Vermögen dieses Ehegatten das Insolvenzverfah- 
ren eröffnet, so gehört das Gesamtgut zur Insolvenzmasse. 
Eine Auseinandersetzung des Gesamtguts findet nicht 
statt. Durch das Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des anderen Ehegatten wird das Gesamtgut nicht berührt. 

(2) Verwalten die Ehegatten das Gesamtgut gemein¬ 
schaftlich, so wird das Gesamtgut durch das Insolvenz¬ 
verfahren über das Vermögen eines Ehegatten nicht be¬ 
rührt. 


(3) Absatz 1 ist bei der fortgesetzten Gütergemein¬ 
schaft mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle 
des Ehegatten, der das Gesamtgut allein verwaltet, der 
überlebende Ehegatte, an die Stelle des anderen Ehegat¬ 
ten die Abkömmlinge treten. 

§38 

Begriff der Insotvenzgläubiger 

Die Insolvenzmasse dient zur Befriedigung der per¬ 
sönlichen Gläubiger, die einen zur Zeit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens begründeten Vermögensanspruch 
gegen den Schuldner haben (Insolvenzgläubiger). 

§39 

Nachrangige Insolvenzgläubiger 

(1) Im Rang nach den übrigen Forderungen der In¬ 
solvenzgläubiger werden in folgender Rangfolge, bei 
gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge, 
berichtigt: 

1. die seit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens laufen¬ 
den Zinsen der Forderungen der Insolvenzgläubiger; 

2. die Kosten, die den einzelnen Insolvenzgläubigem 
durch ihre Teilnahme am Verfahren erwachsen; 

3. Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und 
Zwangsgelder sowie solche Nebenfolgen einer Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit, die zu einer Geldzahlung 
verpflichten; 

4. Forderungen auf eine unentgeltliche Leistung des 
Schuldners; 

5. Forderungen auf Rückgewähr des kapitalersetzenden 
Darlehens eines Gesellschafters oder gleichgestellte 
Forderungen. 

(2) Forderungen, für die zwischen Gläubiger und 
Schuldner der Nachrang im Insolvenzverfahren vereinbart 
worden ist, werden im Zweifel nach den in Absatz 1 
bezeichneten Forderungen berichtigt. 

(3) Die Zinsen der Forderungen nachrangiger Insol¬ 
venzgläubiger und die Kosten, die diesen Gläubigem 
durch ihre Teilnahme am Verfahren entstehen, haben den 
gleichen Rang wie die Forderungen dieser Gläubiger. 

§40 

Unterhaltsansprüche 

Familienrechtliche Unterhaltsansprüche und familien¬ 
rechtliche Erstattungsansprüche der Mutter eines nicht¬ 
ehelichen Kindes gegen den Schuldner können im Insol¬ 
venzverfahren für die Zeit nach der Eröffnung nur geltend 
gemacht werden, soweit der Schuldner als Erbe des Ver¬ 
pflichteten haftet. § 100 bleibt unberührt. 

§41 

Nicht fällige Forderungen 

(1) Nicht fällige Forderungen gelten als fällig. 

(2) Sind sie unverzinslich, so sind sie mit dem gesetz¬ 
lichen Zinssatz abzuzinsen. Sie vermindern sich dadurch 
auf den Betrag, der bei Hinzurechnung der gesetzlichen 
Zinsen für die Zeit von der Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens bis zur Fälligkeit dem vollen Betrag der Forderung 
entspricht. 
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§42 

Auflösend bedingte Forderungen 

Auflösend bedingte Forderungen werden, solange die 
Bedingung nicht eingetreten ist, im Insolvenzverfahren wie 
unbedingte Forderungen berücksichtigt. 

§43 

Haftung mehrerer Personen 

Ein Gläubiger, dem mehrere Personen für dieselbe Lei¬ 
stung auf das Ganze haften, kann im Insolvenzverfahren 
gegen jeden Schuldner bis zu seiner vollen Befriedigung 
den ganzen Betrag geltend machen, den er zur Zeit der 
Eröffnung des Verfahrens zu fordern hatte. 

§44 

Rechte der Gesamtschuldner und Bürgen 

Der Gesamtschuldner und der Bürge können die Forde¬ 
rung, die sie durch eine Befriedigung des Gläubigers künf¬ 
tig gegen den Schuldner erwerben könnten, im Insolvenz¬ 
verfahren nur dann geltend machen, wenn der Gläubiger 
seine Forderung nicht geltend macht. 

§45 

Umrechnung von Forderungen 

Forderungen, die nicht auf Geld gerichtet sind oder 
deren Geldbetrag unbestimmt ist, sind mit dem Wert 
geltend zu machen, der für die Zeit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens geschätzt werden kann. Forderun¬ 
gen, die in ausländischer Währung oder in einer Rech¬ 
nungseinheit ausgedrückt sind, sind nach dem Kurs¬ 
wert, der zur Zeit der Verfahrenseröffnung für den Zah¬ 
lungsort maßgeblich ist, in inländische Währung umzu¬ 
rechnen. 

§46 

Wiederkehrende Leistungen 

Forderungen auf wiederkehrende Leistungen, deren 
Betrag und Dauer bestimmt sind, sind mit dem Betrag 
geltend zu machen, der sich ergibt wenn die noch aus¬ 
stehenden Leistungen unter Abzug des in § 41 bezeich- 
neten Zwischenzinses zusammengerechnet werden. Ist 
die Dauer der Leistungen unbestimmt, so gilt § 45 Satz 1 
entsprechend. 

§47 

Aussonderung 

Wer auf Grund eines dinglichen oder persönlichen 
Rechts geltend machen kann, daß ein Gegenstand nicht 
zur Insolvenzmasse gehört, ist kein Insolvenzgläubiger. 
Sein Anspruch auf Aussonderung des Gegenstands 
bestimmt sich nach den Gesetzen, die außerhalb des 
Insolvenzverfahrens gelten. 

§48 

Ersatzaussonderung 

Ist ein Gegenstand, dessen Aussonderung hätte ver¬ 
langt werden können, vor der Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens vom Schuldner oder nach der Eröffnung vom 
Insolvenzverwalter unberechtigt veräußert worden, so 
kann der Aussonderungsberechtigte die Abtretung des 
Rechts auf die Gegenleistung verlangen, soweit diese 


noch aussteht. Er kann die Gegenleistung aus der Insol¬ 
venzmasse verlangen, soweit sie in der Masse unter¬ 
scheidbarvorhanden ist. 

§49 

Abgesonderte Befriedigung 
aus unbeweglichen Gegenständen 

Gläubiger, denen ein Recht auf Befriedigung aus Ge¬ 
genständen zusteht, die der Zwangsvollstreckung in das 
unbewegliche Vermögen unterliegen (unbewegliche Ge¬ 
genstände), sind nach Maßgabe des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung zur 
abgesonderten Befriedigung berechtigt. 

§50 

Abgesonderte Befriedigung der Pfandgläubiger 

(1) Gläubiger, die an einem Gegenstand der Insolvenz¬ 
masse ein rechtsgeschäftliches Pfandrecht, ein durch 
Pfändung erlangtes Pfandrecht oder ein gesetzliches 
Pfandrecht haben, sind nach Maßgabe der §§ 166 bis 173 
für Hauptforderung, Zinsen und Kosten zur abgesonder¬ 
ten Befriedigung aus dem Pfandgegenstand berechtigt. 

(2) Das gesetzliche Pfandrecht des Vermieters oder 
Verpächters kann im Insolvenzverfahren wegen des Miet¬ 
oder Pachtzinses für eine frühere Zeit als die letzten zwölf 
Monate vor der Eröffnung des Verfahrens sowie wegen 
der Entschädigung, die infolge einer Kündigung des In¬ 
solvenzverwalters zu zahlen ist, nicht geltend gemacht 
werden. Das Pfandrecht des Verpächters eines landwirt¬ 
schaftlichen Grundstücks unterliegt wegen des Pacht¬ 
zinses nicht dieser Beschränkung. 

§51 

Sonstige Absonderungsberechtigte 

Den in § 50 genannten Gläubigem stehen gleich: 

1. Gläubiger, denen der Schuldner zur Sicherung eines 
Anspruchs eine bewegliche Sache übereignet oder ein 
Recht übertragen hat; 

2. Gläubiger, denen ein Zurückbehaltungsrecht an einer 
Sache zusteht, weil sie etwas zum Nutzen der Sache 
verwendet haben, soweit ihre Forderung aus der Ver¬ 
wendung den noch vorhandenen Vorteil nicht über¬ 
steigt; 

3. Gläubiger, denen nach dem Handelsgesetzbuch ein 
Zurückbehaltungsrecht zusteht; 

4. Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, 
soweit ihnen zoll- und steuerpflichtige Sachen nach 
gesetzlichen Vorschriften als Sicherheit für öffentliche 
Abgaben dienen. 

§52 

Ausfall der Absonderungsberechtigten 

Gläubiger, die abgesonderte Befriedigung bean¬ 
spruchen können, sind Insolvenzgläubiger, soweit ihnen 
der Schuldner auch persönlich haftet. Sie sind zur anteils¬ 
mäßigen Befriedigung aus der Insolvenzmasse jedoch nur 
berechtigt, soweit sie auf eine abgesonderte Befriedigung 
verzichten oder bei ihr ausgefallen sind. 
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§53 

Massegläubiger 

Aus der Insolvenzmasse sind die Kosten des Insolvenz¬ 
verfahrens und die sonstigen Masseverbindlichkeiten 
vorweg zu berichtigen. 

§54 

Kosten des Insolvenzverfahrens 
Kosten des Insolvenzverfahrens sind: 

1. die Gerichtskosten für das Insolvenzverfahren; 

2. die Vergütungen und die Auslagen des vorläufigen 
Insolvenzverwalters, des Insolvenzverwalters und der 
Mitglieder des Gläubigerausschusses. 

§55 

Sonstige Masseverbindlichkeiten 

(1) Masseverbindlichkeiten sind weiter die Verbind¬ 
lichkeiten: 

1. die durch Handlungen des Insolvenzverwalters oder in 
anderer Weise durch die Verwaltung, Verwertung und 
Verteilung der Insolvenzmasse begründet werden, 
ohne zu den Kosten des Insolvenzverfahrens zu ge¬ 
hören; 

2. aus gegenseitigen Verträgen, soweit deren Erfüllung 
zur Insolvenzmasse verlangt wird oder für die Zeit nach 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens erfolgen muß; 

3. aus einer ungerechtfertigten Bereicherung der Masse. 

(2) Verbindlichkeiten, die von einem vorläufigen Insol¬ 
venzverwalter begründet worden sind, auf den die Ver¬ 
fügungsbefugnis über das Vermögen des Schuldners 
übergegangen ist, gelten nach der Eröffnung des Ver¬ 
fahrens als Masseverbindlichkeiten. Gleiches gilt für Ver¬ 
bindlichkeiten aus einem Dauerschuldverhältnis, soweit 
der vorläufige Insolvenzverwalter für das von ihm verwal¬ 
tete Vermögen die Gegenleistung in Anspruch genommen 
hat. 

Dritter Abschnitt 

Insolvenzverwalter. 

Organe der Gläubiger 

§56 

Bestellung des Insolvenzverwalters 

(1) Zum Insolvenzverwalter ist eine für den jeweiligen 
Einzelfall geeignete, insbesondere geschäftskundige und 
von den Gläubigem und dem Schuldner unabhängige 
natürliche Person zu bestellen. 

(2) Der Verwalter erhält eine Urkunde über seine Be¬ 
stellung. Bei Beendigung seines Amtes hat er die Urkunde 
dem Insolvenzgericht zurückzugeben. 

§57 

Wahl eines anderen Insolvenzverwalters 

In der ersten Gläubigerversammlung, die auf die Be¬ 
stellung des Insolvenzverwalters folgt, können die Gläu¬ 
biger an dessen Stelle eine andere Person wählen. Das 
Gericht kann die Bestellung des Gewählten nur versagen, 


wenn dieser für die Übernahme des Amtes nicht geeignet 
ist. Gegen die Versagung steht jedem Insolvenzgläubiger 
die sofortige Beschwerde zu. 

§58 

Aufsicht des Insolvenzgerichts 

(1) Der Insolvenzverwalter steht unter der Aufsicht des 
Insolvenzgerichts. Das Gericht kann jederzeit einzelne 
Auskünfte oder einen Bericht über den Sachstand und die 
Geschäftsführung von ihm verlangen. 

(2) Erfüllt der Verwalter seine Pflichten nicht, so kann 
das Gericht nach vorheriger Androhung Zwangsgeld 
gegen ihn festsetzen. Das einzelne Zwangsgeld darf den 
Betrag von fünfzigtausend Deutsche Mark nicht über¬ 
steigen. Gegen den Beschluß steht dem Verwalter die 
sofortige Beschwerde zu. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Durchsetzung der 
Herausgabepflichten eines entlassenen Verwalters. 

§59 , 

Entlassung des Insolvenzverwalters 

(1) Das Insolvenzgericht kann den Insolvenzverwalter 
aus wichtigem Grund aus dem Amt entlassen. Die Ent¬ 
lassung kann von Amts wegen oder auf Antrag des 
Verwalters, des Gläubigerausschusses oder der Gläu¬ 
bigerversammlung erfolgen. Vor der Entscheidung des 
Gerichts ist der Verwalter zu hören. 

(2) Gegen die Entlassung steht dem Verwalter die sofor¬ 
tige Beschwerde zu. Gegen die Ablehnung des Antrags 
steht dem Verwalter, dem Gläubigerausschuß oder, wenn 
die Gläubigerversammlung den Antrag gestellt hat, jedem 
Insolvenzgläubiger die sofortige Beschwerde zu. 

§60 

Haftung des Insolvenzverwalters 

(1) Der Insolvenzverwalter ist allen Beteiligten zum 
Schadenersatz verpflichtet, wenn er schuldhaft die Pflich¬ 
ten verletzt, die ihm nach diesem Gesetz obliegen. Er hat 
für die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Insolvenzverwalters einzustehen. 

(2) Soweit er zur Erfüllung der ihm als Verwalter 
obliegenden Pflichten Angestellte des Schuldners im 
Rahmen ihrer bisherigen Tätigkeit einsetzen muß und 
diese Angestellten nicht offensichtlich ungeeignet sind, 
hat der Verwalter ein Verschulden dieser Personen nicht 
gemäß § 278 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu ver¬ 
treten, sondern ist nur für deren Überwachung und für 
Entscheidungen von besonderer Bedeutung verantwort¬ 
lich. 

§61 

Nichterfüllung von Masseverbindfichkeiten 

Kann eine Masseverbindlichkeit, die durch eine Rechts¬ 
handlung des Insolvenzverwalters begründet worden ist, 
aus der Insolvenzmasse nicht voll erfüllt werden, so ist der 
Verwalter dem Massegläubiger zum Schadenersatz ver¬ 
pflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Verwalter bei der Be¬ 
gründung der Verbindlichkeit nicht erkennen konnte, daß 
die Masse voraussichtlich zur Erfüllung nicht ausreichen 
würde. 
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§62 

Verjährung 

Der Anspruch auf Ersatz des Schadens, der aus einer 
Pflichtverletzung des Insotvenzverwalters entstanden ist, 
verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Verletzte von dem Schaden und den Umständen, welche 
die Ersatzpflicht des Verwalters begründen, Kenntnis er¬ 
langt. Der Anspruch verjährt spätestens in drei Jahren von 
der Aufhebung oder der Rechtskraft der Einstellung des 
Insolvenzverfahrens an. Für Pflichtverletzungen, die im 
Rahmen einer Nachtragsverteilung (§ 203) oder einer Über¬ 
wachung der Planerfüllung (§ 260) begangen worden sind, 
gilt Satz 2 mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Aufhe¬ 
bung des Insolvenzverfahrens der Vollzug der Nachtrags¬ 
verteilung oder die Beendigung der Überwachung tritt 

§63 

Vergütung des Insotvenzverwalters 

Der Insolvenzverwalter hat Anspruch auf Vergütung für 
seine Geschäftsführung und auf Erstattung angemesse¬ 
ner Auslagen. Der Regelsatz der Vergütung wird nach dem 
Wert der Insolvenzmasse zur Zeit der Beendigung des 
Insolvenzverfahrens berechnet. Dem Umfang und der 
Schwierigkeit der Geschäftsführung des Verwalters wird 
durch Abweichungen vom Regelsatz Rechnung getragen. 

§64 

Festsetzung durch das Gericht 

(1) Das Insolvenzgericht setzt die Vergütung und die 
zu erstattenden Auslagen des Insolvenzverwalters durch 
Beschluß fest. 

(2) Der Beschluß Ist öffentlich bekanntzumachen und 
dem Verwalter, dem Schuldner und, Wenn ein Gläubiger¬ 
ausschuß bestellt ist, den Mitgliedern des Ausschusses 
besonders zuzustellen. Die festgesetzten Beträge sind 
nicht zu veröffentlichen; in der öffentlichen Bekannt¬ 
machung ist darauf hinzuweisen, daß der vollständige 
Beschluß in der Geschäftsstelle eingesehen werden kann. 

(3) Gegen den Beschluß steht dem Verwalter, dem 
Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger die sofortige 
Beschwerde zu. § 567 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung gilt 
entsprechend. 

§65 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, die 
Vergütung und die Erstattung der Auslagen des Insolvenz¬ 
verwalters durch Rechtsverordnung näher zu regeln. 

§66 

Rechnungslegung 

(1) Der Insolvenzverwalter hat bei der Beendigung 
seines Amtes einer Gläubigerversammlung Rechnung zu 
legen. 

(2) Vor der Gläubigerversammlung prüft das Insolvenz¬ 
gericht die Schlußrechnung des Verwalters. Es legt die 
Schlußrechnung mit den Belegen, mit einem Vermerk über 
die Prüfung und, wenn ein Gläubigerausschuß bestellt ist, 
mit dessen Bemerkungen zur Einsicht der Beteiligten aus; 
es kann dem Gläubigerausschuß für dessen Stellung¬ 


nahme eine Frist setzen. Der Zeitraum zwischen der Aus¬ 
legung der Unterlagen und dem Termin der Gläubiger¬ 
versammlung soll mindestens eine Woche betragen. 

(3) Die Gläubigerversammlung kann dem Verwalter 
aufgeben, zu bestimmten Zeitpunkten während des Ver¬ 
fahrens Zwischenrechnung zu legen. Die Absätze 1 und 2 
gelten entsprechend. 

§67 

Einsetzung des Gläubigerausschusses 

(1) Vor der erster) Gläubigerversammlung kann das 
Insolvenzgericht einen Gläubigerausschuß einsetzen. 

(2) Im Gläubigerausschuß sollen die absonderungs¬ 
berechtigten Gläubiger, die Insolvenzgläubiger mit den 
höchsten Forderungen und die Kleingläubiger vertreten 
sein. Dem Ausschuß soll ein Vertreter der Arbeitnehmer 
angehören, wenn diese als Insolvenzgläubiger mit nicht 
unerheblichen Forderungen beteiligt sind. 

(3) Zu Mitgliedern des Gläubigerausschusses können 
auch Personen bestellt werden, die keine Gläubiger 
sind. 

§68 

Wahl anderer Mitglieder 

(1) Die Gläubigerversammlung beschließt, ob ein Gläu¬ 
bigerausschuß eingesetzt werden soll. Hat das Insolvenz¬ 
gericht bereits einen Gläubigerausschuß eingesetzt, so 
beschließt sie, ob dieser beibehalten werden soll. 

(2) Sie kann vom Insolvenzgericht bestellte Mitglieder 
abwählen und andere oder zusätzliche Mitglieder des 
Gläubigerausschusses wählen. 

§69 

Aufgaben des Gläubigerausschusses 

Die Mitglieder des Gläubigerausschusses haben den 
Insolvenzverwalter bei seiner Geschäftsführung zu unter¬ 
stützen und zu überwachen. Sie haben sich über den 
Gang der Geschäfte zu unterrichten sowie die Bücher 
und Geschäftspapiere einsehen und den Geldverkehr und 
-bestand prüfen zu lassen. 

§70 

Entlassung 

Das Insolvenzgericht kann ein Mitglied des Gläubiger¬ 
ausschusses aus wichtigem Grund aus dem Amt ent¬ 
lassen. Die Entlassung kann von Amts wegen, auf Antrag 
des Mitglieds des Gläubigerausschusses oder auf An¬ 
trag der Gläubigerversammlung erfolgen. Vor der Ent¬ 
scheidung des Gerichts ist das Mitglied des Gläubiger¬ 
ausschusses zu hören; gegen die Entscheidung steht ihm 
die sofortige Beschwerde zu. 

§71 

Haftung der Mitglieder 
des Gläubigerausschusses 

Die Mitglieder des Gläubigerausschusses sind den 
absonderungsberechtigten Gläubigem und den Insol¬ 
venzgläubigem zum Schadenersatz verpflichtet, wenn sie 
schuldhaft die Pflichten verletzen, die ihnen nach diesem 
Gesetz obliegen. § 62 gilt entsprechend. 
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§72 

Beschlüsse des Gläubigerausschusses 

Ein Beschluß des Gläubigerausschusses ist gültig, 
wenn die Mehrheit der Mitglieder an der Beschlußfassung 
teilgenommen hat und der Beschluß mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefaßt worden ist. 

§73 

Vergütung der Mitglieder 
des Gläubigerausschusses 

(1) Die Mitglieder des Gläubigerausschusses haben 
Anspruch auf Vergütung für ihre Tätigkeit und auf Erstat¬ 
tung angemessener Auslagen. Dabei ist dem Zeitaufwand 
und dem Umfang der Tätigkeit Rechnung zu tragen. 

(2) Die §§ 64 und 65 gelten entsprechend. 

§74 

Einberufung der Gläubigerversammlung 

(1) Die Gläubigerversammlung wird vom Insolvenz¬ 
gericht einberufen. Zur Teilnahme an der Versammlung 
sind alle absonderungsberechtigten Gläubiger, alle Insol¬ 
venzgläubiger, der Insolvenzverwalter und der Schuldner 
berechtigt. 

(2) Die Zeit, der Ort und die Tagesordnung der Gläu¬ 
bigerversammlung sind öffentlich bekanntzumachen. Die 
öffentliche Bekanntmachung kann unterbleiben, wenn 
in einer Gläubigerversammlung die Verhandlung vertagt 
wird. 

§75 

Antrag auf Einberufung 

(1) Die Gläubigerversammlung ist einzuberufen, wenn 
dies beantragt wird: 

1. vom Insolvenzverwalter; 

2. vom Gläubigerausschuß; 

3. von mindestens fünf absonderungsberechtigten Gläu¬ 
bigern oder nicht nachrangigen Insolvenzgläubigem, 
deren Absonderungsrechte und Forderungen nach der 
Schätzung des Insolvenzgerichts zusammen ein Fünf¬ 
tel der Summe erreichen, die sich aus dem Wert aller 
Absonderungsrechte und den Forderungsbeträgen 
aller nicht nachrangigen Insolvenzgläubiger ergibt; 

4. von einem oder mehreren absonderungsberechtigten 
Gläubigem oder nicht nachrangigen Insolvenzgläu¬ 
bigem, deren Absonderungsrechte und Forderungen 
nach der Schätzung des Gerichts zwei Fünftel der in 
Nummer 3 bezeichneten Summe erreichen. 

(2) Der Zeitraum zwischen dem Eingang des Antrags 
und dem Termin der Gläubigerversammlung soll höch¬ 
stens zwei Wochen betragen. 

(3) Wird die Einberufung abgelehnt, so steht dem An¬ 
tragsteller die sofortige Beschwerde zu. 

§76 

Beschlüsse der Gläubigerversammlung 

(1) Die Gläubigerversammlung wird vom Insolvenz¬ 
gericht geleitet. 


(2) Ein Beschluß der Gläubigerversammlung kommt 
zustande, wenn die Summe der Forderungsbeträge der 
zustimmenden Gläubiger mehr als die Hälfte der Summe 
der Forderungsbeträge der abstimmenden Gläubiger 
beträgt; bei absonderungsberechtigten Gläubigem, 
denen der Schuldner nicht persönlich haftet, tritt der Wert 
des Absonderungsrechts an die Stelle des Forderungs¬ 
betrags. 

§77 

Feststellung des Stimmrechts 

(1) Ein Stimmrecht gewähren die Forderungen, die 
angemeldet und weder vom Insolvenzverwalter noch 
von einem stimmberechtigten Gläubiger bestritten wor¬ 
den sind. Nachrangige Gläubiger sind nicht stimmbe¬ 
rechtigt. 

(2) Die Gläubiger, deren Forderungen bestritten wer¬ 
den, sind stimmberechtigt, soweit sich in der Gläubiger¬ 
versammlung der Verwalter und die erschienenen 
stimmberechtigten Gläubiger über das Stimmrecht ge¬ 
einigt haben. Kommt es nicht zu einer Einigung, so 
entscheidet das Insolvenzgericht. Es kann seine Ent¬ 
scheidung auf den Antrag des Verwalters oder eines in 
der Gläubigerversammlung erschienenen Gläubigers 
ändern. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend 

1. für die Gläubiger aufschiebend bedingter Forderun¬ 
gen; 

2. für die absonderungsberechtigten Gläubiger. 

§78 

Aufhebung eines Beschlusses 
der Gläubigerversammlung 

(1) Widerspricht ein Beschluß der Gläubigerversamm¬ 
lung dem gemeinsamen Interesse der Insolvenzgläubiger, 
so hat das Insolvenzgericht den Beschluß aufzuhe¬ 
ben, wenn ein absonderungsberechtigter Gläubiger, ein 
nicht nachrangiger Insolvenzgläubiger oder der Insol¬ 
venzverwalter dies in der Gläubigerversammlung bean¬ 
tragt. 

(2) Die Aufhebung des Beschlusses ist öffentlich 
bekanntzumachen. Gegen die Aufhebung steht jedem 
absonderungsberechtigten Gläubiger und jedem nicht 
nachrangigen Insolvenzgläubiger die sofortige Be¬ 
schwerde zu. Gegen die Ablehnung des Antrags auf 
Aufhebung steht dem Antragsteller die sofortige Be¬ 
schwerde zu. 

§79 

Unterrichtung der Gläubigerversammlung 

Die Gläubigerversammlung ist berechtigt, vom Insol¬ 
venzverwalter einzelne Auskünfte und einen Bericht über 
den Sachstand und die Geschäftsführung zu verlangen. 
Ist ein Gläubigerausschuß nicht bestellt, so kann die 
Gläubigerversammlung den Geldverkehr und -bestand 
des Verwalters prüfen lassen. 
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Dritter Teil 

Wirkungen der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens 


Erster Abschnitt 
Allgemeine Wirkungen 

§80 

Übergang des Verwaltungs- und 
Verfügungsrechts 

(1) Durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens geht 
das Recht des Schuldners, das zur Insolvenzmasse ge¬ 
hörende Vermögen zu verwalten und über es zu verfügen, 
auf den Insolvenzverwalter über. 

(2) Ein gegen den Schuldner bestehendes Veräuße¬ 
rungsverbot, das nur den Schutz bestimmter Personen 
bezweckt (§§ 135, 136 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
hat im Verfahren keine Wirkung. Die Vorschriften über die 
Wirkungen einer Pfändung oder einer Beschlagnahme im 
Wege der Zwangsvollstreckung bleiben unberührt. 

§81 

Verfügungen des Schuldners 

(1) Hat der Schuldner nach der Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens über einen Gegenstand der Insolvenz¬ 
masse verfügt, so ist diese Verfügung unwirksam. 
Unberührt bleiben die §§ 892, 893 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, §§ 16, 17 des Gesetzes über Rechte an 
eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken und §§ 16, 
17 des Gesetzes über Rechte an Luftfahrzeugen. Dem 
anderen Teil ist die Gegenleistung aus der Insolvenz¬ 
masse zurückzugewähren, soweit die Masse durch sie 
bereichert ist. 

(2) Für eine Verfügung über künftige Forderungen auf 
Bezüge aus einem Dienstverhältnis des Schuldners oder 
an deren Stelle tretende laufende Bezüge gilt Absatz 1 
auch insoweit, als die Bezüge für die Zeit nach der Beendi¬ 
gung des Insolvenzverfahrens betroffen sind. Das Recht 
des Schuldners zur Abtretung dieser Bezüge an einen 
Treuhänder mit dem Zief der gemeinschaftlichen Befriedi¬ 
gung der Insolvenzgläubiger bleibt unberührt. 

(3) Hat der Schuldner am Tag der Eröffnung des 
Verfahrens verfügt, so wird vermutet, daß er nach der 
Eröffnung verfügt hat. 

§82 

Leistungen an den Schuldner 

Ist nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens zur 
Erfüllung einer Verbindlichkeit an den Schuldner geleistet 
worden, obwohl die Verbindlichkeit zur Insolvenzmasse zu 
erfüllen war, so wird der Leistende befreit, wenn er zur Zeit 
der Leistung die Eröffnung des Verfahrens nicht kannte. 
Hat er vor der öffentlichen Bekanntmachung der Eröff¬ 
nung geleistet, so wird vermutet, daß er die Eröffnung 
nicht kannte. 


§83 

Erbschaft Fortgesetzte Gütergemeinschaft 

(1) Ist dem Schuldner vor der Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens eine Erbschaft oder ein Vermächtnis angefallen 
oder geschieht dies während des Verfahrens, so steht die 
Annahme oder Ausschlagung nur dem Schuldner zu. 
Gleiches gilt von der Ablehnung der fortgesetzten Güter¬ 
gemeinschaft. 

(2) (st der Schuldner Vorerbe, so darf der Insolvenz¬ 
verwalter über die Gegenstände der Erbschaft nicht ver¬ 
fügen, wenn die Verfügung im Falle des Eintritts der Nach¬ 
erbfolge nach § 2115 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem 
Nacherben gegenüber unwirksam ist. 

§84 

Auseinandersetzung 
einer Gesellschaft oder Gemeinschaft 

(1) Besteht zwischen dem Schuldner und Dritten eine 
Gemeinschaft nach Bruchteilen, eine andere Gemein¬ 
schaft oder eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, 
so erfolgt die Teilung oder sonstige Auseinandersetzung 
außerhalb des Insolvenzverfahrens. Aus dem dabei er¬ 
mittelten Anteil des Schuldners kann für Ansprüche aus 
dem Rechtsverhältnis abgesonderte Befriedigung ver¬ 
langt werden. 

(2) Eine Vereinbarung, durch die bei einer Gemein¬ 
schaft nach Bruchteilen das Recht, die Aufhebung der 
Gemeinschaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit aus¬ 
geschlossen oder eine Kündigungsfrist bestimmt worden 
ist, hat im Verfahren keine Wirkung. Gleiches gilt für eine 
Anordnung dieses Inhalts, die ein Erblasser für die 
Gemeinschaft seiner Erben getroffen hat, und für eine ent¬ 
sprechende Vereinbarung der Miterben. 

§85 

Aufnahme von Aktivprozessen 

(1) Rechtsstreitigkeiten über das zur Insolvenzmasse 
gehörende Vermögen, die zur Zeit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens für den Schuldner anhängig sind, 
können in der Lage, in der sie sich befinden, vom Insol¬ 
venzverwalter aufgenommen werden. Wird die Aufnahme 
verzögert, so gilt § 239 Abs. 2 bis 4 der Zivilprozeßord¬ 
nung entsprechend. 

(2) Lehnt der Verwalter die Aufnahme des Rechtsstreits 
ab, so können sowohl der Schuldner als auch der Gegner 
den Rechtsstreit aufnehmen. 

§86 

Aufnahme bestimmter Passivprozesse 

(1) Rechtsstreitigkeiten, die zur Zeit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens gegen den Schuldner anhängig sind, 
können sowohl vom Insolvenzverwalter als auch vom 
Gegner aufgenommen werden, wenn sie betreffen: 

1. die Aussonderung eines Gegenstands aus der Insol¬ 
venzmasse, 

2. die abgesonderte Befriedigung oder 

3. eine Masseverbindlichkeit. 



Nr. 70 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 18. Oktober 1994 


2877 


(2) Erkennt der Verwalter den Anspruch sofort an, so 
kann der Gegner einen Anspruch auf Erstattung der 
Kosten des Rechtsstreits nur als Insolvenzgläubiger gel¬ 
tend machen. 

§87 

Forderungen der Insolvenzgläubiger 

Die Insolvenzgläubiger können ihre Forderungen nur 
nach den Vorschriften über das Insolvenzverfahren ver¬ 
folgen. 

§88 

Vollstreckung vor Verfahrenseröffnung 

Hat ein Insolvenzgläubiger im letzten Monat vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach 
diesem Antrag durch Zwangsvollstreckung eine Siche¬ 
rung an dem zur Insolvenzmasse gehörenden Vermögen 
des Schuldners erlangt, so wird diese Sicherung mit der 
Eröffnung des Verfahrens unwirksam. 

§89 

Vollstreckungsverbot 

(1) Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenzgläu¬ 
biger sind während der Dauer des Insolvenzverfahrens 
weder in die Insolvenzmasse noch in das sonstige Vermö¬ 
gen des Schuldners zulässig. 

(2) Zwangsvollstreckungen in künftige Forderungen auf 
Bezüge aus einem Dienstverhältnis des Schuldners oder 
an deren Stelle tretende laufende Bezüge sind während 
der Dauer des Verfahrens auch für Gläubiger unzulässig, 
die keine Insolvenzgläubiger sind. Dies gilt nicht für die 
Zwangsvollstreckung wegen eines Unterhaltsanspruchs 
oder einer Forderung aus einer vorsätzlichen unerlaubten 
Handlung in den Teil der Bezüge, der für andere Gläubiger 
nicht pfändbar ist. 

(3) Über Einwendungen, die auf Grund des Absatzes 1 
oder 2 gegen die Zulässigkeit einer Zwangsvollstreckung 
erhoben werden, entscheidet das Insolvenzgericht. Das 
Gericht kann vor der Entscheidung eine einstweilige An¬ 
ordnung erlassen; es kann insbesondere anordnen, daß 
die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicherheits¬ 
leistung einstweilen einzustellen oder nur gegen Sicher¬ 
heitsleistung fortzusetzen sei. 

§90 

Vollstreckungsverbot 
bei Masseverbindlichkeiten 

(1) Zwangsvollstreckungen wegen Masseverbindlich¬ 
keiten, die nicht durch eine Rechtshandlung des Insol¬ 
venzverwalters begründet worden sind, sind für die Dauer 
von sechs Monaten seit der Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens unzulässig. 

(2) Nicht als derartige Masseverbindlichkeiten gelten 
die Verbindlichkeiten: 

1. aus einem gegenseitigen Vertrag, dessen Erfüllung der 
Verwalter gewählt hat; 

2. aus einem Dauerschuldverhältnis für die Zeit nach dem 
ersten Termin, zu dem der Verwalter kündigen konnte; 

3. aus einem Dauerschuldverhältnis, soweit der Verwalter 
für die Insolvenzmasse die Gegenleistung in Anspruch 
nimmt. 


§91 

Ausschluß sonstigen Rechtserwerbs 

(1) Rechte an den Gegenständen der Insolvenzmasse 
können nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht 
wirksam erworben werden, auch wenn keine Verfügung 
des Schuldners und keine Zwangsvollstreckung für einen 
Insolvenzgläubiger zugrunde liegt. 

(2) Unberührt bleiben die §§ 878, 892, 893 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs, § 3 Abs. 3, §§ 16,17 des Gesetzes 
über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbau¬ 
werken, § 5 Abs. 3, §§ 16,17 des Gesetzes über Rechte an 
Luftfahrzeugen und § 20 Abs. 3 der Seerechtlichen Ver¬ 
teilungsordnung. 

§92 

Gesamtschaden 

Ansprüche der Insolvenzgläubiger auf Ersatz eines 
Schadens, den diese Gläubiger gemeinschaftlich durch 
eine Verminderung des zur insolvenzmasse gehörenden 
Vermögens vor oder nach der Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens erlitten haben (Gesamtschaden), können während 
der Dauer des Insolvenzverfahrens nur vom Insolvenzver¬ 
walter geltend gemacht werden. Richten sich die An¬ 
sprüche gegen den Verwalter, so können sie nur von 
einem neu bestellten Insolvenzverwalter geltend gemacht 
werden. 

§93 

Persönliche Haftung der Gesellschafter 

Ist das Insolvenzverfahren über das Vermögen einer 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder einer Kom¬ 
manditgesellschaft auf Aktien eröffnet, so kann die per¬ 
sönliche Haftung eines Gesellschafters für die Verbind¬ 
lichkeiten der Gesellschaft während der Dauer des Insol¬ 
venzverfahrens nur vom Insolvenzverwalter geltend ge¬ 
macht werden. 

§94 

Erhaltung einer Aufrechnungslage 

Ist ein Insolvenzgläubiger zur Zeit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens kraft Gesetzes oder auf Grund einer 
Vereinbarung zur Aufrechnung berechtigt, so wird dieses 
Recht durch das Verfahren nicht berührt. 

§95 

Eintritt der Aufrechnungslage im Verfahren 

(1) Sind zur Zelt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
die aufzurechnenden Forderungen oder eine von ihnen 
noch aufschiebend bedingt oder nicht fällig oder die For¬ 
derungen noch nicht auf gleichartige Leistungen gerichtet, 
so kann die Aufrechnung erst erfolgen, wenn ihre Voraus¬ 
setzungen eingetreten sind. Die §§ 41,45 sind nicht anzu¬ 
wenden. Die Aufrechnung ist ausgeschlossen, wenn die 
Forderung, gegen die aufgerechnet werden soll, unbe¬ 
dingt und fällig wird, bevor die Aufrechnung erfolgen kann. 

(2) Die Aufrechnung wird nicht dadurch ausgeschlos¬ 
sen, daß die Forderungen auf unterschiedliche Währun¬ 
gen oder Rechnungseinheiten lauten, wenn diese Wäh¬ 
rungen oder Rechnungseinheiten am Zahlungsort der 
Forderung, gegen die aufgerechnet wird, frei getauscht 
werden können. Die Umrechnung erfolgt nach dem Kurs¬ 
wert, der für diesen Ort zur Zeit des Zugangs der Auf¬ 
rechnungserklärung maßgeblich ist. 
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§96 

Unzulässigkeit der Aufrechnung 

Die Aufrechnung ist unzulässig, 

1. wenn ein Insolvenzgläubiger erst nach der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens etwas zur Insolvenzmasse 
schuldig geworden ist, 

2. wenn ein Insolvenzgläubiger seine Forderung erst nach 
der Eröffnung des Verfahrens von einem anderen Gläu¬ 
biger erworben hat, 

3. wenn ein Insolvenzgläubiger die Möglichkeit der Auf¬ 
rechnung durch eine anfechtbare Rechtshandlung er¬ 
langt hat, 

4. wenn ein Gläubiger, dessen Forderung aus dem freien 
Vermögen des Schuldners zu erfüllen ist, etwas zur 
Insolvenzmasse schuldet. 

§97 

Auskunfts- und 

Mitwirkungspflichten des Schuldners 

(1) Der Schuldner ist verpflichtet, dem Insolvenzgericht, 
dem Insolvenzverwalter, dem Gläubigerausschuß und auf 
Anordnung des Gerichts der Gläubigerversammlung über 
alle das Verfahren betreffenden Verhältnisse Auskunft zu 
geben. Er hat auch Tatsachen zu offenbaren, die geeignet 
sind, eine Verfolgung wegen einer Straftat oder einer Ord¬ 
nungswidrigkeit herbeizuführen. Jedoch darf eine Aus¬ 
kunft, die der Schuldner gemäß seiner Verpflichtung nach 
Satz 1 erteilt, in einem Strafverfahren oder in einem Ver¬ 
fahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
gegen den Schuldner oder einen in § 52 Abs. 1 der Straf¬ 
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen des Schuld¬ 
ners nur mit Zustimmung des Schuldners verwendet 
werden. 

(2) Der Schuldner hat den Verwalter bei der Erfüllung 
von dessen Aufgaben zu unterstützen. 

(3) Der Schuldner ist verpflichtet, sich auf Anordnung 
des Gerichts jederzeit zur Verfügung zu stellen, um seine 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten zu erfüllen. Er hat 
alle Handlungen zu unterlassen, die der Erfüllung dieser 
Pflichten zuwiderlaufen. 

§98 

Durchsetzung 

der Pflichten des Schuldners 

(1) Wenn es zur Herbeiführung wahrheitsgemäßer Aus¬ 
sagen erforderlich erscheint, ordnet das Insolvenzgericht 
an, daß der Schuldner zu Protokoll an Eides Statt ver¬ 
sichert, er habe die von ihm verlangte Auskunft nach 
bestem Wissen und Gewissen richtig und vollständig 
erteilt. Die §§ 478 bis 480,483 der Zivilprozeßordnung gel¬ 
ten entsprechend. 

(2) Das Gericht kann den Schuldner zwangsweise vor¬ 
führen und nach Anhörung in Haft nehmen lassen, 

1. wenn der Schuldner eine Auskunft oder die eidesstatt¬ 
liche Versicherung oder die Mitwirkung bei der Erfül¬ 
lung der Aufgaben des Insolvenzverwalters verweigert; 

2. wenn der Schuldner sich der Erfüllung seiner Aus¬ 
kunfts- und Mitwirkungspflichten entziehen will, insbe¬ 
sondere Anstalten zur Flucht trifft, oder 


3. wenn dies zur Vermeidung von Handlungen des 
Schuldners, die der Erfüllung seiner Auskunfts- und 
Mitwirkungspflichten zuwideriaufen, insbesondere zur 
Sicherung der Insolvenzmasse, erforderlich ist. 

(3) Für die Anordnung von Haft gelten die §§ 904 
bis 910, 913 der Zivilprozeßordnung entsprechend. Der 
Haftbefehl ist von Amts wegen aufzuheben, sobald die 
Voraussetzungen für die Anordnung von Haft nicht mehr 
vorliegen. Gegen die Anordnung der Haft und gegen die 
Abweisung eines Antrags auf Aufhebung des Haftbefehls 
wegen Wegfalls seiner Voraussetzungen findet die sofor¬ 
tige Beschwerde statt. 

§99 

Postsperre 

(1) Soweit dies erforderlich erscheint, um für die Gläu¬ 
biger nachteilige Rechtshandlungen des Schuldners auf¬ 
zuklären oder zu verhindern, ordnet das Insolvenzgericht 
auf Antrag des Insolvenzverwalters oder von Amts wegen 
durch begründeten Beschluß ein, daß bestimmte oder alle 
Postsendungen für den Schuldner dem Verwalter zuzu¬ 
leiten sind. Die Anordnung ergeht nach Anhörung des 
Schuldners, sofern dadurch nicht wegen besonderer Um¬ 
stände des Einzelfalls der Zweck der Anordnung gefähr¬ 
det wird. Unterbleibt die vorherige Anhörung des Schuld¬ 
ners, so ist dies in dem Beschluß gesondert zu begründen 
und die Anhörung unverzüglich nachzuholen. 

(2) Der Verwalter ist berechtigt, die ihm zugeleiteten 
Sendungen zu öffnen. Sendungen, deren Inhalt nicht die 
Insolvenzmasse betrifft, sind dem Schuldner unverzüglich 
zuzuleiten. Die übrigen Sendungen kann der Schuldner 
einsehen. 

(3) Gegen die Anordnung der Postsperre steht dem 
Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Das Gericht hat 
die Anordnung nach Anhörung des Verwalters aufzu¬ 
heben, soweit ihre Voraussetzungen fortfallen. 

§100 

Unterhalt aus der Insolvenzmasse 

(1) Die Gläubigerversammlung beschließt, ob und in 
welchem Umfang dem Schuldner und seiner Familie 
Unterhalt aus der Insolvenzmasse gewährt werden soll. 

(2) Bis zur Entscheidung der Gläubigerversammlung 
kann der Insolvenzverwalter mit Zustimmung des Gläu¬ 
bigerausschusses, wenn ein solcher bestellt ist, dem 
Schuldner den notwendigen Unterhalt gewähren. In 
gleicher Weise kann den minderjährigen unverheirateten 
Kindern des Schuldners, seinem Ehegatten, seinem frü¬ 
heren Ehegatten und der Mutter seines nichtehelichen 
Kindes hinsichtlich des Anspruchs nach den §§ 16151, 
1615n des Bürgerlichen Gesetzbuchs Unterhalt gewährt 
werden. 

§101 

Organschaftliche Vertreter. Angestellte 

(1) Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gelten 
die §§ 97 bis 99 entsprechend für die Mitglieder des 
Vertretungs- oder Aufsichtsorgans und die vertretungs¬ 
berechtigten persönlich haftenden Gesellschafter des 
Schuldners. § 97 Abs. 1 und § 98 gelten außerdem ent¬ 
sprechend für Personen, die nicht früher als zwei Jahre vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens aus 
einer in Satz 1 genannten Stellung ausgeschieden sind. 
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§ 100 gilt entsprechend für die vertretungsberechtigten 
persönlich haftenden Gesellschafter des Schuldners. 

(2) § 97 Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend für Angestellte 
und frühere Angestellte des Schuldners, sofern diese 
nicht früher als zwei Jahre vor dem Eröffnungsantrag aus¬ 
geschieden sind. 

§102 

Einschränkung eines Grundrechts 

Durch die §§ 99,101 Abs. 1 Satz 1 wird das Grundrecht 
des Briefgeheimnisses sowie des Post- und Femmelde- 
geheimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) eingeschränkt. 

Zweiter Abschnitt 

Erfüllung der Rechtsgeschäfte. 
Mitwirkung des Betriebsrats 

§103 

Wahlrecht des Insolvenzverwalters 

(1) Ist ein gegenseitiger Vertrag zur Zeit der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens vom Schuldner und vom anderen 
Teil nicht oder nicht vollständig erfüllt, so kann der Insol¬ 
venzverwalter anstelle des Schuldners den Vertrag erfül¬ 
len und die Erfüllung vom anderen Teil verlangen. 

(2) Lehnt der Verwalter die Erfüllung ab, so kann der 
andere Teil eine Forderung wegen der Nichterfüllung 
nur als Insolvenzgläubiger geltend machen. Fordert der 
andere Teil den Verwalter zur Ausübung seines Wahl¬ 
rechts auf, so hat der Verwalter unverzüglich zu erklären, 
ob er die Erfüllung verlangen will. Unterläßt er dies, so 
kann er auf der Erfüllung nicht bestehen. 

§104 

Fixgeschäfte. Finanztermingeschäfte 

(1) War die Lieferung von Waren, die einen Markt- oder 
Börsenpreis haben, genau zu einer festbestimmten Zeit 
oder innerhalb einer festbestimmten Frist vereinbart und 
tritt die Zeit oder der Ablauf der Frist erst nach der Er¬ 
öffnung des Insolvenzverfahrens ein, so kann nicht die 
Erfüllung verlangt, sondern nur eine Forderung wegen der 
Nichterfüllung geltend gemacht werden. 

(2) War für Finanzleistungen, die einen Markt- oder Bör¬ 
senpreis haben, eine bestimmte Zeit oder eine bestimmte 
Frist vereinbart und tritt die Zeit oder der Ablauf der Frist 
erst nach der Eröffnung des Verfahrens ein, so kann nicht 
die Erfüllung verlangt, sondern nur eine Forderung wegen 
der Nichterfüllung geltend gemacht werden. Als Finanz¬ 
leistungen gelten insbesondere 

1. die Lieferung von Edelmetallen, 

2. die Lieferung von Wertpapieren oder vergleichbaren 
Rechten, soweit nicht der Erwerb einer Beteiligung an 
einem Unternehmen zur Herstellung einer dauernden 
Verbindung zu diesem Unternehmen beabsichtigt ist, 

3. Geldleistungen, die in ausländischer Währung oder in 
einer Rechnungseinheit zu erbringen sind, 

4. Geldleistungen, deren Höhe unmittelbar oder mittelbar 
durch den Kurs einer ausländischen Währung oder 
einer Rechnungseinheit, durch den Zinssatz von For¬ 
derungen oder durch den Preis anderer Güter oder 
Leistungen bestimmt wird, 


5. Optionen und andere Rechte auf Lieferungen oder 
Geldleistungen im Sinne der Nummern 1 bis 4. 

Sind Geschäfte über Finanzleistungen in einem Rahmen¬ 
vertrag zusammengefaßt, für den vereinbart ist, daß er bei 
Vertragsverletzungen nur einheitlich beendet werden 
kann, so gilt die Gesamtheit dieser Geschäfte als ein 
gegenseitiger Vertrag im Sinne der §§ 103,104. 

(3) Die Forderung wegen der Nichterfüllung richtet sich 
auf den Unterschied zwischen dem vereinbarten Preis und 
dem Markt- oder Börsenpreis, der am zweiten Werktag 
nach der Eröffnung des Verfahrens am Erfüllungsort für 
einen Vertrag mit der vereinbarten Erfüllungszeit maßgeb¬ 
lich ist. Der andere Teil kann eine solche Forderung nur als 
Insotvenzgläubiger geltend machen. 

§105 

Teilbare Leistungen 

Sind die geschuldeten Leistungen teilbar und hat der 
andere Teil die ihm obliegende Leistung zur Zeit der Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens bereits teilweise erbracht, 
so ist er mit dem der Teilleistung entsprechenden Betrag 
seines Anspruchs auf die Gegenleistung Insolvenzgläubi¬ 
ger, auch wenn der Insolvenzverwalter wegen der noch 
ausstehenden Leistung Erfüllung verlangt. Der andere Teil 
ist nicht berechtigt, wegen der Nichterfüllung seines An¬ 
spruchs auf die Gegenleistung die Rückgabe einer vor der 
Eröffnung des Verfahrens in das Vermögen des Schuld¬ 
ners übergegangenen Teilleistung aus der Insolvenz¬ 
masse zu verlangen. 

§106 

Vormerkung 

(1) Ist zur Sicherung eines Anspruchs auf Einräumung 
oder Aufhebung eines Rechts an einem Grundstück des 
Schuldners oder an einem für den Schuldner eingetra¬ 
genen Recht oder zur Sicherung eines Anspruchs auf 
Änderung des Inhalts oder des Ranges eines solchen 
Rechts eine Vormerkung im Grundbuch eingetragen, so 
kann der Gläubiger für seinen Anspruch Befriedigung aus 
der Insolvenzmasse verlangen. Dies gilt auch, wenn der 
Schuldner dem Gläubiger gegenüber weitere Verpflich¬ 
tungen übernommen hat und diese nicht oder nicht voll¬ 
ständig erfüllt sind. 

(2) Für eine Vormerkung, die im Schiffsregister, Schiffs¬ 
bauregister oder Register für Pfandrechte an Luftfahrzeu¬ 
gen eingetragen ist gilt Absatz 1 entsprechend. 

§107 

Eigentumsvorbehalt 

(1) Hat vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens der 
Schuldner eine bewegliche Sache unter Eigentumsvorbe¬ 
halt verkauft und dem Käufer den Besitz an der Sache 
übertragen, so kann der Käufer die Erfüllung des Kaufver¬ 
trages verlangen. Dies gilt auch, wenn der Schuldner dem 
Käufer gegenüber weitere Verpflichtungen übernommen 
hat und diese nicht oder nicht vollständig erfüllt sind. 

(2) Hat vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens der 
Schuldner eine bewegliche Sache unter Eigentumsvorbe¬ 
halt gekauft und vom Verkäufer den Besitz an der Sache 
erlangt, so braucht der Insolvenzverwalter, den der Ver¬ 
käufer zur Ausübung des Wahlrechts aufgefordert hat, 
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die Erklärung nach § 103 Abs. 2 Satz 2 erst unverzüglich 
nach dem Berichtetermin abzugeben. Dies gilt nicht, 
wenn in der Zeit bis zum Berichtstermin eine erhebliche 
Verminderung des Wertes der Sache zu erwarten ist und 
der Gläubiger den Verwalter auf diesen Umstand hinge¬ 
wiesen hat. 

§108 

Fortbestehen von Dauerschuldverhältnissen 

(1) Miet- und Pachtverhältnisse des Schuldners über 
unbewegliche Gegenstände oder Räume sowie Dienst¬ 
verhältnisse des Schuldners bestehen mit Wirkung für die 
Insolvenzmasse fort. 

(2) Ansprüche für die Zeit vor der Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens kann der andere Teil nur als Insolvenz¬ 
gläubiger geltend machen. 

§109 

Schuldner als Mieter oder Pächter 

(1) Ein Miet- oder Pachtverhältnis über einen unbeweg¬ 
lichen Gegenstand oder über Räume, das der Schuldner 
als Mieter oder Pächter eingegangen war, kann der Insol¬ 
venzverwalter ohne Rücksicht auf die vereinbarte Ver¬ 
tragsdauer unter Einhaltung der gesetzlichen Frist kündi¬ 
gen. Kündigt der Verwalter nach Satz 1, so kann der 
andere Teil wegen der vorzeitigen Beendigung des Ver¬ 
tragsverhältnisses als Insolvenzgläubiger Schadenersatz 
verlangen. 

(2) Waren dem Schuldner der unbewegliche Gegen¬ 
stand oder die Räume zur Zeit der Eröffnung des Verfah¬ 
rens noch nicht überlassen, so kann sowohl der Verwalter 
als auch der andere Teil vom Vertrag zurücktreten. Tritt 
der Verwalter zurück, so kann der andere Teil wegen der 
vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses als 
Insolvenzgläubiger Schadenersatz verlangen. Jeder Teil 
hat dem anderen auf dessen Verlangen binnen zwei 
Wochen zu erklären, ob er vom Vertrag zurücktreten will; 
unterläßt er dies, so verliert er das Rücktrittsrecht. 

§110 

Schuldner als Vermieter oder Verpächter 

(1) Hatte der Schuldner als Vermieter oder Verpächter 
eines unbeweglichen Gegenstands oder von Räumen vor 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über die Miet- oder 
Pachtzinsforderung für die spätere Zeit verfügt, so ist 
diese Verfügung nur wirksam, soweit sie sich auf den 
Miet- oder Pachtzins für den zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens laufenden Kalendermonat bezieht. Ist die 
Eröffnung nach dem fünfzehnten Tag des Monate erfolgt, 
so ist die Verfügung auch für den folgenden Kalender¬ 
monat wirksam. 

(2) Eine Verfügung im Sinne des Absatzes 1 ist insbe¬ 
sondere die Einziehung des Miet- oder Pachtzinses. Einer 
rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine Verfügung 
gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung erfolgt. 

(3) Der Mieter oder der Pächter kann gegen die Miet¬ 
oder Pachtzinsforderung für den in Absatz 1 bezeichneten 
Zeitraum eine Forderung aufrechnen, die ihm gegen den 
Schuldner zusteht. Die §§ 95 und 96 Nr. 2 bis 4 bleiben 
unberührt. 


§111 

Veräußerung des Miet- oder Pachtobjekts 

Veräußert der Insolvenzverwalter einen unbeweglichen 
Gegenstand oder Räume, die der Schuldner vermietet 
oder verpachtet hatte, und tritt der Erwerber anstelle des 
Schuldners in das Miet- oder Pachtverhältnis ein, so kann 
der Erwerber das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhal¬ 
tung der gesetzlichen Frist kündigen. Die Kündigung kann 
nur für den ersten Termin erfolgen, für den sie zulässig ist. 
§ 57c des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung gilt entsprechend. 

§112 

Kündigung ssperre 

Ein Miet- oder Pachtverhältnis, das der Schuldner als 
Mieter oder Pächter eingegangen war, kann der andere 
Teil nach dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens nicht kündigen: 

1. wegen eines Verzugs mit der Entrichtung des Miet¬ 
oder Pachtzinses, der in der Zeit vor dem Eröffnungs¬ 
antrag eingetreten ist; 

2. wegen einer Verschlechterung der Vermögensverhält¬ 
nisse des Schuldners. 

§113 

Kündigung eines Dienstverhältnisses 

(1) Ein Dienstverhältnis, bei dem der Schuldner der 
Dienstberechtigte ist, kann vom Insolvenzverwalter und 
vom anderen Teil ohne Rücksicht auf eine vereinbarte Ver¬ 
tragsdauer oder einen vereinbarten Ausschluß des Rechte 
zur ordentlichen Kündigung gekündigt werden. Die Kündi¬ 
gungsfrist beträgt drei Monate zum Monatsende, wenn 
nicht eine kürzere Frist maßgeblich ist. Kündigt der Ver¬ 
walter, so kann der andere Teil wegen der vorzeitigen 
Beendigung des Dienstverhältnisses als Insolvenzgläu¬ 
biger Schadenersatz verlangen. 

(2) Will ein Arbeitnehmer geltend machen, daß die Kün¬ 
digung seines Arbeitsverhältnisses durch den Insolvenz¬ 
verwalter unwirksam ist, so muß er auch dann innerhalb 
von drei Wochen nach Zugang der Kündigung Klage beim 
Arbeitsgericht erheben, wenn er sich für die Unwirksam¬ 
keit der Kündigung auf andere als die in § 1 Abs. 2 und 3 
des Kündigungsschutzgesetzes bezeichneten Gründe be¬ 
ruft. § 4 Satz 4 und § 5 des Kündigungsschutzgesetzes 
gelten entsprechend. 

§114 

Bezüge aus einem Dienstverhältnis 

(1) Hat der Schuldner vor der Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens eine Forderung für die spätere Zeit auf Bezüge 
aus einem Dienstverhältnis oder an deren Stelle tretende 
laufende Bezüge abgetreten oder verpfändet, so ist diese 
Verfügung nur wirksam, soweit sie sich auf die Bezüge für 
die Zeit vor Ablauf von drei Jahren nach dem Ende des zur 
Zeit der Eröffnung des Verfahrens laufenden Kalender¬ 
monate bezieht. 

(2) Gegen die Forderung auf die Bezüge für den in 
Absatz 1 bezeichneten Zeitraum kann der Verpflichtete 
eine Forderung aufrechnen, die ihm gegen den Schuldner 
zusteht. Die §§ 95 und 96 Nr. 2 bis 4 bleiben unberührt. 
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(3) Ist vor der Eröffnung des Verfahrens im Wege der 
Zwangsvollstreckung über die Bezüge für die spätere Zeit 
verfügt worden, so ist diese Verfügung nur wirksam, so¬ 
weit sie sich auf die Bezüge für den zur Zeit der Eröffnung 
des Verfahrens laufenden Kalendermonat bezieht. Ist die 
Eröffnung nach dem fünfzehnten Tag des Monats erfolgt, 
so ist die Verfügung auch für den folgenden Kalender¬ 
monat wirksam. § 88 bleibt unberührt; § 89 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 

§115 

Erlöschen von Aufträgen 

(1) Ein vom Schuldner erteilter Auftrag, der sich auf das 
zur Insolvenzmasse gehörende Vermögen bezieht, er¬ 
lischt durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

(2) Der Beauftragte hat, wenn mit dem Aufschub Gefahr 
verbunden ist, die Besorgung des übertragenen Ge¬ 
schäfts fortzusetzen, bis der Insolvenzverwalter ander¬ 
weitig Fürsorge treffen kann. Der Auftrag gilt insoweit als 
fortbestehend. Mit seinen Ersatzansprüchen aus dieser 
Fortsetzung ist der Beauftragte Massegläubiger. 

(3) Solange der Beauftragte die Eröffnung des Verfah¬ 
rens ohne Verschulden nicht kennt, gilt der Auftrag zu 
seinen Gunsten als fortbestehend. Mit den Ersatzansprü¬ 
chen aus dieser Fortsetzung ist der Beauftragte Insolvenz¬ 
gläubiger. 

§116 

Erlöschen von Geschäftsbesorgungsverträgen 

Hat sich jemand durch einen Dienst- oder Werkvertrag 
mit dem Schuldner verpflichtet, ein Geschäft für diesen 
zu besorgen, so gilt § 115 entsprechend. Dabei gelten 
die Vorschriften für die Ersatzansprüche aus der Fortset¬ 
zung der Geschäftsbesorgung auch für die Vergütungs¬ 
ansprüche. 

§117 

Erlöschen von Vollmachten 

(1) Eine vom Schuldner erteilte Vollmacht, die sich auf 
das zur insolvenzmasse gehörende Vermögen bezieht, 
erlischt durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

(2) Soweit ein Auftrag oder ein Geschäftsbesorgungs¬ 
vertrag nach § 115 Abs. 2 fortbesteht, gilt auch die Voll¬ 
macht als fortbestehend. 

(3) Solange der Bevollmächtigte die Eröffnung des Ver¬ 
fahrens ohne Verschulden nicht kennt, haftet er nicht nach 
§179 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

§118 

Auflösung von Gesellschaften 

Wird eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit oder 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien durch die Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines 
Gesellschafters aufgelöst, so ist der geschäftsführende 
Gesellschafter mit den Ansprüchen, die ihm aus der einst¬ 
weiligen Fortführung eilbedürftiger Geschäfte zustehen, 
Massegläubiger. Mit den Ansprüchen aus der Fortführung 
der Geschäfte während der Zeit, in der er die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens ohne sein Verschulden nicht 
kannte, ist er Insolvenzgläubiger; § 84 Abs. 1 bleibt un¬ 
berührt. 


§119 

Unwirksamkeit abweichender Vereinbarungen 

Vereinbarungen, durch die im voraus die Anwendung 
der §§ 103 bis 118 ausgeschlossen oder beschränkt wird, 
sind unwirksam. 

§120 

Kündigung von Betriebsvereinbarungen 

(1) Sind in Betriebsvereinbarungen Leistungen vorge¬ 
sehen, welche die Insolvenzmasse betasten, so sollen 
Insolvenzverwalter und Betriebsrat über eine einvemehm- 
liche Herabsetzung der Leistungen beraten. Diese Be¬ 
thebsvereinbarungen können auch dann mit einer Frist 
von drei Monaten gekündigt werden, wenn eine längere 
Frist vereinbart ist. 

(2) Unberührt bleibt das Recht, eine Betriebsverein¬ 
barung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist zu kündigen. 

§121 

Betriebsä nderungen und Vermittlungsverfahren 

Im Insolvenzverfahren über das Vermögen des Unter¬ 
nehmers gilt § 112 Abs. 2 Satz 1 des Betriebsverfassungs¬ 
gesetzes mit der Maßgabe, daß dem Verfahren vor der 
Einigungsstelle nur dann ein Vermittlungsversuch des 
Präsidenten des Landesarbeitsamts vorangeht, wenn der 
Insolvenzverwalter und der Betriebsrat gemeinsam um 
eine solche Vermittlung ersuchen. 

§122 

Gerichtliche Zustimmung 
zur Durchführung einer Betriebsänderung 

(1) Ist eine Betriebsänderung geplant und kommt 
zwischen Insolvenzverwalter und Betriebsrat der Interes¬ 
senausgleich nach § 112 des Betriebsverfassungsge¬ 
setzes nicht innerhalb von drei Wochen nach 
Verhandlungsbeginn oder schriftlicher Aufforderung zur 
Aufnahme von Verhandlungen zustande, obwohl der Ver¬ 
walter den Betriebsrat rechtzeitig und umfassend unter¬ 
richtet hat, so kann der Verwalter die Zustimmung des 
Arbeitsgerichts dazu beantragen, daß die Betriebsände¬ 
rung durchgeführt wird, ohne daß das Verfahren nach 
§112 Abs. 2 des Betriebsverfassungsgesetzes vorange¬ 
gangen ist. § 113 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgeset¬ 
zes ist insoweit nicht anzuwenden. Unberührt bleibt das 
Recht des Verwalters, einen Interessenausgleich nach 
§ 125 zustande zu bringen oder einen Feststellungsantrag 
nach § 126 zu stellen. 

(2) Das Gericht erteilt die Zustimmung, wenn die 
wirtschaftliche Lage des Unternehmens auch unter 
Berücksichtigung der sozialen Belange der Arbeitnehmer 
erfordert, daß die Betriebsänderung ohne vorheriges 
Verfahren nach § 112 Abs. 2 des Betriebsverfassungs¬ 
gesetzes durchgeführt wird. Die Vorschriften des Arbeits¬ 
gerichtsgesetzes über das Beschlußverfahren gelten 
entsprechend; Beteiligte sind der Insolvenzverwalter und 
der Betriebsrat. Der Antrag ist nach Maßgabe des § 61a 
Abs. 3 bis 6 des Arbeitsgerichtsgesetzes vorrangig zu 
erledigen. 

(3) Gegen den Beschluß des Gerichts findet die Be¬ 
schwerde an das Landesarbeitsgericht nicht statt. Die 
Rechtsbeschwerde an das Bundesarbeitsgericht findet 
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statt, wenn sie in dem Beschluß des Arbeitsgerichts zuge¬ 
lassen wird; § 72 Abs. 2 und 3 des Arbeitsgerichtsgeset¬ 
zes gilt entsprechend. Die Rechtsbeschwerde ist inner¬ 
halb eines Monats nach Zustellung der in vollständiger 
Form abgefaßten Entscheidung des Arbeitsgerichts beim 
Bundesarbeitsgericht einzulegen und zu begründen. 

§123 

Umfang des Sozialplans 

(1) In einem Sozialplan, der nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens aufgestellt wird, kann für den Aus¬ 
gleich oder die Milderung der wirtschaftlichen Nachteile, 
die den Arbeitnehmern infolge der geplanten Betriebs¬ 
änderung entstehen, ein Gesamtbetrag von bis zu zwei¬ 
einhalb Monatsverdiensten (§10 Abs. 3 des Kündigungs¬ 
schutzgesetzes) der von einer Entlassung betroffenen 
Arbeitnehmer vorgesehen werden. 

(2) Die Verbindlichkeiten aus einem solchen Sozialplan 
sind Masseverbindlichkeiten. Jedoch darf, wenn nicht ein 
Insolvenzplan zustande kommt für die Berichtigung von 
Sozialplanforderungen nicht mehr als ein Drittel der Masse 
verwendet werden, die ohne einen Sozialplan für die Ver¬ 
teilung an die Insolvenzgläubiger zur Verfügung stünde. 
Übersteigt der Gesamtbetrag aller Sozialplanforderungen 
diese Grenze, so sind die einzelnen Forderungen anteilig 
zu kürzen. 

(3) Sooft hinreichende Barmittel in der Masse vor¬ 
handen sind, soll der Insolvenzverwalter mit Zustimmung 
des Insolvenzgerichts Abschlagszahlungen auf die Sozial¬ 
planforderungen leisten. Eine Zwangsvollstreckung in die 
Masse wegen einer Sozialplanforderung ist unzulässig. 

§124 

Sozialplan vor Verfahrenseröffnung 

(1) Ein Sozialplan, der vor der Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens, jedoch nicht früher als drei Monate vor dem 
Eröffnungsantrag aufgestellt worden ist, kann sowohl vom 
Insolvenzverwalter als auch vom Betriebsrat widerrufen 
werden. 

(2) Wird der Sozialplan widerrufen, so können die Arbeit¬ 
nehmer, denen Forderungen aus dem Sozialplan zustan¬ 
den, bei der Aufstellung eines Soziaiplans im Insolvenz¬ 
verfahren berücksichtigt werden. 

(3) Leistungen, die ein Arbeitnehmer vor der Eröffnung 
des Verfahrens auf seine Forderung aus dem widerrufe¬ 
nen Sozialplan erhalten hat, können nicht wegen des 
Widerrufs zurückgefordert werden. Bei der Aufstellung 
eines neuen Sozialplans sind derartige Leistungen an 
einen von einer Entlassung betroffenen Arbeitnehmer bei 
der Berechnung des Gesamtbetrags der Sozialplanforde¬ 
rungen nach § 123 Abs. 1 bis zur Höhe von zweieinhalb 
Monatsverdiensten abzusetzen. 

§125 

Interessenausgleich und Kündigungsschutz 

(1) Ist eine Betriebsänderung (§111 des Betriebsver¬ 
fassungsgesetzes) geplant und kommt zwischen Insol¬ 
venzverwalter und Betriebsrat ein Interessenausgleich 
zustande, in dem die Arbeitnehmer, denen gekündigt 
werden soll, namentlich bezeichnet sind, so ist § 1 des 


Kündigungsschutzgesetzes mit folgenden Maßgaben 
anzuwenden: 

1. es wird vermutet, daß die Kündigung der Arbeits¬ 
verhältnisse der bezeichneten Arbeitnehmer durch 
dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiter¬ 
beschäftigung in diesem Betrieb oder einer Weiter¬ 
beschäftigung zu unveränderten Arbeitsbedingungen 
entgegenstehen, bedingt ist; 

2. die soziale Auswahl der Arbeitnehmer kann nur im Hin¬ 
blick auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit, das 
Lebensalter und die Unterhaltspflichten und auch inso¬ 
weit nur auf grobe Fehlerhaftigkeit nachgeprüft wer¬ 
den; sie ist nicht als grob fehlerhaft anzusehen, wenn 
eine ausgewogene Personalstruktur erhalten oder ge¬ 
schaffen wird. 

Satz 1 gilt nicht, soweit sich die Sachlage nach Zustande¬ 
kommen des Interessenausgleichs wesentlich geändert 
hat. 

(2) Der Interessenausgleich nach Absatz 1 ersetzt die 
Stellungnahme des Betriebsrats nach § 17 Abs. 3 Satz 2 
des Kündigungsschutzgesetzes. 

§126 

Beschlußverfahren zum Kündigungsschutz 

(1) Hat der Betrieb keinen Betriebsrat oder kommt aus 
anderen Gründen innerhalb von drei Wochen nach Ver¬ 
handlungsbeginn oder schriftlicher Aufforderung zur Auf¬ 
nahme von Verhandlungen ein Interessenausgleich nach 
§125 Abs. 1 nicht zustande, obwohl der Verwalter den 
Betriebsrat rechtzeitig und umfassend unterrichtet hat, so 
kann der Insolvenzverwalter beim Arbeitsgericht bean¬ 
tragen festzustellen, daß die Kündigung der Arbeitsver¬ 
hältnisse bestimmter, im Antrag bezeichneter Arbeitneh¬ 
mer durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt 
und sozial gerechtfertigt ist Die soziale Auswahl der 
Arbeitnehmer kann nur im Hinblick auf die Dauer der 
Betriebszugehörigkeit, das Lebensalter und die Unter¬ 
haltspflichten nachgeprüft werden. 

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes über 
das Beschlußverfahren gelten entsprechend; Beteiligte 
sind der Insolvenzverwalter, der Betriebsrat und die be¬ 
zeichneten Arbeitnehmer, soweit sie nicht mit der Beendi¬ 
gung der Arbeitsverhältnisse oder mit den geänderten 
Arbeitsbedingungen einverstanden sind. § 122 Abs. 2 
Satz 3, Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Für die Kosten, die den Beteiligten im Verfahren des 
ersten Rechtszugs entstehen, gilt § 12a Abs. 1 Satz 1 
und 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes entsprechend. Im Ver¬ 
fahren vor dem Bundesarbeitsgericht gelten die Vorschrif¬ 
ten der Zivilprozeßordnung über die Erstattung der Kosten 
des Rechtsstreits entsprechend. 

§127 

Klage des Arbeitnehmers 

(1) Kündigt der Insolvenzverwalter einem Arbeit¬ 
nehmer, der in dem Antrag nach § 126 Abs. 1 bezeichnet 
ist, und erhebt der Arbeitnehmer Klage auf Feststellung, 
daß das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung nicht 
aufgelöst oder die Änderung der Arbeitsbedingungen 
sozial ungerechtfertigt ist, so ist die rechtskräftige Ent¬ 
scheidung im Verfahren nach § 126 für die Parteien bin- 
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dend. Dies gilt nicht, soweit sich die Sachlage nach dem 
Schluß der letzten mündlichen Verhandlung wesentlich 
geändert hat. 

(2) Hat der Arbeitnehmer schon vor der Rechtskraft der 
Entscheidung im Verfahren nach § 126 Klage erhoben, so 
ist die Verhandlung über die Klage auf Antrag des Verwal¬ 
ters bis zu diesem Zeitpunkt auszusetzen. 

§128 

BetriebsveräuBerung 

(1) Die Anwendung der §§ 125 bis 127 wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß die Betriebsänderung, die 
dem Interessenausgleich oder dem Feststellungsantrag 
zugrundeliegt, erst nach einer Betriebsveräußerung 
durchgeführt werden soll. An dem Verfahren nach § 126 
ist der Erwerber des Betriebs beteiligt. 

(2) Im Falle eines Betriebsübergangs erstreckt sich die 
Vermutung nach § 125 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder die gericht¬ 
liche Feststellung nach § 126 Abs. 1 Satz 1 auch darauf, 
daß die Kündigung der Arbeitsverhältnisse nicht wegen 
des Betriebsübergangs erfolgt. 


Dritter Abschnitt 
Insolvenzanfechtung 


§129 

Grundsatz 


(1) Rechtshandlungen, die vor der Eröffnung des In¬ 
solvenzverfahrens vorgenommen worden sind und die 
Insolvenzgläubiger benachteiligen, kann der Insolvenz¬ 
verwalter nach Maßgabe der §§ 130 bis 146 anfechten. 

(2) Eine Unterlassung steht einer Rechtshandlung 
gleich. 


§130 

Kongruente Deckung 

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die einem 
Insolvenzgläubiger eine Sicherung oder Befriedigung 
gewährt oder ermöglicht hat, 

1. wenn sie in den letzten drei Monaten vor dem Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens vorgenommen 
worden ist, wenn zur Zeit der Handlung der Schuldner 
zahlungsunfähig war und wenn der Gläubiger zu dieser 
Zeit die Zahlungsunfähigkeit kannte oder 

2. wenn sie nach dem Eröffnungsantrag vorgenommen 
worden ist und wenn der Gläubiger zur Zeit der Hand¬ 
lung die Zahlungsunfähigkeit oder den Eröffnungs¬ 
antrag kannte. 


(2) Der Kenntnis der Zahlungsunfähigkeit oder des Er¬ 
öffnungsantrags steht die Kenntnis von Umständen 
gleich, die zwingend auf die Zahlungsunfähigkeit oder den 
Eröffnungsantrag schließen lassen. 

(3) Gegenüber einer Person, die dem Schuldner zur 
Zeit der Handlung nahestand (§ 138), wird vermutet, daß 
sie die Zahlungsunfähigkeit oder den Eröffnungsantrag 
kannte. 


§131 

Inkongruente Deckung 

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die einem 
Insolvenzgläubiger eine Sicherung oder Befriedigung 
gewährt oder ermöglicht hat, die er nicht oder nicht in der 
Art oder nicht zu der Zeit zu beanspruchen hatte, 

1. wenn die Handlung im letzten Monat vor dem Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach die¬ 
sem Antrag vorgenommen worden ist, 

2. wenn die Handlung innerhalb des zweiten oder dritten 
Monats vor dem Eröffnungsantrag vorgenommen wor¬ 
den ist und der Schuldner zur Zeit der Handlung zah¬ 
lungsunfähig war oder 

3. wenn die Handlung innerhalb des zweiten oder dritten 
Monats vor dem Eröffnungsantrag vorgenommen wor¬ 
den ist und dem Gläubiger zur Zeit der Handlung 
bekannt war, daß sie die Insolvenzgläubiger benach¬ 
teiligte. 

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 Nr. 3 steht der 
Kenntnis der Benachteiligung der Insolvenzgläubiger die 
Kenntnis von Umständen gleich, die zwingend auf die 
Benachteiligung schließen lassen. Gegenüber einer Per¬ 
son, die dem Schuldner zur Zeit der Handlung nahestand 
(§ 138), wird vermutet, daß sie die Benachteiligung der 
Insolvenzgläubiger kannte. 

§132 

Unmittelbar nachteilige Rechtshandlungen 

(1) Anfechtbar ist ein Rechtsgeschäft des Schuldners, 
das die Insolvenzgläubiger unmittelbar benachteiligt, 

1. wenn es in den letzten drei Monaten vor dem Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens vorgenommen 
worden ist, wenn zur Zeit des Rechtsgeschäfts der 
Schuldner zahlungsunfähig war und wenn der andere 
Teil zu dieser Zeit die Zahlungsunfähigkeit kannte 
oder 

2. wenn es nach dem Eröffnungsantrag vorgenommen 
worden ist und wenn der andere Teil zur Zeit des 
Rechtsgeschäfts die Zahlungsunfähigkeit oder den 
Eröffnungsantrag kannte. 

(2) Einem Rechtsgeschäft, das die Insolvenzgläubiger 
unmittelbar benachteiligt, steht eine andere Rechtshand¬ 
lung des Schuldners gleich, durch die der Schuldner ein 
Recht verliert oder nicht mehr geltend machen kann oder 
durch die ein vermögensrechtlicher Anspruch gegen ihn 
erhalten oder durchsetzbar wird. 

(3) § 130 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§133 

Vorsätzliche Benachteiligung 

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der Schuld¬ 
ner in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag 
mit dem Vorsatz, seine Gläubiger zu benachteiligen, vor¬ 
genommen hat, wenn der andere Teil zur Zeit der Hand¬ 
lung den Vorsatz des Schuldners kannte. Diese Kenntnis 
wird vermutet, wenn der andere Teil wußte, daß die Zah¬ 
lungsunfähigkeit des Schuldners drohte und daß die 
Handlung die Gläubiger benachteiligte. 
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(2) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer nahe¬ 
stehenden Person (§ 138) geschlossener entgeltlicher 
Vertrag, durch den die Insolvenzgläubiger unmittelbar 
benachteiligt werden. Die Anfechtung ist ausgeschlossen, 
wenn der Vertrag früher als zwei Jahre vor dem Eröff¬ 
nungsantrag geschlossen worden ist oder wenn dem 
anderen Teil zur Zeit des Vertragsschlusses ein Vorsatz 
des Schuldners, die Gläubiger zu benachteiligen, nicht 
bekannt war. 

§134 

Unentgeltliche Leistung 

(1) Anfechtbar ist eine unentgeltliche Leistung des 
Schuldners, es sei denn, sie ist früher als vier Jahre vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens vor¬ 
genommen worden. 

(2) Richtet sich die Leistung auf ein gebräuchliches 
Gelegenheitsgeschenk geringen Werts, so ist sie nicht 
anfechtbar. 

§135 

Kapitalersetzende Darlehen 

Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die Forde¬ 
rung eines Gesellschafters auf Rückgewähr eines kapi¬ 
talersetzenden Darlehens oder für eine gleichgestellte 
Forderung 

1. Sicherung gewährt hat, wenn die Handlung in den letz¬ 
ten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag vor¬ 
genommen worden ist; 

2. Befriedigung gewährt hat, wenn die Handlung im letz¬ 
ten Jahr vor dem Eröffnungsantrag oder nach diesem 
Antrag vorgenommen worden ist. 

§136 

Stille Gesellschaft 

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, durch die 
einem stillen Gesellschafter die Einlage ganz oder teil¬ 
weise zurückgewährt oder sein Anteil an dem entstande¬ 
nen Vertust ganz oder teilweise erlassen wird, wenn die 
zugrundeliegende Vereinbarung im letzten Jahr vor dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Inhabers des Handelsgeschäfts oder nach 
diesem Antrag getroffen worden ist. Dies gilt auch dann, 
wenn im Zusammenhang mit der Vereinbarung die stille 
Gesellschaft aufgelöst worden ist. 

(2) Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn ein Eröff¬ 
nungsgrund erst nach der Vereinbarung eingetreten ist. 

§137 

Wechsel- und Scheckzahlungen 

(1) Wechselzahlungen des Schuldners können nicht 
auf Grund des § 130 vom Empfänger zurückgefordert 
werden, wenn nach Wechselrecht der Empfänger bei 
einer Verweigerung der Annahme der Zahlung den Wech¬ 
selanspruch gegen andere Wechselverpflichtete verloren 
hätte. 

(2) Die gezahlte Wechselsumme ist jedoch vom letzten 
Rückgriffsverpflichteten oder, wenn dieser den Wechsel 
für Rechnung eines Dritten begeben hatte, von dem Drit¬ 
ten zu erstatten, wenn der letzte Rückgriffsverpflichtete 


oder der Dritte zu der Zeit, als er den Wechsel begab oder 
begeben ließ, die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
oder den Eröffnungsantrag kannte. § 130 Abs. 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Scheckzahlungen des Schuldners. 

§138 

Nahestehende Personen 

(1) Ist der Schuldner eine natürliche Person, so sind 
nahestehende Personen: 

1. der Ehegatte des Schuldners, auch wenn die Ehe erst 
nach der Rechtshandlung geschlossen oder im letzten 
Jahr vor der Handlung aufgelöst worden ist; 

2. Verwandte des Schuldners oder des in Nummer 1 
bezeichneten Ehegatten in auf- und absteigender Linie 
und voll- und halbbürtige Geschwister des Schuldners 
oder des in Nummer 1 bezeichneten Ehegatten sowie 
die Ehegatten dieser Personen; 

3. Personen, die in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Schuldner leben oder im letzten Jahr vor der Handlung 
in häuslicher Gemeinschaft mit dem Schuldner gelebt 
haben. 

(2) Ist der Schuldner eine juristische Person oder eine 
Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, so sind nahe¬ 
stehende Personen: 

1. die Mitglieder des Vertretungs- oder Aufsichtsorgans 
und persönlich haftende Gesellschafter des Schuld¬ 
ners sowie Personen, die zu mehr als einem Viertel am 
Kapital des Schuldners beteiligt sind; 

2. eine Person oder eine Gesellschaft, die auf Grund einer 
vergleichbaren gesellschaftsrechtlichen oder dienst¬ 
vertraglichen Verbindung zum Schuldner die Möglich¬ 
keit haben, sich über dessen wirtschaftliche Verhält¬ 
nisse zu unterrichten; 

3. eine Person, die zu einer der in Nummer 1 oder 2 
bezeichneten Personen in einer in Absatz 1 bezeichne¬ 
ten persönlichen Verbindung steht; dies gilt nicht, 
soweit die in Nummer 1 oder 2 bezeichneten Personen 
kraft Gesetzes in den Angelegenheiten des Schuldners 
zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. 

§139 

Berechnung der Fristen 
vor dem Eröffnungsantrag 

(1) Die in den §§ 88, 130 bis 136 bestimmten Fristen 
beginnen mit dem Anfang des Tages, der durch seine Zahl 
dem Tag entspricht, an dem der Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens beim Insolvenzgericht eingegangen 
ist. Fehlt ein solcher Tag, so beginnt die Frist mit dem 
Anfang des folgenden Tages. 

(2) Sind mehrere Eröffnungsanträge gestellt worden, so 
ist der erste zulässige und begründete Antrag maßgeblich, 
auch wenn das Verfahren auf Grund eines späteren An¬ 
trags eröffnet worden ist. Ein rechtskräftig abgewiesener 
Antrag wird nur berücksichtigt, wenn er* mangels Masse 
abgewiesen worden ist. 
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§140 

Zeitpunkt der Vornahme einer Rechtshandlung 

(1) Eine Rechtshandlung gilt als in dem Zeitpunkt vor¬ 
genommen, in dem ihre rechtlichen Wirkungen eintreten. 

(2) Ist für das Wirksamwerden eines Rechtsgeschäfts 
eine Eintragung im Grundbuch, im Schiffsregister, im 
Schiffsbauregister oder im Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen erforderlich, so gilt das Rechtsgeschäft als 
vorgenommen, sobald die übrigen Voraussetzungen für 
das Wirksamwerden erfüllt sind, die Willenserklärung des 
Schuldners für ihn bindend geworden ist und der andere 
Teil den Antrag auf Eintragung der Rechtsänderung 
gestellt hat. Ist der Antrag auf Eintragung einer Vormer¬ 
kung zur Sicherung des Anspruchs auf die Rechtsände¬ 
rung gestellt worden, so gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß 
dieser Antrag an die Stelle des Antrags auf Eintragung der 
Rechtsänderung tritt. 

(3) Bei einer bedingten oder befristeten Rechtshand¬ 
lung bleibt der Eintritt der Bedingung oder des Termins 
außer Betracht. 

§141 

Vollstreckbarer Titel 

Die Anfechtung wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß für die Rechtshandlung ein vollstreckbarer Schuld¬ 
titel erlangt oder daß die Handlung durch Zwangsvoll¬ 
streckung erwirkt worden ist. 

§142 

Bargeschäft 

Eine Leistung des Schuldners, für die unmittelbar eine 
gleichwertige Gegenleistung in sein Vermögen gelangt, ist 
nur anfechtbar, wenn die Voraussetzungen des § 133 
Abs. 1 gegeben sind. 

§143 

Rechtsfolgen 

(1) Was durch die anfechtbare Handlung aus dem Ver¬ 
mögen des Schuldners veräußert, weggegeben oder auf¬ 
gegeben ist, muß zur Insolvenzmasse zurückgewährt wer¬ 
den. Die Vorschriften über die Rechtsfolgen einer unge¬ 
rechtfertigten Bereicherung, bei der dem Empfänger der 
Mangel des rechtlichen Grundes bekannt ist, gelten ent¬ 
sprechend. 

(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leistung hat 
diese nur zurückzugewähren, soweit er durch sie berei¬ 
chert ist. Dies gilt nicht, sobald er weiß oder den Umstän¬ 
den nach wissen muß, daß die unentgeltliche Leistung die 
Gläubiger benachteiligt. 

§144 

Ansprüche des Anfechtungsgegners 

(1) Gewährt der Empfänger einer anfechtbaren Lei¬ 
stung das Erlangte zurück, so lebt seine Forderung wieder 
auf. 

(2) Eine Gegenleistung ist aus der Insolvenzmasse zu 
erstatten, soweit sie in dieser noch unterscheidbar vor¬ 
handen ist oder soweit die Masse um ihren Wert berei¬ 
chert ist. Darüber hinaus kann der Empfänger der anfecht¬ 
baren Leistung die Forderung auf Rückgewähr der Gegen¬ 
leistung nur als Insolvenzgläubiger geltend machen. 


§145 

Anfechtung gegen Rechtsnachfolger 

(1) Die Anfechtbarkeit kann gegen den Erben oder 
einen anderen Gesamtrechtsnachfolger des Anfechtungs¬ 
gegners geltend gemacht werden. 

(2) Gegen einen sonstigen Rechtsnachfolger kann die 
Anfechtbarkeit geltend gemacht werden: 

1. wenn dem Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerbs 
die Umstände bekannt waren, welche die Anfechtbar¬ 
keit des Erwerbs seines Rechtsvorgängers begründen; 

2. wenn der Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerbs zu 
den Personen gehörte, die dem Schuldner nahestehen 
(§ 138), es sei denn, daß ihm zu dieser Zeit die Um¬ 
stände unbekannt waren, welche die Anfechtbarkeit 
des Erwerbs seines Rechtsvorgängers begründen; 

3. wenn dem Rechtsnachfolger das Erlangte unentgelt¬ 
lich zugewendet worden ist. 

§146 

Verjährung des Anfechtungsanspruchs 

(1) Der Anfechtungsanspruch verjährt in zwei Jahren 
seit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens. 

(2) Auch wenn der Anfechtungsanspruch verjährt ist, 
kann der Insolvenzverwalter die Erfüllung einer Leistungs¬ 
pflicht verweigern, die auf einer anfechtbaren Handlung 
beruht. 

§147 

Rechtshandlungen nach Verfahrenseröffnung 

(1) Eine Rechtshandlung, die nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens vorgenommen worden ist und die 
nach den §§ 892, 893 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
§§ 16, 17 des Gesetzes über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken und §§ 16,17 des Geset¬ 
zes über Rechte an Luftfahrzeugen wirksam ist, kann nach 
den Vorschriften angefochten werden, die für die Anfech¬ 
tung einer vor der Verfahrenseröffnung vorgenommenen 
Rechtshandlung gelten. 

(2) Die Verjährungsfrist nach § 146 Abs. 1 beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem die rechtlichen Wirkungen der 
Handlung eintreten. 

Vierter Teil 

Verwaltung und Verwertung der Insolvenzmasse 

Erster Abschnitt 
Sicherung der Insolvenzmasse 

§148 

Übernahme der Insolvenzmasse 

(1) Nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat der 
Insolvenzverwalter das gesamte zur Insolvenzmasse ge¬ 
hörende Vermögen sofort in Besitz und Verwaltung zu 
nehmen. 

(2) Der Verwalter kann auf Grund einer vollstreckbaren 
Ausfertigung des Eröffnungsbeschlusses die Herausgabe 
der Sachen, die sich im Gewahrsam des Schuldners be- 
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finden, im Wege der Zwangsvollstreckung durchsetzen. 
§ 766 der Zivilprozeßordnung gilt mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des Vollstreckungsgerichts das Insolvenzgericht 
tritt. 

§149 

Wertgegenstände 

(1) Der Gläubigerausschuß kann bestimmen, bei 
welcher Stelle und zu welchen Bedingungen Geld, 
Wertpapiere und Kostbarkeiten hinterlegt oder angelegt 
werden sollen. Ist kein Gläubigerausschuß bestellt oder 
hat der Gläubigerausschuß noch keinen Beschluß gefaßt, 
so kann das Insolvenzgericht entsprechendes anordnen. 

(2) Ist ein Gläubigerausschuß bestellt, so ist der Insol¬ 
venzverwalter nur dann berechtigt, Geld, Wertpapiere 
oder Kostbarkeiten von der Stelle, bei der hinterlegt oder 
angelegt worden ist, in Empfang zu nehmen, wenn ein Mit¬ 
glied des Gläubigerausschusses die Quittung mitunter¬ 
zeichnet. Anweisungen des Verwalters auf diese Stelle 
sind nur gültig, wenn ein Mitglied des Gläubigerausschus¬ 
ses sie mitunterzeichnet hat 

(3) Die Gläubigerversammlung kann abweichende 
Regelungen beschließen. 

§150 

Siegelung 

Der InsolvenzverwaJter kann zur Sicherung der Sachen, 
die zur Insolvenzmasse gehören, durch den Gerichtsvoll¬ 
zieher oder eine andere dazu gesetzlich ermächtigte 
Person Siegel anbringen lassen. Das Protokoll über eine 
Siegelung oder Entsiegelung hat der Verwalter auf der 
Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen. 

§151 

Verzeichnis der Massegegenstände 

(1) Der Insolvenzverwalter hat ein Verzeichnis der ein¬ 
zelnen Gegenstände der Insolvenzmasse aufzustellen. 
Der Schuldner ist hinzuzuziehen, wenn dies ohne eine 
nachteilige Verzögerung möglich ist. 

(2) Bei jedem Gegenstand ist dessen Wert anzugeben. 
Hängt der Wert davon ab, ob das Unternehmen fortge¬ 
führt oder stillgelegt wird, sind beide Werte anzugeben. 
Besonders schwierige Bewertungen können einem Sach¬ 
verständigen übertragen werden. 

(3) Auf Antrag des Verwalters kann das Insolvenzge¬ 
richt gestatten, daß die Aufstellung des Verzeichnisses 
unterbleibt; der Antrag ist zu begründen. Ist ein Gläubiger¬ 
ausschuß bestellt, so kann der Verwalter den Antrag nur 
mit Zustimmung des Gläubigerausschusses stellen. 

§152 

Gläubigerverzeichnis 

(1) Der Insolvenzverwalter hat ein Verzeichnis aller 
Gläubiger des Schuldners aufzustellen, die ihm aus den 
Büchern und Geschäftspapieren des Schuldners, durch 
sonstige Angaben des Schuldners, durch die Anmeldung 
ihrer Forderungen oder auf andere Weise bekannt ge¬ 
worden sind. 

(2) In dem Verzeichnis sind die absonderungsberech¬ 
tigten Gläubiger und die einzelnen Rangklassen der nach¬ 
rangigen Insolvenzgläubiger gesondert aufzuführen. Bei 
jedem Gläubiger sind die Anschrift sowie der Grund und 


der Betrag seiner Forderung anzugeben. Bei den ab¬ 
sonderungsberechtigten Gläubigem sind zusätzlich der 
Gegenstand, an dem das Absonderungsrecht besteht, 
und die Höhe des mutmaßlichen Ausfalls zu bezeichnen; 
§ 151 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Weiter ist anzugeben, welche Möglichkeiten der 
Aufrechnung bestehen. Die Höhe der Masseverbindlich¬ 
keiten im Falle einer zügigen Verwertung des Vermögens 
des Schuldners ist zu schätzen. 

§153 

Vermögensübersicht 

(1) Der Insolvenzverwalter hat auf den Zeitpunkt der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens eine geordnete Über¬ 
sicht aufzustellen, in der die Gegenstände der Insolvenz¬ 
masse und die Verbindlichkeiten des Schuldners auf¬ 
geführt und einander gegenübergestellt werden. Für die 
Bewertung der Gegenstände gilt § 151 Abs. 2 entspre¬ 
chend, für die Gliederung der Verbindlichkeiten § 152 
Abs. 2 Satz 1. 

(2) Nach der Aufstellung der Vermögensübersicht kann 
das Insolvenzgericht auf Antrag des Verwalters oder eines 
Gläubigers dem Schuldner aufgeben, die Vollständigkeit 
der Vermögensübersicht eidesstattlich zu versichern. Die 
§§ 98,101 Abs. 1 Satz 1,2 gelten entsprechend. 

§154 

Niedertegung in der Geschäftsstelle 

Das Verzeichnis der Massegegenstände, das Gläu¬ 
bigerverzeichnis und die Vermögensübersicht sind 
spätestens eine Woche vor dem Berichtstermin in der 
Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen. 

§155 

Handels- und steuerrechtliche Rechnungslegung 

(1) Handels- und steuerrechtliche Pflichten des Schuld¬ 
ners zur Buchführung und zur Rechnungslegung bleiben 
unberührt. In bezug auf die Insolvenzmasse hat der Insol¬ 
venzverwalter diese Pflichten zu erfüllen. 

(2) Mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens beginnt 
ein neues Geschäftsjahr. Jedoch wird die Zeit bis zum 
Berichtstermin in gesetzliche Fristen für die Aufstellung 
oder die Offenlegung eines Jahresabschlusses nicht ein¬ 
gerechnet. 

(3) Für die Bestellung des Abschlußprüfers im Insol¬ 
venzverfahren gilt § 318 des Handelsgesetzbuchs mit der 
Maßgabe, daß die Bestellung ausschließlich durch das 
Registergericht auf Antrag des Verwalters erfolgt. Ist für 
das Geschäftsjahr vor der Eröffnung des Verfahrens 
bereits ein Abschlußprüfer bestellt, so wird die Wirksam¬ 
keit dieser Bestellung durch die Eröffnung nicht berührt. 

Zweiter Abschnitt 
Entscheidung über die Verwertung 

§156 

Berichtstermin 

(1) Im Berichtstermin hat der Insolvenzverwalter über 
die wirtschaftliche Lage des Schuldners und ihre Ur¬ 
sachen zu berichten. Er hat darzulegen, ob Aussichten 
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bestehen, das Unternehmen des Schuldners im ganzen 
oder in Teilen zu erhalten, welche Möglichkeiten für einen 
Insolvenzplan bestehen und welche Auswirkungen jeweils 
für die Befriedigung der Gläubiger eintreten würden. 

(2) Dem Schuldner, dem Gläubigerausschuß, dem Be¬ 
triebsrat und dem Sprecherausschuß der leitenden An¬ 
gestellten ist im Berichtstermin Gelegenheit zu geben, zu 
dem Bericht des Verwalters Steilung zu nehmen. Ist der 
Schuldner Handels- oder Gewerbetreibender oder Land¬ 
wirt, so kann auch der zuständigen amtlichen Berufsver¬ 
tretung der Industrie, des Handels, des Handwerks oder 
der Landwirtschaft im Termin Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben werden. 

§157 

Entscheidung über den Fortgang des Verfahrens 

Die Gläubigerversammlung beschließt im Berichts¬ 
termin, ob das Unternehmen des Schuldners stillgelegt 
oder vorläufig fortgeführt werden soll. Sie kann den Ver¬ 
walter beauftragen, einen Insolvenzplan auszuarbeiten, 
und ihm das Ziel des Plans vorgeben. Sie kann ihre Ent¬ 
scheidungen in späteren Terminen ändern. 

§158 

Maßnahmen vor der Entscheidung 

(1) Will der Insolvenzverwalter vor dem Berichtstermin 
das Unternehmen des Schuldners stillegen, so hat er 
die Zustimmung des Gläubigerausschusses einzuholen, 
wenn ein solcher bestellt ist. 

(2) Vor der Beschlußfassung des Gläubigerausschusses 
oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist, vor der Stillegung 
des Unternehmens hat der Verwalter den Schuldner zu 
unterrichten. Das Insolvenzgericht untersagt auf Antrag 
des Schuldners und nach Anhörung des Verwalters die 
Stillegung, wenn diese ohne eine erhebliche Verminde¬ 
rung der Insolvenzmasse bis zum Berichtstermin aufge¬ 
schoben werden kann. 

§159 

Verwertung der Insolvenzmasse 

Nach dem Berichtstermin hat der Insolvenzverwalter 
unverzüglich das zur Insolvenzmasse gehörende Ver¬ 
mögen zu verwerten, soweit die Beschlüsse der Gläubi¬ 
gerversammlung nicht entgegenstehen. 

§160 

Besonders bedeutsame Rechtshandlungen 

(1) Der Insolvenzverwaiter hat die Zustimmung des 
Gläubigerausschusses einzuholen, wenn er Rechtshand¬ 
lungen vornehmen will, die für das Insolvenzverfahren von 
besonderer Bedeutung sind. Ist ein Gläubigerausschuß 
nicht bestellt, so ist die Zustimmung der Gläubigerver¬ 
sammlung einzuholen. 

(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 ist insbesondere 
erforderlich, 

1. wenn das Unternehmen oder ein Betrieb, das Waren¬ 
lager im ganzen, ein unbeweglicher Gegenstand aus 
freier Hand, die Beteiligung des Schuldners an einem 
anderen Unternehmen, die der Herstellung einer dau¬ 
ernden Verbindung zu diesem Unternehmen dienen 
soll, oder das Recht auf den Bezug wiederkehrender 
Einkünfte veräußert werden soll; 


2. wenn ein Darlehen aufgenommen werden soll, das die 
Insolvenzmasse erheblich belasten würde; 

3. wenn ein Rechtsstreit mit erheblichem Streitwert an¬ 
hängig gemacht oder aufgenommen, die Aufnahme 
eines solchen Rechtsstreits abgelehnt oder zur Beile¬ 
gung oder zur Vermeidung eines solchen Rechtsstreits 
ein Vergleich oder ein Schiedsvertrag geschlossen 
werden soll. 

§161 

Vorläufige Untersagung der Rechtshandlung 

In den Fällen des § 160 hat der Insolvenzverwalter vor 
der Beschlußfassung des Gläubigerausschusses oder der 
Gläubigerversammlung den Schuldner zu unterrichten, 
wenn dies ohne nachteilige Verzögerung möglich ist. 
Sofern nicht die Gläubigerversammlung ihre Zustimmung 
erteilt hat, kann das Insolvenzgericht auf Antrag des 
Schuldners oder einer in § 75 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten 
Mehrzahl von Gläubigem und nach Anhörung des Verwal¬ 
ters die Vornahme der Rechtshandlung vorläufig unter¬ 
sagen und eine Gläubigerversammlung einberufen, die 
über die Vornahme beschließt. 

§162 

Betliebsveräußerung an besonders Interessierte 

(1) Die Veräußerung des Unternehmens oder eines 
Betriebs ist nur mit Zustimmung der Gläubigerversamm¬ 
lung zulässig, wenn der Erwerber oder eine Person, die 
an seinem Kapital zu mindestens einem Fünftel beteiligt 
ist, 

1. zu den Personen gehört, die dem Schuldner nahe¬ 
stehen (§ 138), 

2. ein absonderungsberechtigter Gläubiger oder ein 
nicht nachrangiger Insolvenzgläubiger ist, dessen 
Absonderungsrechte und Forderungen nach der 
Schätzung des Insolvenzgerichts zusammen ein Fünf¬ 
tel der Summe erreichen, die sich aus dem Wert aller 
Absonderungsrechte und den Forderungsbeträgen 
aller nicht nachrangigen Insolvenzgläubiger ergibt. 

(2) Eine Person ist auch insoweit im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 am Erwerber beteiligt, als ein von der Person 
abhängiges Unternehmen oder ein Dritter für Rechnung 
der Person oder des abhängigen Unternehmens am 
Erwerber beteiligt ist. 

§163 

Betriebs Veräußerung unter Wert 

(1) Auf Antrag des Schuldners oder einer in § 75 Abs. 1 
Nr. 3 bezeichneten Mehrzahl von Gläubigem und 
nach Anhörung des Insolvenzverwalters kann das Insol¬ 
venzgericht anordnen, daß die geplante Veräußerung 
des Unternehmens oder eines Betriebs nur mit Zustim¬ 
mung der Gläubigerversammlung zulässig ist, wenn der 
Antragsteller glaubhaft macht, daß eine Veräußerung an 
einen anderen Erwerber für die Insolvenzmasse günstiger 
wäre. 

(2) Sind dem Antragsteller durch den Antrag Kosten 
entstanden, so ist er berechtigt, die Erstattung dieser 
Kosten aus der Insolvenzmasse zu verlangen, sobald die 
Anordnung des Gerichts ergangen ist. 
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§164 

Wirksamkeit der Handlung 

Durch einen Verstoß gegen die §§ 160 bis 163 wird die 
Wirksamkeit der Handlung des Insolvenzverwalters nicht 
berührt. 

Dritter Abschnitt 

Gegenstände mit Absonderungsrechten 

§165 

Verwertung unbeweglicher Gegenstände 

Der Insolvenzverwalter kann beim zuständigen Gericht 
die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung 
eines unbeweglichen Gegenstands der Insolvenzmasse 
betreiben, auch wenn an dem Gegenstand ein Absonde¬ 
rungsrecht besteht. 

§166 

Verwertung beweglicher Gegenstände 

(1) Der Insolvenzverwalter darf eine bewegliche Sache, 
an der ein Absonderungsrecht besteht, freihändig ver¬ 
werten, wenn er die Sache in seinem Besitz hat. 

(2) Der Verwalter darf eine Forderung, die der 
Schuldner zur Sicherung eines Anspruchs abgetreten 
hat, einziehen oder in anderer Weise verwerten. 

§167 

Unterrichtung des Gläubigers 

(1) Ist der Insolvenzverwalter nach § 166 Abs. 1 zur 
Verwertung einer beweglichen Sache berechtigt, so hat 
er dem absonderungsberechtigten Gläubiger auf dessen 
Verlangen Auskunft über den Zustand der Sache zu er¬ 
teilen. Anstelle der Auskunft kann er dem Gläubiger 
gestatten, die Sache zu besichtigen. 

(2) Ist der Verwalter nach § 166 Abs. 2 zur Einziehung 
einer Forderung berechtigt, so hat er dem absonderungs¬ 
berechtigten Gläubiger auf dessen Verlangen Auskunft 
über die Forderung zu erteilen. Anstelle der Auskunft kann 
er dem Gläubiger gestatten, Einsicht in die Bücher und 
Geschäftspapiere des Schuldners zu nehmen. 

§168 

Mitteilung der VeräuBerungsabsicht 

(1) Bevor der Insolvenzverwalter einen Gegenstand, zu 
dessen Verwertung er nach § 166 berechtigt ist, an einen 
Dritten veräußert, hat er dem absonderungsberechtigten 
Gläubiger mitzuteilen, auf welche Weise der Gegenstand 
veräußert werden soll. Er hat dem Gläubiger Gelegenheit 
zu geben, binnen einer Woche auf eine andere, für den 
Gläubiger günstigere Möglichkeit der Verwertung des 
Gegenstands hinzuweisen. 

(2) Erfolgt ein solcher Hinweis innerhalb der Wochen¬ 
frist oder rechtzeitig vor der Veräußerung, so hat der 
Verwalter die vom Gläubiger genannte Verwertungsmög¬ 
lichkeit wahrzunehmen oder den Gläubiger so zu stellen, 
wie wenn er sie wahrgenommen hätte. 

(3) Die andere Verwertungsmöglichkeit kann auch darin 
bestehen, daß der Gläubiger den Gegenstand selbst über¬ 
nimmt. Günstiger ist eine Verwertungsmöglichkeit auch 
dann, wenn Kosten eingespart werden. 


§169 

Schutz des Gläubigers 
vor einer Verzögerung der Verwertung 

Solange ein Gegenstand, zu dessen Verwertung der 
Insolvenzverwalter nach § 166 berechtigt ist, nicht ver¬ 
wertet wird, sind dem Gläubiger vom Berichtstermin an 
laufend die geschuldeten Zinsen aus der Insolvenzmasse 
zu zahlen, ist der Gläubiger schon vor der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens auf Grund einer Anordnung nach 
§ 21 an der Verwertung des Gegenstands gehindert wor¬ 
den, so sind die geschuldeten Zinsen spätestens von 
dem Zeitpunkt an zu zahlen, der drei Monate nach dieser 
Anordnung liegt. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit 
nach der Höhe der Forderung sowie dem Wert und der 
sonstigen Belastung des Gegenstands nicht mit einer 
Befriedigung des Gläubigers aus dem Verwertungserlös 
zu rechnen ist. 

§170 

Verteilung des Erlöses 

(1) Nach der Verwertung einer beweglichen Sache oder 
einer Forderung durch den Insolvenzverwalter sind aus 
dem Verwertungserlös die Kosten der Feststellung und 
der Verwertung des Gegenstands vorweg für die Insol¬ 
venzmasse zu entnehmen. Aus dem verbleibenden Betrag 
ist unverzüglich der absonderungsberechtigte Gläubiger 
zu befriedigen. 

(2) Überläßt der Insolvenzverwalter einen Gegenstand, 
zu dessen Verwertung er nach § 166 berechtigt ist, dem 
Gläubiger zur Verwertung, so hat dieser aus dem von ihm 
erzielten Verwertungserlös einen Betrag in Höhe der 
Kosten der Feststellung sowie des Umsatzsteuerbetra¬ 
ges (§ 171 Abs. 2 Satz 3) vorweg an die Masse abzu¬ 
führen. 

§171 

Berechnung des Kostenbeitrags 

(1) Die Kosten der Feststellung umfassen die Kosten 
der tatsächlichen Feststellung des Gegenstands und der 
Feststellung der Rechte an diesem. Sie sind pauschal mit 
vier vom Hundert des Verwertungserlöses anzusetzen. 

(2) Als Kosten der Verwertung sind pauschal fünf vom 
Hundert des Verwertungserlöses anzusetzen. Lagen die 
tatsächlich entstandenen, für die Verwertung erforder¬ 
lichen Kosten erheblich niedriger oder erheblich höher, so 
sind diese Kosten anzusetzen. Führt die Verwertung zu 
einer Belastung der Masse mit Umsatzsteuer, so ist der 
Umsatzsteuerbetrag zusätzlich zu der Pauschale nach 
Satz 1 oder den tatsächlich entstandenen Kosten nach 
Satz 2 anzusetzen. 

§172 

Sonstige Verwendung beweglicher Sachen 

(1) Der Insolvenzverwalter darf eine bewegliche Sache, 
zu deren Verwertung er berechtigt ist, für die Insolvenz¬ 
masse benutzen, wenn er den dadurch entstehenden 
Wertverlust von der Eröffnung des Insolvenzverfahrens an 
durch laufende Zahlungen an den Gläubiger ausgleicht. 
Die Verpflichtung zu Ausgleichszahlungen besteht nur, 
soweit der durch die Nutzung entstehende Wertverlust die 
Sicherung des absonderungsberechtigten Gläubigers 
beeinträchtigt. 
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(2) Oer Verwalter darf eine solche Sache verbinden, 
vermischen und verarbeiten, soweit dadurch die Siche- 
rung des absonderungsberechtigten Gläubigers nicht 
beeinträchtigt wird. Setzt sich das Recht des Gläubigers 
an einer anderen Sache fort, so hat der Gläubiger die neue 
Sicherheit insoweit freizugeben, als sie den Wert der 
bisherigen Sicherheit übersteigt. 

§173 

Verwertung durch den Gläubiger 

(1) Soweit der Insolvenzverwalter nicht zur Verwertung 
einer beweglichen Sache oder einer Forderung berechtigt 
ist, an denen ein Absonderungsrecht besteht, bleibt das 
Recht des Gläubigers zur Verwertung unberührt. 

(2) Auf Antrag des Verwalters und nach Anhörung des 
Gläubigers kann das Insolvenzgericht eine Frist bestim¬ 
men, innerhalb welcher der Gläubiger den Gegenstand zu 
verwerten hat. Nach Ablauf der Frist ist der Verwalter zur 
Verwertung berechtigt. 

Fünfter Teil 

Befriedigung der Insolvenzgläubiger. 
Einstellung des Verfahrens 

Erster Abschnitt 

Feststellung der Forderungen 

§174 

Anmeldung der Forderungen 

(1) Die Insolvenzgläubiger haben ihre Forderungen 
schriftlich beim Insolvenzverwalter anzumelden. Der 
Anmeldung sollen die Urkunden, aus denen sich die 
Forderung ergibt, in Abdruck beigefügt werden. 

(2) Bei der Anmeldung sind der Grund und der Betrag 
der Forderung anzugeben. 

(3) Die Forderungen nachrangiger Gläubiger sind nur 
anzumelden, soweit das Insolvenzgericht besonders zur 
Anmeldung dieser Forderungen auffordert. Bei der 
Anmeldung solcher Forderungen ist auf den Nachrang 
hinzuweisen und die dem Gläubiger zustehende Rang¬ 
stelle zu bezeichnen. 

§175 

Tabelle 

Der Insolvenzverwalter hat jede angemeldete Forde¬ 
rung mit den in § 174 Abs. 2 und 3 genannten Angaben 
in eine Tabelle einzutragen. Die Tabelle ist mit den An¬ 
meldungen sowie den beigefügten Urkunden innerhalb 
des ersten Drittels des Zeitraums, der zwischen dem 
Ablauf der Anmeldefrist und dem Prüfungstermin liegt, in 
der Geschäftsstelle des Insolvenzgerichts zur Einsicht der 
Beteiligten niederzulegen. 

§176 

Verlauf des Prüfungstermins 

Im Prüfungstermin werden die angemeldeten Forde¬ 
rungen ihrem Betrag und ihrem Rang nach geprüft. Die 
Forderungen, die vom Insolvenzverwalter, vom Schuldner 
oder von einem Insolvenzgläubiger bestritten werden, 
sind einzeln zu erörtern. 


§177 

Nachträgliche Anmeldungen 

(1) Im Prüfungstermin sind auch die Forderungen zu 
prüfen, die nach dem Ablauf der Anmeldefrist angemeldet 
worden sind. Widerspricht jedoch der Insolvenzverwalter 
oder ein Insolvenzgläubiger dieser Prüfung oder wird eine 
Forderung erst nach dem Prüfungstermin angemeldet, so 
hat das Insolvenzgericht auf Kosten des Säumigen ent¬ 
weder einen besonderen Prüfungstermin zu bestimmen 
oder die Prüfung im schriftlichen Verfahren anzuordnen. 
Für nachträgliche Änderungen der Anmeldung gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(2) Hat das Gericht nachrangige Gläubiger nach § 174 
Abs. 3 zur Anmeldung ihrer Forderungen aufgefordert und 
läuft die für diese Anmeldung gesetzte Frist später als eine 
Woche vor dem Prüfungstermin ab, so ist auf Kosten der 
Insolvenzmasse entweder ein besonderer Prüfungstermin 
zu bestimmen oder die Prüfung im schriftlichen Verfahren 
anzuordnen. 

(3) Der besondere Prüfungstermin ist öffentlich be¬ 
kanntzumachen. Zu dem Termin sind die Insolvenzgläu¬ 
biger, die eine Forderung angemeldet haben, der Ver¬ 
walter und der Schuldner besonders zu laden. 

§178 

Voraussetzungen 
und Wirkungen der Feststellung 

(1) Eine Forderung gilt als festgestellt, soweit gegen sie 
im Prüfungstermin oder im schriftlichen Verfahren (§ 177) 
ein Widerspruch weder vom Insolvenzverwalter noch von 
einem Insolvenzgläubiger erhoben wird oder soweit ein 
erhobener Widerspruch beseitigt ist. Ein Widerspruch des 
Schuldners steht der Feststellung der Forderung nicht 
entgegen. 

(2) Das Insolvenzgericht trägt für jede angemeldete 
Forderung in die Tabelle ein, inwieweit die Forderung 
ihrem Betrag und ihrem Rang nach festgestellt ist oder 
wer der Feststellung widersprochen hat. Auch ein Wider¬ 
spruch des Schuldners ist einzutragen. Auf Wechseln und 
sonstigen Schuldurkunden ist vom Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle die Feststellung zu vermerken. 

(3) Die Eintragung in die Tabelle wirkt für die festge¬ 
stellten Forderungen ihrem Betrag und ihrem Rang nach 
wie ein rechtskräftiges Urteil gegenüber dem Insolvenz¬ 
verwalter und allen Insolvenzgläubigem. 

§179 

Streitige Forderungen 

(1) Ist eine Forderung vom Insolvenzverwalter oder von 
einem Insolvenzgläubiger bestritten worden, so bleibt es 
dem Gläubiger überlassen, die Feststellung gegen den 
Bestreitenden zu betreiben. 

(2) Liegt für eine solche Forderung ein vollstreckbarer 
Schuldtitel oder ein Endurteil vor, so obliegt es dem Be¬ 
streitenden, den Widerspruch zu verfolgen. 

(3) Das Insolvenzgericht erteilt dem Gläubiger, dessen 
Forderung bestritten worden ist, einen beglaubigten 
Auszug aus der Tabelle. Im Falle des Absatzes 2 erhält 
auch der Bestreitende einen solchen Auszug. Die Gläubi¬ 
ger, deren Forderungen festgestellt worden sind, werden 
nicht benachrichtigt; hierauf sollen die Gläubiger vor dem 
Prüfungstermin hingewiesen werden. 
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§180 

Zuständigkeit für die Feststellung 

(1) Auf die Feststellung ist im ordentlichen Verfahren 
Klage zu erheben. Für die Klage ist das Amtsgericht aus¬ 
schließlich zuständig, bei dem das Insolvenzverfahren 
anhängig ist oder anhängig war. Gehört der Streitgegen¬ 
stand nicht zur Zuständigkeit der Amtsgerichte, so ist das 
Landgericht ausschließlich zuständig, zu dessen Bezirk 
das Insolvenzgericht gehört. 

(2) War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
ein Rechtsstreit über die Forderung anhängig, so ist 
die Feststellung durch Aufnahme des Rechtsstreits zu 
betreiben. 

§181 

Umfang der Feststellung 

Die Feststellung kann nach Grund, Betrag und Rang 
der Forderung nur in der Weise begehrt werden, wie die 
Forderung in der Anmeldung oder im Prüfungstermin 
bezeichnet worden ist. 

§182 

Streitwert 

Der Wert des Streitgegenstands einer Klage auf 
Feststellung einer Forderung, deren Bestand vom In¬ 
solvenzverwalter oder von einem Insolvenzgläubiger 
bestritten worden ist, bestimmt sich nach dem Betrag, der 
bei der Verteilung der Insolvenzmasse für die Forderung 
zu erwarten ist. 

§183 

Wirkung der Entscheidung 

(1) Eine rechtskräftige Entscheidung, durch die eine 
Forderung festgestellt oder ein Widerspruch für begründet 
erklärt wird, wirkt gegenüber dem Insolvenzverwalter und 
allen Insolvenzgläubigem. 

(2) Der obsiegenden Partei obliegt es, beim Insolvenz¬ 
gericht die Berichtigung der Tabelle zu beantragen. 

(3) Haben nur einzelne Gläubiger, nicht der Verwalter, 
den Rechtsstreit geführt, so können diese Gläubiger die 
Erstattung ihrer Kosten aus der Insolvenzmasse insoweit 
verlangen, als der Masse durch die Entscheidung ein 
Vorteil erwachsen ist. 

§184 

Klage gegen einen Widerspruch des Schuldners 

Hat der Schuldner im Prüfungstermin oder im schrift¬ 
lichen Verfahren (§ 177) eine Forderung bestritten, so kann 
der Gläubiger Klage auf Feststellung der Forderung gegen 
den Schuldner erheben. War zur Zeit der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ein Rechtsstreit über die Forderung 
anhängig, so kann der Gläubiger diesen Rechtsstreit 
gegen den Schuldner aufnehmen. 

§185 

Besondere Zuständigkeiten 

Ist für die Feststellung einer Forderung der Rechts¬ 
weg zum ordentlichen Gericht nicht gegeben, so ist die 
Feststellung bei dem zuständigen anderen Gericht zu 
betreiben oder von der zuständigen Verwaltungs¬ 
behörde vorzunehmen. § 180 Abs. 2 und die §§ 181,183 


und 184 gelten entsprechend. Ist die Feststellung bei 
einem anderen Gericht zu betreiben, so gilt auch § 182 
entsprechend. 

§186 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

(1) Hat der Schuldner den Prüfungstermin versäumt, 
so hat ihm das Insolvenzgericht auf Antrag die Wieder¬ 
einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. § 51 Abs. 2, 
§ 85 Abs. 2, §§ 233 bis 236 der Zivilprozeßordnung gelten 
entsprechend. 

(2) Die den Antrag auf Wiedereinsetzung betreffenden 
Schriftsätze sind dem Gläubiger zuzustellen, dessen 
Forderung nachträglich bestritten werden soll. Das Be¬ 
streiten in diesen Schriftsätzen steht, wenn die Wiederein¬ 
setzung erteilt wird, dem Bestreiten im Prüfungstermin 
gleich. 

Zweiter Abschnitt 
Verteilung 

§187 

Befriedigung der Insolvenzgläubiger 

(1) Mit der Befriedigung der Insolvenzgläubiger kann 
erst nach dem allgemeinen Prüfungstermin begonnen 
werden. 

(2) Verteilungen an die Insolvenzgläubiger können 
stattfinden, sooft hinreichende Barmittel in der Insolvenz¬ 
masse vorhanden sind. Nachrangige Insolvenzgläubiger 
sollen bei Abschlagsverteilungen nicht berücksichtigt 
werden. 

(3) Die Verteilungen werden vom Insolvenzverwalter 
vorgenommen. Vor jeder Verteilung hat er die Zustimmung 
des Gläubigerausschusses einzuholen, wenn ein solcher 
bestellt ist. 

§188 

Verteilungsverzeichnis 

Vor einer Verteilung hat der Insolvenzverwalter ein 
Verzeichnis der Forderungen aufzustellen, die bei der 
Verteilung zu berücksichtigen sind. Das Verzeichnis ist 
auf der Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten nieder¬ 
zulegen. Der Verwalter hat die Summe der Forderungen 
und den für die Verteilung verfügbaren Betrag aus der 
Insolvenzmasse öffentlich bekanntzumachen. 

§189 

Berücksichtigung bestrittener Forderungen 

(1) Ein Insolvenzgläubiger, dessen Forderung nicht 
festgestellt ist und für dessen Forderung ein voll¬ 
streckbarer Titel oder ein Endurteil nicht vorliegt, hat späte¬ 
stens innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Wochen 
nach der öffentlichen Bekanntmachung dem Insoivenzver- 
walter nachzuweisen, daß und für welchen Betrag die Fest¬ 
stellungsklage erhoben oder das Verfahren in dem früher 
anhängigen Rechtsstreit aufgenommen ist. 

(2) Wird der Nachweis rechtzeitig geführt, so wird der 
auf die Forderung entfallende Anteil bei der Verteilung 
zurückbehalten, solange der Rechtsstreit anhängig ist. 

(3) Wird der Nachweis nicht rechtzeitig geführt, so wird 
die Forderung bei der Verteilung nicht berücksichtigt. 
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§190 

Berücksichtigung 

absonderungsberechtigter Gläubiger 

(1) Ein Gläubiger, der zur abgesonderten Befriedigung 
berechtigt ist, hat spätestens innerhalb der in § 189 
Abs. 1 vorgesehenen Ausschlußfrist dem Insolvenzver¬ 
walter nachzuweisen, daß und für welchen Betrag er auf 
abgesonderte Befriedigung verzichtet hat oder bei ihr 
ausgefallen ist. Wird der Nachweis nicht rechtzeitig 
geführt, so wird die Forderung bei der Verteilung nicht 
berücksichtigt. 

(2) Zur Berücksichtigung bei einer Abschlagsvertei- 
lung genügt es, wenn der Gläubiger spätestens inner¬ 
halb der Ausschlußfrist dem Verwalter nachweist, daß 
die Verwertung des Gegenstands betrieben wird, an 
dem das Absonderungsrecht besteht, und den Betrag 
des mutmaßlichen Ausfalls glaubhaft macht. In diesem 
Fall wird der auf die Forderung entfallende Anteil bei der 
Verteilung zurückbehalten. Sind die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 bei der Schlußverteilung nicht erfüllt, so 
wird der zurückbehaltene Anteil für die Schlußverteilung 
frei. 

(3) Ist nur der Verwalter zur Verwertung des Gegen¬ 
stands berechtigt, an dem das Absonderungsrecht be¬ 
steht, so sind die Absätze 1 und 2 nicht anzuwenden. Bei 
einer Abschlagsverteilung hat der Verwalter, wenn er den 
Gegenstand noch nicht verwertet hat, den Ausfall des 
Gläubigers zu schätzen und den auf die Forderung ent¬ 
fallenden Anteil zurückzubehalten. 

§191 

Berücksichtigung 

aufschiebend bedingter Forderungen 

(1) Eine aufschiebend bedingte Forderung wird bei 
einer Abschlagsverteilung mit ihrem vollen Betrag berück¬ 
sichtigt. Der auf die Forderung entfallende Anteil wird bei 
der Verteilung zurückbehalten. 

(2) Bei der Schlußverteilung wird eine aufschiebend 
bedingte Forderung nicht berücksichtigt, wenn die 
Möglichkeit des Eintritts der Bedingung so femliegt, daß 
die Forderung zur Zeit der Verteilung keinen Vermögens¬ 
wert hat. In diesem Fall wird ein gemäß Absatz 1 Satz 2 
zurückbehaltener Anteil für die Schlußverteilung frei. 

§192 

Nachträgliche Berücksichtigung 

Gläubiger, die bei einer Abschlagsverteilung nicht 
berücksichtigt worden sind und die Voraussetzungen der 
§§ 189,190 nachträglich erfüllen, erhalten bei der folgen¬ 
den Verteilung aus der restlichen Insolvenzmasse vorab 
einen Betrag, der sie mit den übrigen Gläubigem gleich¬ 
stellt. 

§193 

Änderung des Verteilungsverzeichnisses 

Der Insolvenzverwalter hat die Änderungen des Ver¬ 
zeichnisses, die auf Grund der §§ 189 bis 192 erforderlich 
werden, binnen drei Tagen nach Ablauf der in § 189 Abs. 1 
vorgesehenen Ausschlußfrist vorzunehmen. 


§194 

Einwendungen gegen das Verteilungsverzeichnis 

(1) Bei einer Abschlagsverteilung sind Einwendungen 
eines Gläubigers gegen das Verzeichnis bis zum Ablauf 
einer Woche nach dem Ende der in § 189 Abs. 1 vorge¬ 
sehenen Ausschlußfrist bei dem Insolvenzgericht zu 
erheben. 

(2) Eine Entscheidung des Gerichts, durch die Ein¬ 
wendungen zurückgewiesen werden, ist dem Gläubiger 
und dem Insolvenzverwalter zuzustellen. Dem Gläubiger 
steht gegen den Beschluß die sofortige Beschwerde zu. 

(3) Eine Entscheidung des Gerichts, durch die eine 
Berichtigung des Verzeichnisses angeordnet wird, ist dem 
Gläubiger und dem Verwalter zuzustellen und in der 
Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten niederzulegen. 
Dem Verwalter und den Insolvenzgläubigem steht gegen 
den Beschluß die sofortige Beschwerde zu. Die Be¬ 
schwerdefrist beginnt mit dem Tag, an dem die Entschei¬ 
dung niedergelegt worden ist. 

§195 

Festsetzung des Bruchteils 

(1) Für eine Abschlagsverteilung bestimmt der Gläubi¬ 
gerausschuß auf Vorschlag des Insolvenzverwalters den 
zu zahlenden Bruchteil. Ist kein Gläubigerausschuß 
bestellt, so bestimmt der Verwalter den Bruchteil. 

(2) Der Verwalter hat den Bruchteil den berücksichtig¬ 
ten Gläubigem mitzuteilen. 

§196 

SchluBverteilung 

(1) Die Schlußverteilung erfolgt, sobald die Verwertung 
der Insolvenzmasse beendet ist. 

(2) Die Schlußverteilung darf nur mit Zustimmung des 
Insolvenzgerichts vorgenommen werden. 

§197 

Schlußtermin 

(1) Bei der Zustimmung zur Schlußverteilung bestimmt 
das Insolvenzgericht den Termin für eine abschließende 
Gläubigerversammlung. Dieser Termin dient 

1. zur Erörterung der Schlußrechnung des Insolvenzver¬ 
walters, 

2. zur Erhebung von Einwendungen gegen das Schluß¬ 
verzeichnis und 

3. zur Entscheidung der Gläubiger über die nicht ver¬ 
wertbaren Gegenstände der Insolvenzmasse. 

(2) Zwischen der öffentlichen Bekanntmachung des 
Termins und dem Termin soll eine Frist von mindestens 
drei Wochen und höchstens einem Monat liegen. 

(3) Für die Entscheidung des Gerichts über Einwen¬ 
dungen eines Gläubigers gilt § 194 Abs. 2 und 3 ent¬ 
sprechend. 
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§198 

Hinterlegung zurückbehaltener Betrage 

Beträge, die bei der Schlußverteilung zurückzubehalten 
sind, hat der Insolvenzverwalter mit Zustimmung des 
Insolvenzgerichts für Rechnung der Beteiligten bei einer 
geeigneten Stelle zu hinterlegen. 

§199 

Überschuß bei der Schlußverteilung 

Können bei der Schlußverteilung die Forderungen aller 
Insolvenzgläubiger in voller Höhe berichtigt werden, so 
hat der Insolvenzverwalter einen verbleibenden Über¬ 
schuß dem Schuldner herauszugeben. Ist der Schuldner 
keine natürliche Person, so hat der Verwalter jeder am 
Schuldner beteiligten Person den Teil des Überschusses 
herauszugeben, der ihr bei einer Abwicklung außerhalb 
des Insolvenzverfahrens zustünde. 

§200 

Aufhebung des Insolvenzverfahrens 

(1) Sobald die Schlußverteilung vollzogen ist, beschließt 
das Insolvenzgericht die Aufhebung des Insolvenzverfah¬ 
rens. 

(2) Der Beschluß und der Grund der Aufhebung sind 
öffentlich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung ist, 
unbeschadet des § 9, auszugsweise im Bundesanzeiger 
zu veröffentlichen. Die §§ 31 bis 33 gelten entsprechend. 

§201 

Rechte der Insolvenzgläubiger 
nach Verfahrensaufhebung 

(1) Die Insolvenzgläubiger können nach der Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens ihre restlichen Forderungen gegen 
den Schuldner unbeschränkt geltend machen. 

(2) Die Insolvenzgläubiger, deren Forderungen fest¬ 
gestellt und nicht vom Schuldner im Prüfungstermin 
bestritten worden sind, können aus der Eintragung in die 
Tabelle wie aus einem vollstreckbaren Urteil die Zwangs¬ 
vollstreckung gegen den Schuldner betreiben. Einer nicht 
bestrittenen Forderung steht eine Forderung gleich, bei 
der ein erhobener Widerspruch beseitigt ist. 

(3) Die Vorschriften über die Restschuldbefreiung 
bleiben unberührt. 

§202 

Zuständigkeit bei der Vollstreckung 

(1) Im Falle des § 201 ist das Amtsgericht, bei dem das 
Insolvenzverfahren anhängig ist oder anhängig war, aus¬ 
schließlich zuständig für Klagen: 

1. auf Erteilung der Vollstreckungsklausel; 

2. durch die nach der Erteilung der Vollstreckungsklausel 
bestritten wird, daß die Voraussetzungen für die Er¬ 
teilung eingetreten waren; 

3. durch die Einwendungen geltend gemacht werden, die 
den Anspruch selbst betreffen. 

(2) Gehört der Streitgegenstand nicht zur Zuständig¬ 
keit der Amtsgerichte, so ist das Landgericht ausschließ¬ 
lich zuständig, zu dessen Bezirk das Insolvenzgericht 
gehört. 


§203 

Anordnung der Nachtragsverteilung 

(1) Auf Antrag des Insolvenzverwalters oder eines Insol¬ 
venzgläubigers oder von Amts wegen ordnet das Insol¬ 
venzgericht eine Nachtragsverteilung an, wenn nach dem 
Schlußtermin 

1. zurückbehaltene Beträge für die Verteilung frei werden, 

2. Beträge, die aus der Insolvenzmasse gezahlt sind, 
zurückfließen oder 

3. Gegenstände der Masse ermittelt werden. 

(2) Die Aufhebung des Verfahrens steht der Anordnung 
einer Nachtragsverteilung nicht entgegen. 

(3) Das Gericht kann von der Anordnung absehen und 
den zur Verfügung stehenden Betrag oder den ermittelten 
Gegenstand dem Schuldner überlassen, wenn dies mit 
Rücksicht auf die Geringfügigkeit des Betrags oder den 
geringen Wert des Gegenstands und die Kosten einer 
Nachtragsverteilung angemessen erscheint. Es kann die 
Anordnung davon abhängig machen, daß ein Geldbetrag 
vorgeschossen wird, der die Kosten der Nachtragsver¬ 
teilung deckt. 

§204 

Rechtsmittel 

(1) Der Beschluß, durch den der Antrag auf Nachtrags¬ 
verteilung abgelehnt wird, ist dem Antragsteller zuzu¬ 
stellen. Gegen den Beschluß steht dem Antragsteller die 
sofortige Beschwerde zu. 

(2) Der Beschluß, durch den eine Nachtragsverteilung 
angeordnet wird, ist dem Insolvenzverwalter, dem Schuld¬ 
ner und, wenn ein Gläubiger die Verteilung beantragt 
hatte, diesem Gläubiger zuzustellen. Gegen den Beschluß 
steht dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. 

§205 

Vollzug der Nachtragsverteilung 

Nach der Anordnung der Nachtragsverteilung hat der 
Insolvenzverwalter den zur Verfügung stehenden Betrag 
oder den Erlös aus der Verwertung des ermittelten Gegen¬ 
stands auf Grund des Schlußverzeichnisses zu verteilen. 
Er hat dem Insolvenzgericht Rechnung zu legen. 

§206 

Ausschluß von Massegläubigem 

Massegläubiger, deren Ansprüche dem Insolvenzver¬ 
walter 

1. bei einer Abschlagsverteilung erst nach der Fest¬ 
setzung des Bruchteils, 

2. bei der Schlußverteilung erst nach der Beendigung des 
Schlußtermins oder 

3. bei einer Nachtragsverteilung erst nach der öffent¬ 
lichen Bekanntmachung 

bekanntgeworden sind, können Befriedigung nur aus den 
Mitteln verlangen, die nach der Verteilung in der 
Insolvenzmasse verbleiben. 
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Dritter Abschnitt 
Einstellung des Verfahrens 

§207 

Einstellung mangels Masse 

(1) Stellt sich nach der Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens heraus, daß die Insolvenzmasse nicht ausreicht, 
um die Kosten des Verfahrens zu decken, so stellt das 
Insolvenzgericht das Verfahren ein. Die Einstellung unter¬ 
bleibt, wenn ein ausreichender Geldbetrag vorgeschos¬ 
sen wird; § 26 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Vor der Einstellung sind die Gläubigerversammlung, 
der Insolvenzverwaiter und die Massegläubiger zu hören. 

(3) Soweit Barmittel in der Masse vorhanden sind, 
hat der Verwalter vor der Einstellung die Kosten des 
Verfahrens, von diesen zuerst die Auslagen, nach dem 
Verhältnis ihrer Beträge zu berichtigen. Zur Verwertung 
von Massegegenständen ist er nicht mehr verpflichtet. 

§208 

Anzeige der Masseunzulängiichkeit 

(1) Sind die Kosten des Insolvenzverfahrens gedeckt, 
reicht die Insolvenzmasse jedoch nicht aus, um die fälligen 
sonstigen Masseverbindlichkeiten zu erfüllen, so hat der 
Insolvenzverwalter dem Insolvenzgericht anzuzeigen, daB 
Masseunzulänglichkeit vortiegt. Gleiches gilt, wenn die 
Masse voraussichtlich nicht ausreichen wird, um die 
bestehenden sonstigen Masseverbindlichkeiten im Zeit¬ 
punkt der Fälligkeit zu erfüllen. 

(2) Das Gericht hat die Anzeige der Masseunzulänglich¬ 
keit öffentlich bekanntzumachen. Den Massegläubigem 
ist sie besonders zuzustellen. 

(3) Die Pflicht des Verwalters zur Verwaltung und zur 
Verwertung der Masse besteht auch nach der Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit fort. 

§209 

Befriedigung der Massegläubiger 

(1) Der Insolvenzverwalter hat die Masseverbindlich¬ 
keiten nach folgender Rangordnung zu berichtigen, bei 
gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge: 

1. die Kosten des Insolvenzverfahrens; 

2. die Masseverbindlichkeiten, die nach der Anzeige der 
Masseunzulänglichkeit begründet worden sind, ohne 
zu den Kosten des Verfahrens zu gehören; 

3. die übrigen Masseverbindlichkeiten, unter diesen 
zuletzt der nach den §§ 100, 101 Abs. 1 Satz 3 be¬ 
willigte Unterhalt. 

(2) Als Masseverbindlichkeiten im Sinne des Absat¬ 
zes 1 Nr. 2 gelten auch die Verbindlichkeiten 

1. aus einem gegenseitigen Vertrag, dessen Erfüllung 
der Verwalter gewählt hat, nachdem er die Masseun¬ 
zulänglichkeit angezeigt hatte; 

2. aus einem Dauerschuldverhältnis für die Zeit nach dem 
ersten Termin, zu dem der Verwalter nach der Anzeige 
der Masseunzulänglichkeit kündigen konnte; 


3. aus einem Dauerschuldverhältnis, soweit der Verwalter 
nach der Anzeige der Masseunzulänglichkeit für die 
Insolvenzmasse die Gegenleistung in Anspruch ge¬ 
nommen hat. 

§210 

Vollstreckungsverbot 

Sobald der Insolvenzverwalter die Masseunzuläng¬ 
lichkeit angezeigt hat, ist die Vollstreckung wegen einer 
Masseverbindlichkeit im Sinne des § 209 Abs. 1 Nr. 3 
unzulässig. 

§211 

Einstellung 

nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit 

(1) Sobald der Insolvenzverwalter die Insolvenzmasse 
nach Maßgabe des § 209 verteilt hat, stellt das Insolvenz¬ 
gericht das Insolvenzverfahren ein. 

(2) Der Verwalter hat für seine Tätigkeit nach der 
Anzeige der Masseunzulänglichkeit gesondert Rechnung 
zu legen. 

(3) Werden nach der Einstellung des Verfahrens Ge¬ 
genstände der Insolvenzmasse ermittelt, so ordnet das 
Gericht auf Antrag des Verwalters oder eines Massegläu¬ 
bigers oder von Amts wegen eine Nachtragsverteilung 
an. § 203 Abs. 3 und die §§ 204 und 205 gelten entspre¬ 
chend. 

§212 

Einstellung 

wegen Wegfalls des Eröffnungsgrunds 

Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuldners 
einzustellen, wenn gewährleistet ist, daß nach der Ein¬ 
stellung beim Schuldner weder Zahlungsunfähigkeit noch 
drohende Zahlungsunfähigkeit noch, soweit die Über¬ 
schuldung Grund für die Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens ist, Überschuldung vorliegt. Der Antrag ist nur zu¬ 
lässig, wenn das Fehlen der Eröffnungsgründe glaubhaft 
gemacht wird. 

§213 

Einstellung mit Zustimmung der Gläubiger 

(1) Das Insolvenzverfahren ist auf Antrag des Schuld¬ 
ners einzustellen, wenn er nach Ablauf der Anmeldefrist 
die Zustimmung aller Insolvenzgläubiger beibringt, die 
Forderungen angemeldet haben. Bei Gläubigem, deren 
Forderungen vom Schuldner oder vom Insolvenzverwalter 
bestritten werden, und bei absonderungsberechtigten 
Gläubigem entscheidet das Insolvenzgericht nach freiem 
Ermessen, inwieweit es einer Zustimmung dieser Gläu¬ 
biger oder einer Sicherheitsleistung gegenüber ihnen 
bedarf. 

(2) Das Verfahren kann auf Antrag des Schuldners vor 
dem Ablauf der Anmeldefrist eingestellt werden, wenn 
außer den Gläubigem, deren Zustimmung der Schuldner 
beibringt, andere Gläubiger nicht bekannt sind. 

§214 

Verfahren bei der Einstellung 

(1) Der Antrag auf Einstellung des Insolvenzverfahrens 
nach § 212 oder § 213 ist öffentlich bekanntzumachen. 
Er ist in der Geschäftsstelle zur Einsicht der Beteiligten 
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niederzulegen; im Falle des § 213 sind die zustimmenden 
Erklärungen der Gläubiger beizufügen. Die Insolvenzgläu¬ 
biger können binnen einer Woche nach der öffentlichen 
Bekanntmachung schriftlich oder zu Protokoll der Ge¬ 
schäftsstelle Widerspruch gegen den Antrag erheben. 

(2) Das Insolvenzgericht beschließt über die Einstellung 
nach Anhörung des Antragstellers, des Insolvenzverwal¬ 
ters und des Gläubigerausschusses, wenn ein solcher 
bestellt ist. Im Falle eines Widerspruchs ist auch der 
widersprechende Gläubiger zu hören. 

(3) Vor der Einstellung hat der Verwalter die unstreitigen 
Masseansprüche zu berichtigen und für die streitigen 
Sicherheit zu leisten. 

§215 

Bekanntmachung 
und Wirkungen der Einstellung 

(1) Der Beschluß, durch den das Insolvenzverfahren 
nach § 207, 211, 212 oder 213 eingestellt wird, und der 
Grund der Einstellung sind öffentlich bekanntzumachen. 
Der Schuldner, der Insolvenzverwalter und die Mitglieder 
des Gläubigerausschusses sind vorab über den Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Einstellung (§ 9 Abs. 1 Satz 3) zu 
unterrichten. § 200 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Mit der Einstellung des Insolvenzverfahrens erhält 
der Schuldner das Recht zurück, über die Insolvenzmasse 
frei zu verfügen. Die §§ 201,202 gelten entsprechend. 

§216 

Rechtsmittel 

(1) Wird das Insolvenzverfahren nach § 207, 212 oder 
213 eingestellt, so steht jedem Insolvenzgläubiger und, 
wenn die Einstellung nach § 207 erfolgt, dem Schuldner 
die sofortige Beschwerde zu. 

(2) Wird ein Antrag nach § 212 oder § 213 abgelehnt, so 
steht dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. 

Sechster Teil 

Insolvenzplan 

Erster Abschnitt 
Aufstellung des Plans 

§217 

Grundsatz 

Die Befriedigung der absonderungsberechtigten Gläu¬ 
biger und der Insolvenzgläubiger, die Verwertung der 
Insolvenzmasse und deren Verteilung an die Beteiligten 
sowie die Haftung des Schuldners nach der Beendigung 
des Insolvenzverfahrens können in einem Insolvenzplan 
abweichend von den Vorschriften dieses Gesetzes ge¬ 
regelt werden. 

§218 

Vorlage des Insolvenzplans 

(1) Zur Vorlage eines Insolvenzplans an das Insolvenz¬ 
gericht sind der Insolvenzverwalter und der Schuldner 
berechtigt. Die Vorlage durch den Schuldner kann mit 


dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ver¬ 
bunden werden. Ein Plan, der erst nach dem Schlußtermin 
beim Gericht eingeht, wird nicht berücksichtigt. 

(2) Hat die Gläubigerversammlung den Verwalter be¬ 
auftragt, einen Insolvenzplan auszuarbeiten, so hat der 
Verwalter den Plan binnen angemessener Frist dem Ge¬ 
richt vorzulegen. 

(3) Bei der Aufstellung des Plans durch den Verwalter 
wirken der Gläubigerausschuß, wenn ein solcher bestellt 
ist, der Betriebsrat, der Sprecherausschuß der leitenden 
Angestellten und der Schuldner beratend mit. 

§219 

Gliederung des Plans 

Der Insolvenzplan besteht aus dem darstellenden Teil 
und dem gestaltenden Teil. Ihm sind die in den §§ 229 und 
230 genannten Anlagen beizufügen. 

§220 

Darstellender Teil 

(1) Im darstellenden Teil des Insolvenzplans wird be¬ 
schrieben, welche Maßnahmen nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens getroffen worden sind oder noch 
getroffen werden sollen, um die Grundlagen für die 
geplante Gestaltung der Rechte der Beteiligten zu 
schaffen. 

(2) Der darstellende Teil soll alle sonstigen Angaben zu 
den Grundlagen und den Auswirkungen des Plans ent¬ 
halten, die für die Entscheidung der Gläubiger über die 
Zustimmung zum Plan und für dessen gerichtliche 
Bestätigung erheblich sind. 

§221 

Gestaltender Teil 

Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans wird fest¬ 
gelegt, wie die Rechtsstellung der Beteiligten durch den 
Plan geändert werden soll. 

§222 

Bildung von Gruppen 

(1) Bei der Festlegung der Rechte der Beteiligten im 
Insolvenzplan sind Gruppen zu bilden, soweit Gläubiger 
mit unterschiedlicher Rechtsstellung betroffen sind. Es ist 
zu unterscheiden zwischen 

1. den absonderungsberechtigten Gläubigem, wenn durch 
den Plan in deren Rechte eingegriffen wird; 

2. den nicht nachrangigen Insolvenzgläubigem; 

3. den einzelnen Rangklassen der nachrangigen In¬ 
solvenzgläubiger, soweit deren Forderungen nicht 
nach § 225 als erlassen gelten sollen. 

(2) Aus den Gläubigem mit gleicher Rechtsstellung 
können Gruppen gebildet werden, in denen Gläubiger mit 
gleichartigen wirtschaftlichen Interessen zusammenge¬ 
faßt werden. Die Gruppen müssen sachgerecht voneinan¬ 
der abgegrenzt werden. Die Kriterien für die Abgrenzung 
sind im Plan anzugeben. 
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(3) Die Arbeitnehmer sollen eine besondere Gruppe 
bilden, wenn sie als Insolvenzgläubiger mit nicht uner¬ 
heblichen Forderungen beteiligt sind. Für Kleingläubiger 
können besondere Gruppen gebildet werden. 

§223 

Rechte der Absonderungsberechtigten 

(1) Ist im Insolvenzplan nichts anderes bestimmt, so 
wird das Recht der absonderungsberechtigten Gläubi¬ 
ger zur Befriedigung aus den Gegenständen, an denen 
Absonderungsrechte bestehen, vom Plan nicht be¬ 
rührt. 

(2) Soweit im Plan eine abweichende Regelung getrof¬ 
fen wird, ist im gestaltenden Teil für die absonderungsbe¬ 
rechtigten Gläubiger anzugeben, um welchen Bruchteil 
die Rechte gekürzt, für welchen Zeitraum sie gestundet 
oder welchen sonstigen Regelungen sie unterworfen wer¬ 
den sollen. 

§224 

Rechte der Insolvenzgläubiger 

Für die nicht nachrangigen Gläubiger ist im gestalten¬ 
den Teil des Insolvenzplans anzugeben, um welchen 
Bruchteil die Forderungen gekürzt, für welchen Zeitraum 
sie gestundet, wie sie gesichert oder welchen sonstigen 
Regelungen sie unterworfen werden sollen. 

§225 

Rechte der nachrangigen Insolvenzgläubiger 

(1) Die Forderungen nachrangiger Insolvenzgläubiger 
gelten, wenn im Insolvenzplan nichts anderes bestimmt 
ist, als erlassen. 

(2) Soweit im Plan eine abweichende Regelung getrof¬ 
fen wird, sind im gestaltenden Teil für jede Gruppe der 
nachrangigen Gläubiger die in § 224 vorgeschriebenen 
Angaben zu machen. 

(3) Die Haftung des Schuldners nach der Beendigung 
des Insolvenzverfahrens für Geldstrafen und die diesen in 
§ 39 Abs. 1 Nr. 3 gleichgestellten Verbindlichkeiten kann 
durch einen Plan weder ausgeschlossen noch einge¬ 
schränkt werden. 

§226 

Gleichbehandlung der Beteiligten 

(1) Innerhalb jeder Gruppe sind allen Beteiligten gleiche 
Rechte anzubieten. 

(2) Eine unterschiedliche Behandlung der Beteiligten 
einer Gruppe ist nur mit Zustimmung aller betroffenen 
Beteiligten zulässig. In diesem Fall ist dem Insolvenzplan 
die zustimmende Erklärung eines jeden betroffenen 
Beteiligten beizufügen. 

(3) Jedes Abkommen des Insolvenzverwalters, des 
Schuldners oder anderer Personen mit einzelnen Beteilig¬ 
ten, durch das diesen für ihr Verhalten bei Abstimmungen 
oder sonst im Zusammenhang mit dem Insolvenzver¬ 
fahren ein nicht im Plan vorgesehener Vorteil gewährt 
wird, ist nichtig. 


§227 

Haftung des Schuldners 

(1) Ist im Insolvenzplan nichts anderes bestimmt, so 
wird der Schuldner mit der im gestaltenden Teil vorge¬ 
sehenen Befriedigung der Insolvenzgläubiger von seinen 
restlichen Verbindlichkeiten gegenüber diesen Gläubigem 
befreit. 

(2) Ist der Schuldner eine Gesellschaft ohne Rechtsper¬ 
sönlichkeit oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien, 
so gilt Absatz 1 entsprechend für die persönliche Haftung 
der Gesellschafter. 

§228 

Änderung sachenrechtlicher Verhältnisse 

Sollen Rechte an Gegenständen begründet, geändert, 
übertragen oder aufgehoben werden, so können die er¬ 
forderlichen Willenserklärungen der Beteiligten in den 
gestaltenden Teil des Insolvenzplans aufgenommen 
werden. Sind im Grundbuch eingetragene Rechte an 
einem Grundstück oder an eingetragenen Rechten be¬ 
troffen, so sind diese Rechte unter Beachtung des § 28 
der Grundbuchordnung genau zu bezeichnen. Für Rechte, 
die im Schiffsregister, im Schiffsbauregister oder im 
Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen 
sind, gilt Satz 2 entsprechend. 

§229 

Vermögensübersicht Ergebnis- und Finanzplan 

Sollen die Gläubiger aus den Erträgen des vom Schuld¬ 
ner oder von einem Dritten fortgeführten Unternehmens 
befriedigt werden, so ist dem Insolvenzplan eine Ver¬ 
mögensübersicht beizufügen, in der die Vermögensgegen¬ 
stände und die Verbindlichkeiten, die sich bei einem Wirk¬ 
samwerden des Plans gegenüberstünden, mit ihren Wer¬ 
ten aufgeführt werden. Ergänzend ist darzustellen, welche 
Aufwendungen und Erträge für den Zeitraum, während 
dessen die Gläubiger befriedigt werden sollen, zu erwarten 
sind und durch welche Abfolge von Einnahmen und Aus¬ 
gaben die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens während 
dieses Zeitraums gewährleistet werden soll. 

§230 

Weitere Anlagen 

(1) Ist im Insolvenzplan vorgesehen, daß der Schuldner 
sein Unternehmen fortführt, und ist der Schuldner eine 
natürliche Person, so ist dem Ran die Erklärung des 
Schuldners beizufügen, daß er zur Fortführung des Unter¬ 
nehmens auf der Grundlage des Plans bereit ist. Ist der 
Schuldner eine Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit 
oder eine Kommanditgesellschaft auf Aktien, so ist dem 
Plan eine entsprechende Erklärung der persönlich haften¬ 
den Gesellschafter beizufügen. Die Erklärung des Schuld¬ 
ners nach Satz 1 ist nicht erforderlich, wenn dieser selbst 
den Plan vorlegt. 

(2) Sollen Gläubiger Anteils- oder Mitgliedschaftsrechte 
oder Beteiligungen an einer juristischen Person, einem 
nicht rechtsfähigen Verein oder einer Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit übernehmen, so ist dem Plan die 
zustimmende Erklärung eines jeden dieser Gläubiger 
beizufügen. 
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(3) Hat ein Dritter für den Fall der Bestätigung des Plans 
Verpflichtungen gegenüber den Gläubigem übernommen, 
so ist dem Plan die Erklärung des Dritten beizufügen. 

§231 

Zurückweisung des Plans 

(1) Das Insolvenzgericht weist den Insolvenzplan von 
Amts wegen zurück, 

1. wenn die Vorschriften über das Recht zur Vorlage und 
den Inhalt des Plans nicht beachtet sind und der Vorle¬ 
gende den Mangel nicht beheben kann oder innerhalb 
einer angemessenen, vom Gericht gesetzten Frist nicht 
behebt, 

2. wenn ein vom Schuldner vorgelegter Plan offensicht¬ 
lich keine Aussicht auf Annahme durch die Gläubiger 
oder auf Bestätigung durch das Gericht hat oder 

3. wenn die Ansprüche, die den Beteiligten nach dem 
gestaltenden Teil eines vom Schuldner vorgelegten 
Plans zustehen, offensichtlich nicht erfüllt werden 
können. 

(2) Hatte der Schuldner in dem Insolvenzverfahren 
bereits einen Plan vorgelegt, der von den Gläubigem ab¬ 
gelehnt, vom Gericht nicht bestätigt oder vom Schuldner 
nach der öffentlichen Bekanntmachung des Erörterungs¬ 
termins zurückgezogen worden ist, so hat das Gericht 
einen neuen Plan des Schuldners zurückzu weisen, wenn 
der Insolvenzverwalter mit Zustimmung des Gläubiger¬ 
ausschusses, wenn ein solcher bestellt ist, die Zurück¬ 
weisung beantragt. 

(3) Gegen den Beschluß, durch den der Plan zurück¬ 
gewiesen wird, steht dem Vorlegenden die sofortige 
Beschwerde zu. 

§232 

Stellungnahmen zum Plan 

(1) Wird der Insolvenzplan nicht zurückgewiesen, so 
leitet das Insolvenzgericht ihn zur Stellungnahme zu: 

1. dem Gläubigerausschuß, wenn ein solcher bestellt ist, 
dem Betriebsrat und dem Sprecherausschuß der 
leitenden Angestellten; 

2. dem Schuldner, wenn der Insolvenzverwalter den Plan 
vorgelegt hat; 

3. dem Verwalter, wenn der Schuldner den Plan vorgelegt 
hat. 

(2) Das Gericht kann auch der für den Schuldner zu¬ 
ständigen amtlichen Berufsvertretung der Industrie, des 
Handels, des Handwerks oder der Landwirtschaft oder 
anderen sachkundigen Stellen Gelegenheit zur Äußerung 
geben. 

(3) Das Gericht bestimmt eine Frist für die Abgabe der 
Stellungnahmen. 

§233 

Aussetzung von Verwertung und Verteilung 

Soweit die Durchführung eines vorgelegten Insolvenz¬ 
plans durch die Fortsetzung der Verwertung und Ver¬ 
teilung der Insolvenzmasse gefährdet würde, ordnet das 
Insolvenzgericht auf Antrag des Schuldners oder des 
Insolvenzverwalters die Aussetzung der Verwertung und 


Verteilung an. Das Gericht sieht von der Aussetzung ab 
oder hebt sie auf, soweit mit ihr die Gefahr erheblicher 
Nachteile für die Masse verbunden ist oder soweit der 
Verwalter mit Zustimmung des Gläubigerausschusses 
oder der Gläubigerversammlung die Fortsetzung der Ver¬ 
wertung und Verteilung beantragt. 

§234 

Niederlegung des Plans 

Der Insolvenzplan ist mit seinen Anlagen und den ein¬ 
gegangenen Stellungnahmen in der Geschäftsstelle zur 
Einsicht der Beteiligten niederzulegen. 


Zweiter Abschnitt 

Annahme und Bestätigung des Plans 

§235 

Erörterungs- und Abstimmungstermin 

(1) Das Insolvenzgericht bestimmt einen Termin, in dem 
der Insolvenzplan und das Stimmrecht der Gläubiger 
erörtert werden und anschließend über den Plan ab¬ 
gestimmt wird (Erörterungs- und Abstimmungstermin). 
Der Termin soll nicht über einen Monat hinaus angesetzt 
werden. 

(2) Der Erörterungs- und Abstimmungstermin ist öffent¬ 
lich bekanntzumachen. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß 
der Plan und die eingegangenen Stellungnahmen in der 
Geschäftsstelle eingesehen werden können. 

(3) Die Insolvenzgläubiger, die Forderungen angemel¬ 
det haben, die absonderungsberechtigten Gläubiger, der 
Insolvenzverwalter, der Schuldner, der Betriebsrat und der 
Sprecherausschuß der leitenden Angestellten sind beson¬ 
ders zu laden. Mit der Ladung ist ein Abdruck des Plans 
oder eine Zusammenfassung seines wesentlichen Inhalts, 
die der Vorlegende auf Aufforderung einzureichen hat, zu 
übersenden. 

§236 

Verbindung mit dem Prüfungstermin 

Der Erörterungs- und Abstimmungstermin darf nicht vor 
dem Prüfungstermin stattfinden. Beide Termine können 
jedoch verbunden werden. 

§237 

Stimmrecht der Insolvenzgläubiger 

(1) Für das Stimmrecht der Insolvenzgläubiger bei der 
Abstimmung über den Insolvenzplan gilt § 77 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und 3 Nr. 1 entsprechend. Absonderungs¬ 
berechtigte Gläubiger sind nur insoweit zur Abstimmung 
als Insolvenzgläubiger berechtigt, als ihnen der Schuldner 
auch persönlich haftet und sie auf die abgesonderte Be¬ 
friedigung verzichten oder bei ihr ausfallen; solange der 
Ausfall nicht feststeht, sind sie mit dem mutmaßlichen 
Ausfall zu berücksichtigen. 

(2) Gläubiger, deren Forderungen durch den Plan nicht 
beeinträchtigt werden, haben kein Stimmrecht. 
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§238 

Stimmrecht 

der absonderungsberechtigten Gläubiger 

(1) Soweit im Insolvenzplan auch die Rechtsstellung 
absonderungsberechtigter Gläubiger geregelt wird, sind 
im Termin die Rechte dieser Gläubiger einzeln zu erörtern. 
Ein Stimmrecht gewähren die Absonderungsrechte, die 
weder vom Insolvenzverwalter noch von einem abson¬ 
derungsberechtigten Gläubiger noch von einem Insol¬ 
venzgläubiger bestritten werden. Für das Stimmrecht bei 
streitigen, aufschiebend bedingten oder nicht fälligen 
Rechten gelten die §§ 41,77 Abs. 2,3 Nr. 1 entsprechend. 

(2) § 237 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§239 

Stimmliste 

Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle hält in einem 
Verzeichnis fest, welche Stimmrechte den Gläubigern 
nach dem Ergebnis der Erörterung im Termin zustehen. 

§240 

Änderung des Plans 

Der Vorlegende ist berechtigt, einzelne Regelungen des 
Insolvenzplans auf Grund der Erörterung im Termin inhalt¬ 
lich zu ändern. Über den geänderten Plan kann noch in 
demselben Termin abgestimmt werden. 

§241 

Gesonderter Abstimmungstermin 

(1) Das Insolvenzgericht kann einen gesonderten Ter¬ 
min zur Abstimmung über den Insolvenzplan bestimmen. 
In diesem Fall soll der Zeitraum zwischen dem Erörte¬ 
rungstermin und dem Abstimmungstermin nicht mehr als 
einen Monat betragen. 

(2) Zum Abstimmungstermin sind die stimmberechtig¬ 
ten Gläubiger und der Schuldner zu laden. Im Falle einer 
Änderung des Plans ist auf die Änderung besonders hin¬ 
zuweisen. 

§242 

Schriftliche Abstimmung 

(1) Ist ein gesonderter Abstimmungstermin bestimmt, 
so kann das Stimmrecht schriftlich ausgeübt werden. 

(2) Das Insolvenzgericht übersendet den stimmbe¬ 
rechtigten Gläubigem nach dem Erörterungstermin den 
Stimmzettel und teilt ihnen dabei ihr Stimmrecht mit. Die 
schriftliche Stimmabgabe wird nur berücksichtigt, wenn 
sie dem Gericht spätestens am Tag vor dem Abstim¬ 
mungstermin zugegangen ist; darauf ist bei der Über¬ 
sendung des Stimmzettels hinzuweisen. 

§243 

Abstimmung in Gruppen 

Jede Gruppe der stimmberechtigten Gläubiger stimmt 
gesondert über den Insolvenzplan ab. 


§244 

Erforderliche Mehrheiten 

(1) Zur Annahme des Insolvenzplans durch die Gläubi¬ 
ger ist erforderlich, daß in jeder Gruppe 

1. die Mehrheit der abstimmenden Gläubiger dem Plan 
zustimmt und 

2. die Summe der Ansprüche der zustimmenden Gläubi¬ 
ger mehr als die Hälfte der Summe der Ansprüche der 
abstimmenden Gläubiger beträgt. 

(2) Gläubiger, denen ein Recht gemeinschaftlich zu¬ 
steht oder deren Rechte bis zum Eintritt des Eröffnungs¬ 
grunds ein einheitliches Recht gebildet haben, werden bei 
der Abstimmung als ein Gläubiger gerechnet. Entspre¬ 
chendes gilt, wenn an einem Recht ein Pfandrecht oder 
ein Nießbrauch besteht. 

§245 

Obstruktionsverbot 

(1) Auch wenn die erforderlichen Mehrheiten nicht er¬ 
reicht worden sind, gilt die Zustimmung einer Abstim¬ 
mungsgruppe als erteilt, wenn 

1. die Gläubiger dieser Gruppe durch den Insolvenzplan 
nicht schlechter gestellt werden, als sie ohne einen 
Plan stünden, 

2. die Gläubiger dieser Gruppe angemessen an dem 
wirtschaftlichen Wert beteiligt werden, der auf der 
Grundlage des Plans den Beteiligten zufließen soll, und 

3. die Mehrheit der abstimmenden Gruppen dem Plan mit 
den erforderlichen Mehrheiten zugestimmt hat. 

(2) Eine angemessene Beteiligung der Gläubiger einer 
Gruppe im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 liegt vor, wenn nach 
dem Plan 

1. kein anderer Gläubiger wirtschaftliche Werte erhält, die 
den vollen Betrag seines Anspruchs übersteigen, 

2. weder ein Gläubiger, der ohne einen Plan mit Nachrang 
gegenüber den Gläubigem der Gruppe zu befriedigen 
wäre, noch der Schuldner oder eine an ihm beteiligte 
Person einen wirtschaftlichen Wert erhält und 

3. kein Gläubiger, der ohne einen Plan gleichrangig mit 
den Gläubigern der Gruppe zu befriedigen wäre, 
besser gestellt wird als diese Gläubiger. 

§246 

Zustimmung nachrangiger Insolvenzgläubiger 

Für die Annahme des Insolvenzplans durch die nach¬ 
rangigen Insolvenzgläubiger gelten ergänzend folgende 
Bestimmungen: 

1. Die Zustimmung der Gruppen mit dem Rang des § 39 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 gilt als erteilt, wenn die ent¬ 
sprechenden Zins- oder Kostenforderungen im Plan 
erlassen werden oder nach § 225 Abs. 1 als erlassen 
gelten und wenn schon die Hauptforderungen der 
Insolvenzgläubiger nach dem Plan nicht voll berichtigt 
werden. 

2. Die Zustimmung der Gruppen mit einem Rang hinter 
§ 39 Abs. 1 Nr. 3 gilt als erteilt, wenn kein Insolvenz¬ 
gläubiger durch den Plan besser gestellt wird als die 
Gläubiger dieser Gruppen. 
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3. Beteiligt sich kein Gläubiger einer Gruppe an der Ab¬ 
stimmung, so gilt die Zustimmung der Gruppe als 
erteilt. 

§247 

Zustimmung des Schuldners 

(1) Die Zustimmung des Schuldners zum Plan gilt als 
erteilt, wenn der Schuldner dem Plan nicht spätestens im 
Abstimmungstermin schriftlich oder zu Protokoll der Ge¬ 
schäftsstelle widerspricht. 

(2) Ein Widerspruch ist im Rahmen des Absatzes 1 
unbeachtlich, wenn 

1. der Schuldner durch den Plan nicht schlechter gestellt 
wird, als er ohne einen Plan stünde, und 

2. kein Gläubiger einen wirtschaftlichen Wert erhält, der 
den vollen Betrag seines Anspruchs übersteigt. 

§248 

Gerichtliche Bestätigung 

(1) Nach der Annahme des Insolvenzplans durch die 
Gläubiger (§§ 244 bis 246) und der Zustimmung des 
Schuldners bedarf der Plan der Bestätigung durch das 
Insolvenzgericht. 

(2) Das Gericht soll vor der Entscheidung über die 
Bestätigung den Insolvenzverwalter, den Gläubigeraus¬ 
schuß, wenn ein solcher bestellt ist, und den Schuldner 
hören. 

§249 

Bedingter Plan 

Ist im Insolvenzplan vorgesehen, daß vor der Bestäti¬ 
gung bestimmte Leistungen erbracht oder andere Maß¬ 
nahmen verwirklicht werden sollen, so darf der Plan nur 
bestätigt werden, wenn diese Voraussetzungen erfüllt 
sind. Die Bestätigung ist von Amts wegen zu versagen, 
wenn die Voraussetzungen auch nach Ablauf einer an¬ 
gemessenen, vom Insolvenzgericht gesetzten Frist nicht 
erfüllt sind. 

§250 

Verstoß gegen Verfahrensvorschriften 

Die Bestätigung ist von Amts wegen zu versagen, 

1. wenn die Vorschriften über den Inhalt und die verfah¬ 
rensmäßige Behandlung des Insolvenzplans sowie 
über die Annahme durch die Gläubiger und die Zustim¬ 
mung des Schuldners in einem wesentlichen Punkt 
nicht beachtet worden sind und der Mangel nicht 
behoben werden kann oder 

2. wenn die Annahme des Plans unlauter, insbesondere 
durch Begünstigung eines Gläubigers, herbeigeführt 
worden ist. 

§251 

Minderheitenschutz 

(1) Auf Antrag eines Gläubigers ist die Bestätigung des 
Insolvenzplans zu versagen, wenn der Gläubiger 

1. dem Plan spätestens im Abstimmungstermin schrift¬ 
lich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle widerspro¬ 
chen hat und 

2. durch den Plan schlechter gestellt wird, als er ohne 
einen Plan stünde. 


(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Gläubiger 
glaubhaft macht, daß er durch den Plan schlechter gestellt 
wird. 

§252 

Bekanntgabe der Entscheidung 

(1) Der Beschluß, durch den der Insolvenzplan be¬ 
stätigt oder seine Bestätigung versagt wird, ist im Ab¬ 
stimmungstermin oder in einem alsbald zu bestimmenden 
besonderen Termin zu verkünden. 

(2) Wird der Plan bestätigt, so ist den Insolvenzgläubi¬ 
gem, die Forderungen angemeldet haben, und den ab¬ 
sonderungsberechtigten Gläubigem unter Hinweis auf die 
Bestätigung ein Abdruck des Plans oder eine Zusammen¬ 
fassung seines wesentlichen Inhalts zu übersenden. 

§253 

Rechtsmittel 

Gegen den Beschluß, durch den der Insolvenzplan 
bestätigt oder die Bestätigung versagt wird, steht den 
Gläubigern und dem Schuldner die sofortige Beschwerde 
zu. 

Dritter Abschnitt 

Wirkungen des bestätigten Plans. 

Überwachung der Planerfüllung 

§254 

Allgemeine Wirkungen des Plans 

(1) Mit der Rechtskraft der Bestätigung des Insolvenz¬ 
plans treten die im gestaltenden Teil festgelegten Wirkun¬ 
gen für und gegen alle Beteiligten ein. Soweit Rechte an 
Gegenständen begründet, geändert, übertragen oder auf¬ 
gehoben oder Geschäftsanteile einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung abgetreten werden sollen, gelten 
die in den Plan aufgenommenen Willenserklärungen der 
Beteiligten als in der vorgeschriebenen Form abgegeben; 
entsprechendes gilt für die in den Plan aufgenommenen 
Verpflichtungserklärungen, die einer Begründung, Ände¬ 
rung, Übertragung oder Aufhebung von Rechten an 
Gegenständen oder einer Abtretung von Geschäftsan¬ 
teilen zugrunde liegen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch 
für Insolvenzgläubiger, die ihre Forderungen nicht an¬ 
gemeldet haben, und auch für Beteiligte, die dem Plan 
widersprochen haben. 

(2) Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen Mit¬ 
schuldner und Bürgen des Schuldners sowie die Rechte 
dieser Gläubiger an Gegenständen, die nicht zur Insol¬ 
venzmasse gehören, oder aus einer Vormerkung, die sich 
auf solche Gegenstände bezieht, werden durch den Plan 
nicht berührt. Der Schuldner wird jedoch durch den Plan 
gegenüber dem Mitschuldner, dem Bürgen oder anderen 
Rückgriffsberechtigten in gleicher Weise befreit wie ge¬ 
genüber dem Gläubiger. 

(3) Ist ein Gläubiger weitergehend befriedigt worden, 
als er nach dem Plan zu beanspruchen hat, so begründet 
dies keine Pflicht zur Rückgewähr des Erlangten. 
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§255 

Wiederauflebensklausel 

(1) Sind auf Grund des gestaltenden Teils des Insol¬ 
venzplans Forderungen von Insolvenzgläubigem gestun¬ 
det oder teilweise erlassen worden, so wird die Stundung 
oder der Erlaß für den Gläubiger hinfällig, gegenüber dem 
der Schuldner mit der Erfüllung des Plans erheblich in 
Rückstand gerät. Ein erheblicher Rückstand ist erst anzu¬ 
nehmen, wenn der Schuldner eine fällige Verbindlichkeit 
nicht bezahlt hat, obwohl der Gläubiger ihn schriftlich 
gemahnt und ihm dabei eine mindestens zweiwöchige 
Nachfrist gesetzt hat. 

(2) Wird vor vollständiger Erfüllung des Plans über das 
Vermögen des Schuldners ein neues Insolvenzverfahren 
eröffnet, so ist die Stundung oder der Erlaß für alle Insol¬ 
venzgläubiger hinfällig. 

(3) Im Plan kann etwas anderes vorgesehen werden. 
Jedoch kann von Absatz 1 nicht zum Nachteil des Schuld¬ 
ners abgewichen werden. 

§256 

Streitige Forderungen. Ausfallforderungen 

(1) Ist eine Forderung im Prüfungstermin bestritten 
worden oder steht die Höhe der Ausfallforderung eines 
absonderungsberechtigten Gläubigers noch nicht fest, so 
ist ein Rückstand mit der Erfüllung des Insolvenzplans im 
Sinne des § 255 Abs. 1 nicht anzunehmen, wenn der 
Schuldner die Forderung bis zur endgültigen Feststellung 
ihrer Höhe in dem Ausmaß berücksichtigt, das der Ent¬ 
scheidung des Insolvenzgerichts über das Stimmrecht 
des Gläubigers bei der Abstimmung über den Plan ent¬ 
spricht. Ist keine Entscheidung über das Stimmrecht 
getroffen worden, so hat das Gericht auf Antrag des 
Schuldners oder des Gläubigers nachträglich festzustel¬ 
len, in welchem Ausmaß der Schuldner vorläufig die 
Forderung zu berücksichtigen hat. 

(2) Ergibt die endgültige Feststellung, daß der Schuld¬ 
ner zuwenig gezahlt hat, so hat er das Fehlende nach¬ 
zuzahlen. Ein erheblicher Rückstand mit der Erfüllung des 
Plans ist erst anzunehmen, wenn der Schuldner das 
Fehlende nicht nachzahlt, obwohl der Gläubiger ihn 
schriftlich gemahnt und ihm dabei eine mindestens 
zweiwöchige Nachfrist gesetzt hat. 

(3) Ergibt die endgültige Feststellung, daß der Schuld¬ 
ner zuviel gezahlt hat, so kann er den Mehrbetrag nur in¬ 
soweit zurückfordem, als dieser auch den nicht fälligen 
Teil der Forderung übersteigt, die dem Gläubiger nach 
dem Insolvenzplan zusteht. 

§257 

Vollstreckung aus dem Plan 

(1) Aus dem rechtskräftig bestätigten Insolvenzplan in 
Verbindung mit der Eintragung in die Tabelle können die 
Insolvenzgläubiger, deren Forderungen festgestellt und 
nicht vom Schuldner im Prüfungstermin bestritten worden 
sind, wie aus einem vollstreckbaren Urteil die Zwangsvoll¬ 
streckung gegen den Schuldner betreiben. Einer nicht 
bestrittenen Forderung steht eine Forderung gleich, bei 
der ein erhobener Widerspruch beseitigt ist. § 202 gilt 
entsprechend. 


(2) Gleiches gilt für die Zwangsvollstreckung gegen 
einen Dritten, der durch eine dem Insolvenzgericht ein¬ 
gereichte schriftliche Erklärung für die Erfüllung des Plans 
neben dem Schuldner ohne Vorbehalt der Einrede der 
Vorausklage Verpflichtungen übernommen hat. 

(3) Macht ein Gläubiger die Rechte geltend, die ihm 
im Falle eines erheblichen Rückstands des Schuldners 
mit der Erfüllung des Plans zustehen, so hat er zur Erteilung 
der Vollstreckungsklausel für diese Rechte und zur Durch¬ 
führung der Vollstreckung die Mahnung und den Ablauf der 
Nachfrist glaubhaft zu machen, jedoch keinen weiteren 
Beweis für den Rückstand des Schuldners zu führen. 

§258 

Aufhebung des Insolvenzverfahrens 

(1) Sobald die Bestätigung des Insolvenzplans rechts¬ 
kräftig ist, beschließt das Insolvenzgericht die Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens. 

(2) Vor der Aufhebung hat der Verwalter die unstreitigen 
Masseansprüche zu berichtigen und für die streitigen 
Sicherheit zu leisten. 

(3) Der Beschluß und der Grund der Aufhebung sind 
öffentlich bekanntzumachen. Der Schuldner, der Insol¬ 
venzverwalter und die Mitglieder des Gläubigerausschus¬ 
ses sind vorab über den Zeitpunkt des Wirksam Werdens 
der Aufhebung (§ 9 Abs. 1 Satz 3) zu unterrichten. § 200 
Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§259 

Wirkungen der Aufhebung 

(1) Mit der Aufhebung des Insolvenzverfahrens er¬ 
löschen die Ämter des Insolvenzverwalters und der Mitglie¬ 
der des Gläubigerausschusses. Der Schuldner erhält das 
Recht zurück, über die Insolvenzmasse frei zu verfügen. 

(2) Die Vorschriften über die Überwachung der Plan¬ 
erfüllung bleiben unberührt. 

(3) Einen anhängigen Rechtsstreit, der die Insolvenz¬ 
anfechtung zum Gegenstand hat, kann der Verwalter auch 
nach der Aufhebung des Verfahrens fortführen, wenn dies 
im gestaltenden Teil des Plans vorgesehen ist. In diesem 
Fall wird der Rechtsstreit für Rechnung des Schuldners 
geführt, wenn im Plan keine abweichende Regelung ge¬ 
troffen wird. 

§260 

Überwachung der Planerfüllung 

(1) Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans kann vor¬ 
gesehen werden, daß die Erfüllung des Plans überwacht 
wird. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 wird nach der Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens überwacht, ob die Ansprüche 
erfüllt werden, die den Gläubigem nach dem gestaltenden 
Teil gegen den Schuldnerzustehen. 

(3) Wenn dies im gestaltenden Teil vorgesehen ist, 
erstreckt sich die Überwachung auf die Erfüllung der 
Ansprüche, die den Gläubigem nach dem gestaltenden 
Teil gegen eine juristische Person oder Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit zustehen, die nach der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens gegründet worden ist, um das 
Unternehmen oder einen Betrieb des Schuldners zu über¬ 
nehmen und weiterzuführen (Übemahmegesellschaft). 
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Aufgaben und Befugnisse 
des Insolvenzverwalters 

(1) Die Überwachung ist Aufgabe des Insolvenzverwal¬ 
ters. Die Ämter des Verwalters und der Mitglieder des 
Gläubigerausschusses und die Aufsicht des Insolvenz¬ 
gerichts bestehen insoweit fort. § 22 Abs. 3 gilt ent¬ 
sprechend. 

(2) Während der Zeit der Überwachung hat der Verwal¬ 
ter dem Gläubigerausschuß, wenn ein solcher bestellt ist, 
und dem Gericht jährlich über den jeweiligen Stand und 
die weiteren Aussichten der Erfüllung des Insolvenzplans 
zu berichten. Unberührt bleibt das Recht des Gläubiger¬ 
ausschusses und des Gerichts, jederzeit einzelne Aus¬ 
künfte oder einen Zwischenbericht zu verlangen. 

§262 

Anzeigepflicht des Insolvenzverwalters 

Stellt der Insolvenzverwalter fest, daß Ansprüche, deren 
Erfüllung überwacht wird, nicht erfüllt werden oder nicht 
erfüllt werden können, so hat er dies unverzüglich dem 
Gläubigerausschuß und dem Insolvenzgericht anzuzei¬ 
gen. Ist ein Gläubigerausschuß nicht bestellt, so hat der 
Verwalter an dessen Stelle alle Gläubiger zu unterrichten, 
denen nach dem gestaltenden Teil des Insolvenzplans An¬ 
sprüche gegen den Schuldner oder die Übernahme¬ 
gesellschaft zustehen. 

§263 

Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans kann vorge¬ 
sehen werden, daß bestimmte Rechtsgeschäfte des 
Schuldners oder der Übernahmegesellschaft während der 
Zeit der Überwachung nur wirksam sind, wenn der Insol¬ 
venzverwalter ihnen zustimmt. § 81 Abs. 1 und § 82 gelten 
entsprechend. 

§ 264 

Kreditrahmen 

(1) Im gestaltenden Teil des Insolvenzplans kann vor¬ 
gesehen werden, daß die Insolvenzgläubiger nachrangig 
sind gegenüber Gläubigern mit Forderungen aus Darlehen 
und sonstigen Krediten, die der Schuldner oder die Über¬ 
nahmegesellschaft während der Zeit der Überwachung 
aufnimmt oder die ein Massegläubiger in die Zeit der 
Überwachung hinein stehen läßt. In diesem Fall ist zu¬ 
gleich ein Gesamtbetrag für derartige Kredite festzulegen 
(Kreditrahmen). Dieser darf den Wert der Vermögens¬ 
gegenstände nicht übersteigen, die in der Vermögens¬ 
übersicht des Plans (§ 229 Satz 1) aufgeführt sind. 

(2) Der Nachrang der Insolvenzgläubiger gemäß Ab¬ 
satz 1 besteht nur gegenüber Gläubigem, mit denen ver¬ 
einbart wird, daß und in welcher Höhe der von ihnen 
gewährte Kredit nach Hauptforderung, Zinsen und Kosten 
innerhalb des Kreditrahmens liegt, und gegenüber denen 
der Insolvenzverwalter diese Vereinbarung schriftlich be¬ 
stätigt. 

(3) § 39 Abs. 1 Nr. 5 bleibt unberührt. 


§265 

Nachrang von Neugläubigern 

Gegenüber den Gläubigem mit Forderungen aus Kre¬ 
diten, die nach Maßgabe des § 264 aufgenommen oder 
stehen gelassen werden, sind nachrangig auch die Gläu¬ 
biger mit sonstigen vertraglichen Ansprüchen, die wäh¬ 
rend der Zeit der Überwachung begründet werden. Als 
solche Ansprüche gelten auch die Ansprüche aus einem 
vor der Überwachung vertraglich begründeten Dauer¬ 
schuldverhältnis für die Zeit nach dem ersten Termin, zu 
dem der Gläubiger nach Beginn der Überwachung kündi¬ 
gen konnte. 

§266 

Berücksichtigung des Nachrangs 

(1) Der Nachrang der Insolvenzgläubiger und der in 
§ 265 bezeichneten Gläubiger wird nur in einem Insolvenz¬ 
verfahren berücksichtigt, das vor der Aufhebung der 
Überwachung eröffnet wird. 

(2) In diesem neuen Insolvenzverfahren gehen diese 
Gläubiger den übrigen nachrangigen Gläubigern im Range 
vor. 

§267 

Bekanntmachung der Überwachung 

(1) Wird die Erfüllung des Insolvenzplans überwacht, so 
ist dies zusammen mit dem Beschluß über die Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Ebenso ist bekanntzumachen: 

1. im Falle des § 260 Abs. 3 die Erstreckung der Über¬ 
wachung auf die Übernahmegesellschaft; 

2. im Falle des § 263, welche Rechtsgeschäfte an die 
Zustimmung des Insolvenzverwalters gebunden wer¬ 
den; 

3. im Falle des § 264, in welcher Höhe ein Kreditrahmen 
vorgesehen ist. 

(3) § 31 gilt entsprechend. Soweit im Falle des § 263 
das Recht zur Verfügung über ein Grundstück, ein einge¬ 
tragenes Schiff, Schiffsbauwerk oder Luftfahrzeug, ein 
Recht an einem solchen Gegenstand oder ein Recht an 
einem solchen Recht beschränkt wird, gelten die §§ 32 
und 33 entsprechend. 

§268 

Aufhebung der Überwachung 

(1) Das Insolvenzgericht beschließt die Aufhebung der 
Überwachung, 

1. wenn die Ansprüche, deren Erfüllung überwacht wird, 
erfüllt sind oder die Erfüllung dieser Ansprüche ge¬ 
währleistet ist oder 

2. wenn seit der Aufhebung des Insolvenzverfahrens drei 
Jahre verstrichen sind und kein Antrag auf Eröffnung 
eines neuen Insolvenzverfahrens vorliegt. 

(2) Der Beschluß ist öffentlich bekanntzumachen. § 267 
Abs. 3 gilt entsprechend. 
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§269 

Kosten der Überwachung 

Die Kosten der Überwachung trägt der Schuldner. Im 
Falle des § 260 Abs. 3 trägt die Übernahmegesellschaft 
die durch ihre Überwachung entstehenden Kosten. 

Siebter Teil 
Eigenverwaltung 

§270 

Voraussetzungen 

(1) Der Schuldner ist berechtigt, unter der Aufsicht 
eines Sachwalters die Insolvenzmasse zu verwalten und 
über sie zu verfügen, wenn das Insolvenzgericht in dem 
Beschluß über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens die 
Eigenverwaltung anordnet. Für das Verfahren gelten die 
allgemeinen Vorschriften, soweit in diesem Teil nichts 
anderes bestimmt ist. 

(2) Die Anordnung setzt voraus, 

1. daß sie vom Schuldner beantragt worden ist, 

2. wenn der Eröffnungsantrag von einem Gläubiger ge¬ 
stellt worden ist, daß der Gläubiger dem Antrag des 
Schuldners zugestimmt hat und 

3. daß nach den Umständen zu erwarten ist, daß die 
Anordnung nicht zu einer Verzögerung des Verfahrens 
oder zu sonstigen Nachteilen für die Gläubiger führen 
wird. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 wird anstelle des Insolvenz¬ 
verwalters ein Sachwalter bestellt. Die Forderungen der 
Insolvenzgläubiger sind beim Sachwalter anzumelden. 
Die §§ 32 und 33 sind nicht anzuwenden. 

§271 

Nachträgliche Anordnung 

Hatte das Insolvenzgericht den Antrag des Schuldners 
auf Eigenverwaltung abgelehnt, beantragt die erste Gläu¬ 
bigerversammlung jedoch die Eigenverwaltung, so ordnet 
das Gericht diese an. Zum Sachwalter kann der bisherige 
Insolvenzverwalter bestellt werden. 

§272 

Aufhebung der Anordnung 

(1) Das Insolvenzgericht hebt die Anordnung der Eigen¬ 
verwaltung auf, 

1. wenn dies von der Gläubigerversammlung beantragt 
wird; 

2. wenn dies von einem absonderungsberechtigten Gläu¬ 
biger oder von einem Insolvenzgläubiger beantragt 
wird und die Voraussetzung des § 270 Abs. 2 Nr. 3 
weggefallen ist; 

3. wenn dies vom Schuldner beantragt wird. 

(2) Der Antrag eines Gläubigers ist nur zulässig, wenn 
der Wegfall der Voraussetzung glaubhaft gemacht wird. 
Vor der Entscheidung über den Antrag ist der Schuldner 
zu hören. Gegen die Entscheidung steht dem Gläubiger 
und dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. 


(3) Zum Insolvenzverwalter kann der bisherige Sach¬ 
walter bestellt werden. 

§273 

Öffentliche Bekanntmachung 

Der Beschluß des Insolvenzgerichts, durch den nach 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens die Eigenverwal¬ 
tung angeordnet oder die Anordnung aufgehoben wird, 
ist öffentlich bekanntzumachen. 

§274 

Rechtsstellung des Sachwalters 

(1) Für die Bestellung des Sachwalters, für die Aufsicht 
des Insolvenzgerichts sowie für die Haftung und die Ver¬ 
gütung des Sachwalters gelten § 54 Nr. 2 und die §§ 56 
bis 60,62 bis 65 entsprechend. 

(2) Der Sachwalter hat die wirtschaftliche Lage des 
Schuldners zu prüfen und die Geschäftsführung sowie die 
Ausgaben für die Lebensführung zu überwachen. § 22 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Stellt der Sachwalter Umstände fest, die erwarten las¬ 
sen, daß die Fortsetzung der Eigenverwaltung zu Nachteilen 
für die Gläubiger führen wird, so hat er dies unverzüglich 
dem Gläubigerausschuß und dem Insolvenzgericht anzuzei¬ 
gen. Ist ein Gläubigerausschuß nicht bestellt, so hat der 
Sachwalter an dessen Stelle die Insolvenzgläubiger, die For¬ 
derungen angemeldet haben, und die absonderungsbe¬ 
rechtigten Gläubiger zu unterrichten. 

§275 

Mitwirkung des Sachwalters 

(1) Verbindlichkeiten, die nicht zum gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb gehören, soll der Schuldner nur mit Zu¬ 
stimmung des Sachwalters eingehen. Auch Verbindlich¬ 
keiten, die zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehören, 
soll er nicht eingehen, wenn der Sachwalter widerspricht. 

(2) Der Sachwalter kann vom Schuldner verlangen, daß 
alle eingehenden Gelder nur vom Sachwalter entgegen¬ 
genommen und Zahlungen nur vom Sachwalter geleistet 
werden. 

§276 

Mitwirkung des Gläubigerausschusses 

Der Schuldner hat die Zustimmung des Gläubiger¬ 
ausschusses einzuholen, wenn er Rechtshandlungen vor¬ 
nehmen will, die für das Insolvenzverfahren von beson¬ 
derer Bedeutung sind. § 160 Abs. TSatz 2, Abs. 2, § 161 
Satz 2 und § 164 gelten entsprechend. 

§277 

Anordnung der Zustimmungsbedürftigkeit 

(1) Auf Antrag der Gläubigerversammlung ordnet das 
Insolvenzgericht an, daß bestimmte Rechtsgeschäfte des 
Schuldners nur wirksam sind, wenn der Sachwalter ihnen 
zustimmt. § 81 Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 82 gelten ent¬ 
sprechend. Stimmt der Sachwalter der Begründung einer 
Masseverbindlichkeit zu, so gilt § 61 entsprechend. 

(2) Die Anordnung kann auch auf den Antrag eines 
absonderungsberechtigten Gläubigers oder eines Insol¬ 
venzgläubigers ergehen, wenn sie unaufschiebbar erfor- 



2902 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil I 


derlich ist, um Nachteile für die Gläubiger zu vermeiden. 
Der Antrag ist nur zulässig, wenn diese Voraussetzung der 
Anordnung glaubhaft gemacht wird. 

(3) Die Anordnung ist öffentlich bekanntzumachen. 
§ 31 gilt entsprechend. Soweit das Recht zur Verfü¬ 
gung über ein Grundstück, ein eingetragenes Schiff, 
Schiffsbauwerk oder Luftfahrzeug, ein Recht an einem 
solchen Gegenstand oder ein Recht an einem solchen 
Recht beschränkt wird, gelten die §§ 32 und 33 ent¬ 
sprechend. 

§278 

Mittel zur Lebensführung des Schuldners 

(1) Der Schuldner ist berechtigt, für sich und die in 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 genannten Familienangehörigen aus 
der Insolvenzmasse die Mittel zu entnehmen, die unter 
Berücksichtigung der bisherigen Lebensverhältnisse des 
Schuldners eine bescheidene Lebensführung gestatten. 

(2) Ist der Schuldner keine natürliche Person, so gilt 
Absatz 1 entsprechend für die vertretungsberechtigten 
persönlich haftenden Gesellschafter des Schuldners. 

§279 

Gegenseitige Verträge 

Die Vorschriften über die Erfüllung der Rechtsgeschäfte 
und die Mitwirkung des Betriebsrats (§§ 103 bis 128) gel¬ 
ten mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Insolvenzver¬ 
walters der Schuldner tritt. Der Schuldner soll seine 
Rechte nach diesen Vorschriften im Einvernehmen mit 
dem Sachwalter ausüben. Die Rechte nach den §§ 120, 
122 und 126 kann er wirksam nur mit Zustimmung des 
Sachwalters ausüben. 

§280 

Haftung. Insolvenzanfechtung 

Nur der Sachwalter kann die Haftung nach den §§ 92 
und 93 für die Insolvenzmasse geltend machen und 
Rechtshandlungen nach den §§ 129 bis 147 anfechten. 

§281 

Unterrichtung der Gläubiger 

(1) Das Verzeichnis der Massegegenstände, das Gläu¬ 
bigerverzeichnis und die Vermögensübersicht {§§ 151 
bis 153) hat der Schuldner zu erstellen. Der Sachwalter hat 
die Verzeichnisse und die Vermögensübersicht zu prüfen 
und jeweils schriftlich zu erklären, ob nach dem Ergebnis 
seiner Prüfung Einwendungen zu erheben sind. 

(2) Im Berichtstermin hat der Schuldner den Bericht zu 
erstatten. Der Sachwalter hat zu dem Bericht Stellung zu 
nehmen. 

(3) Zur Rechnungslegung (§§ 66,155) ist der Schuldner 
verpflichtet. Für die Schlußrechnung des Schuldners gilt 
Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

§282 

Verwertung von Sicherungsgut 

(1) Das Recht des Insolvenzverwalters zur Verwertung 
von Gegenständen, an denen Absonderungsrechte be¬ 
stehen, steht dem Schuldner zu. Kosten der Feststellung 


der Gegenstände und der Rechte an diesen werden 
jedoch nicht erhoben. Als Kosten der Verwertung können 
nur die tatsächlich entstandenen, für die Verwertung er¬ 
forderlichen Kosten und der Umsatzsteuerbetrag an¬ 
gesetzt werden. 

(2) Der Schuldner soll sein Verwertungsrecht im Ein¬ 
vernehmen mit dem Sachwalter ausüben. 

§283 

Befriedigung der Insolvenzgläubiger 

(1) Bei der Prüfung der Forderungen können außer den 
Insolvenzgläubigern der Schuldner und der Sachwalter 
angemeldete Forderungen bestreiten. Eine Forderung, die 
ein Insolvenzgläubiger, der Schuldner oder der Sach¬ 
walter bestritten hat, gilt nicht als festgestellt. 

(2) Die Verteilungen werden vom Schuldner vorge¬ 
nommen. Der Sachwalter hat die Verteilungsverzeich¬ 
nisse zu prüfen und jeweils schriftlich zu erklären, ob 
nach dem Ergebnis seiner Prüfung Einwendungen zu 
erheben sind. 

§284 

Insolvenzplan 

(1) Ein Auftrag der Gläubigerversammlung zur Ausar¬ 
beitung eines Insolvenzplans ist an den Sachwalter oder 
an den Schuldner zu richten. Wird der Auftrag an den 
Schuldner gerichtet, so wirkt der Sachwalter beratend 
mit. 

(2) Eine Überwachung der Planerfüllung ist Aufgabe 
des Sachwalters. 

§285 

Masseunzulänglichkeit 

Masseunzulänglichkeit ist vom Sachwalter dem Insol¬ 
venzgericht anzuzeigen. 

Achter Teil 
Restschuldbefreiung 

§286 

Grundsatz 

Ist der Schuldner eine natürliche Person, so wird er nach 
Maßgabe der §§ 287 bis 303 von den im Insolvenzverfah¬ 
ren nicht erfüllten Verbindlichkeiten gegenüber den Insol¬ 
venzgläubigern befreit. 

§287 

Antrag des Schuldners 

(1) Die Restschuldbefreiung setzt einen Antrag des 
Schuldners voraus. Der Antrag ist spätestens im Berichts¬ 
termin entweder schriftlich beim Insolvenzgericht einzu¬ 
reichen oder zu Protokoll der Geschäftsstelle zu erklären. 
Er kann mit dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens verbunden werden. 

(2) Dem Antrag ist die Erklärung beizufügen, daß der 
Schuldner seine pfändbaren Forderungen auf Bezüge 
aus einem Dienstverhältnis oder an deren Stelle tretende 
laufende Bezüge für die Zeit von sieben Jahren nach der 
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Aufhebung des Insolvenzverfahrens an einen vom Gericht 
zu bestimmenden Treuhänder abtritt. Hatte der Schuldner 
diese Forderungen bereits vorher an einen Dritten ab¬ 
getreten oder verpfändet, so ist in der Erklärung darauf 
hinzuweisen. 

(3) Vereinbarungen, die eine Abtretung der Forderun¬ 
gen des Schuldners auf Bezüge aus einem Dienstverhält¬ 
nis oder an deren Stelle tretende laufende Bezüge aus¬ 
schließen, von einer Bedingung abhängig machen oder 
sonst einschränken, sind insoweit unwirksam, als sie die 
Abtretungserklärung nach Absatz 2 Satz 1 vereiteln oder 
beeinträchtigen würden. 

§288 

Vorschlagsrecht 

Der Schuldner und die Gläubiger können dem Insol¬ 
venzgericht als Treuhänder eine für den jeweiligen Einzel¬ 
fall geeignete natürliche Person vorschlagen. 

§289 

Entscheidung des Insolvenzgerichts 

(1) Die Insolvenzgläubiger und der Insolvenzverwalter 
sind im Schlußtermin zu dem Antrag des Schuldners zu 
hören. Das Insolvenzgericht entscheidet über den Antrag 
des Schuldners durch Beschluß. 

(2) Gegen den Beschluß steht dem Schuldner und 
jedem Insolvenzgläubiger, der im Schlußtermin die Ver¬ 
sagung der Restschuldbefreiung beantragt hat, die so¬ 
fortige Beschwerde zu. Das Insolvenzverfahren wird erst 
nach Rechtskraft des Beschlusses aufgehoben. Der 
rechtskräftige Beschluß ist zusammen mit dem Beschluß 
über die Aufhebung des Insolvenzverfahrens öffentlich 
bekanntzumachen. 

(3) Im Falle der Einstellung des Insolvenzverfahrens 
kann Restschuldbefreiung nur erteilt werden, wenn 
nach Anzeige der Masseunzulänglichkeit die Insolvenz¬ 
masse nach § 209 verteilt worden ist und die Einstellung 
nach § 211 erfolgt. Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der Aufhebung des Verfahrens die Einstel¬ 
lung tritt. 

§290 

Versagung der Restschuldbefreiung 

(1) In dem Beschluß ist die Restschuldbefreiung zu ver¬ 
sagen, wenn dies im Schlußtermin von einem Insolvenz¬ 
gläubiger beantragt worden ist und wenn 

1. der Schuldner wegen einer Straftat nach den §§^ 283 
bis 283c des Strafgesetzbuchs rechtskräftig verurteilt 
worden ist, 

2. der Schuldner in den letzten drei Jahren vor dem An¬ 
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach 
diesem Antrag vorsätzlich oder grob fahrlässig schrift¬ 
lich unrichtige oder unvollständige Angaben über seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse gemacht hat, um einen 
Kredit zu erhalten, Leistungen aus öffentlichen Mitteln 
zu beziehen oder Leistungen an öffentliche Kassen zu 
vermeiden, 

3. in den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Er¬ 
öffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem 
Antrag dem Schuldner Restschuldbefreiung erteilt 
oder nach § 296 oder § 297 versagt worden ist, 


4. der Schuldner im letzten Jahr vor dem Antrag auf Er¬ 
öffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem 
Antrag vorsätzlich oder grob fahrlässig die Befriedi¬ 
gung der Insolvenzgläubiger dadurch beeinträchtigt 
hat, daß er unangemessene Verbindlichkeiten begrün¬ 
det oder Vermögen verschwendet oder ohne Aussicht 
auf eine Besserung seiner wirtschaftlichen Lage die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens verzögert hat, 

5. der Schuldner während des Insolvenzverfahrens Aus- 
kunfts- oder Mitwirkungspflichten nach diesem Gesetz 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat oder 

6. der Schuldner in den nach § 305 Abs. 1 Nr. 3 vorzu¬ 
legenden Verzeichnissen seines Vermögens und sei¬ 
nes Einkommens, seiner Gläubiger und der gegen ihn 
gerichteten Forderungen vorsätzlich oder grob fahrläs¬ 
sig unrichtige oder unvollständige Angaben gemacht 
hat. 

(2) Der Antrag des Gläubigers ist nur zulässig, wenn ein 
Versagungsgrund glaubhaft gemacht wird. 

§291 

Ankündigung der Restschuldbefreiung 

(1) Sind die Voraussetzungen des § 290 nicht gegeben, 
so stellt das Gericht in dem Beschluß fest, daß der Schuld¬ 
ner Restschuldbefreiung erlangt, wenn er den Obliegen¬ 
heiten nach § 295 nachkommt und die Voraussetzungen 
für eine Versagung nach § 297 oder § 298 nicht vorliegen. 

(2) Im gleichen Beschluß bestimmt das Gericht den 
Treuhänder, auf den die pfändbaren Bezüge des Schuld¬ 
ners nach Maßgabe der Abtretungserklärung (§ 287 
Abs. 2) übergehen. 

§292 

Rechtsstellung des Treuhänders 

(1) Der Treuhänder hat den zur Zahlung der Bezüge 
Verpflichteten über die Abtretung zu unterrichten. Er hat 
die Beträge, die er durch die Abtretung erlangt, und son¬ 
stige Leistungen des Schuldners oder Dritter von seinem 
Vermögen getrennt zu halten und einmal jährlich auf 
Grund des Schlußverzeichnisses an die Insolvenzgläubi¬ 
ger zu verteilen. Von den Beträgen, die er durch die Abtre¬ 
tung erlangt, und den sonstigen Leistungen hat er an den 
Schuldner nach Ablauf von vier Jahren seit der Aufhebung 
des Insolvenzverfahrens zehn vom Hundert, nach Ablauf 
von fünf Jahren seit der Aufhebung fünfzehn vom Hundert 
und nach Ablauf von sechs Jahren seit der Aufhebung 
zwanzig vom Hundert abzuführen. 

(2) Die Gläubigerversammlung kann dem Treuhänder 
zusätzlich die Aufgabe übertragen, die Erfüllung der Ob¬ 
liegenheiten des Schuldners zu überwachen. In diesem 
Fall hat der Treuhänder die Gläubiger unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn er einen Verstoß gegen diese 
Obliegenheiten feststellt. Der Treuhänder ist nur zur Über¬ 
wachung verpflichtet, soweit die ihm dafür zustehende 
zusätzliche Vergütung gedeckt ist oder vorgeschossen 
wird. 

(3) Der Treuhänder hat bei der Beendigung seines 
Amtes dem Insolvenzgericht Rechnung zu legen. Die 
§§ 58 und 59 gelten entsprechend, § 59 jedoch mit 
der Maßgabe, daß die Entlassung von jedem Insolvenz¬ 
gläubiger beantragt werden kann und daß die sofortige 
Beschwerde jedem Insolvenzgläubiger zusteht. 
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§293 

Vergütung des Treuhänders 

(1) Der Treuhänder hat Anspruch auf Vergütung für 
seine Tätigkeit und auf Erstattung angemessener Aus¬ 
lagen. Dabei ist dem Zeitaufwand des Treuhänders und 
dem Umfang seiner Tätigkeit Rechnung zu tragen. 

(2) Die §§ 64 und 65 gelten entsprechend. 

§294 

Gleichbehandtung der Gläubiger 

(1) Zwangsvollstreckungen für einzelne Insolvenzgläu¬ 
biger in das Vermögen des Schuldners sind während der 
Laufzeit der Abtretungserklärung nicht zulässig. 

(2) Jedes Abkommen des Schuldners oder anderer 
Personen mit einzelnen Insolvenzgläubigern, durch das 
diesen ein Sondervorteil verschafft wird, ist nichtig. 

(3) Gegen die Forderung auf die Bezüge, die von der 
Abtretungserklärung erfaßt werden, kann der Verpflichtete 
eine Forderung gegen den Schuldner nur aufrechnen, so¬ 
weit er bei einer Fortdauer des Insolvenzverfahrens nach 
§ 114 Abs. 2 zur Aufrechnung berechtigt wäre. 

§295 

Obliegenheiten des Schuldners 

(1) Dem Schuldner obliegt es, während der Laufzeit der 
Abtretungserklärung 

1. eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben und, 
wenn er ohne Beschäftigung ist, sich um eine solche 
zu bemühen und keine zumutbare Tätigkeit abzu¬ 
lehnen; 

2. Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rück¬ 
sicht auf ein künftiges Erbrecht erwirbt, zur Hälfte des 
Wertes an den Treuhänder herauszugeben; 

3. jeden Wechsel des Wohnsitzes oder der Beschäf¬ 
tigungsstelle unverzüglich dem Insolvenzgericht und 
dem Treuhänder anzuzeigen, keine von der Abtre¬ 
tungserklärung erfaßten Bezüge und kein von Num¬ 
mer 2 erfaßtes Vermögen zu verheimlichen und dem 
Gericht und dem Treuhänder auf Verlangen Auskunft 
über seine Erwerbstätigkeit oder seine Bemühungen 
um eine solche sowie über seine Bezüge und sein Ver¬ 
mögen zu erteilen; 

4. Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger nur 
an den Treuhänder zu leisten und keinem Insolvenz¬ 
gläubiger einen Sondervorteil zu verschaffen. 

(2) Soweit der Schuldner eine selbständige Tätigkeit 
ausübt, obliegt es ihm, die Insolvenzgläubiger durch Zah¬ 
lungen an den Treuhänder so zu stellen, wie wenn er ein 
angemessenes Dienstverhältnis eingegangen wäre. 

§296 

Verstoß gegen Obliegenheiten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefrei¬ 
ung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn der 
Schuldner während der Laufzeit der Abtretungserklärung 
eine seiner Obliegenheiten verletzt und dadurch die Be¬ 
friedigung der Insolvenzgläubiger beeinträchtigt; dies gilt 


nicht, wenn den Schuldner kein Verschulden trifft. Der 
Antrag kann nur binnen eines Jahres nach dem Zeitpunkt 
gestellt werden, in dem die Obliegenheitsverletzung dem 
Gläubiger bekanntgeworden ist. Er ist nur zulässig, wenn 
die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 glaubhaft ge¬ 
macht werden. 

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag sind der 
Treuhänder, der Schuldner und die Insolvenzgläubiger zu 
hören. Der Schuldner hat über die Erfüllung seiner Ob¬ 
liegenheiten Auskunft zu erteilen und, wenn es der Gläu¬ 
biger beantragt, die Richtigkeit dieser Auskunft an Eides 
Statt zu versichern. Gibt er die Auskunft oder die eides¬ 
stattliche Versicherung ohne hinreichende Entschuldi¬ 
gung nicht innerhalb der ihm gesetzten Frist ab oder 
erscheint er trotz ordnungsgemäßer Ladung ohne hin¬ 
reichende Entschuldigung nicht zu einem Termin, den das 
Gericht für die Erteilung der Auskunft oder die eidesstatt¬ 
liche Versicherung anberaumt hat, so ist die Restschuld¬ 
befreiung zu versagen. 

(3) Gegen die Entscheidung steht dem Antragsteller 
und dem Schuldner die sofortige Beschwerde zu. Die Ver¬ 
sagung der Restschuldbefreiung ist öffentlich bekannt¬ 
zumachen. 

§297 

Insolvenzstraftaten 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbe¬ 
freiung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn der 
Schuldner in dem Zeitraum zwischen Schlußtermin und 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens oder während der 
Laufzeit der Abtretungserklärung wegen einer Straftat 
nach den §§ 283 bis 283c des Strafgesetzbuchs rechts¬ 
kräftig verurteilt wird. 

(2) § 296 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 gilt entsprechend. 

§298 

Deckung der Mindestvergütung des Treuhänders 

(1) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefrei¬ 
ung auf Antrag des Treuhänders, wenn die an diesen 
abgeführten Beträge für das vorangegangene Jahr seiner 
Tätigkeit die Mindestvergütung nicht decken und der 
Schuldner den fehlenden Betrag nicht einzahlt, obwohl ihn 
der Treuhänder schriftlich zur Zahlung binnen einer Frist 
von mindestens zwei Wochen aufgefordert und ihn dabei 
auf die Möglichkeit der Versagung der Restschuldbefrei¬ 
ung hingewiesen hat. 

(2) 'Vor der Entscheidung ist der Schuldner zu hören. 
Die Versagung unterbleibt, wenn der Schuldner binnen 
zwei Wochen nach Aufforderung durch das Gericht den 
fehlenden Betrag einzahlt. 

(3) § 296 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§299 

Vorzeitige Beendigung 

Wird die Restschuldbefreiung nach § 296, 297 oder 298 
versagt, so enden die Laufzeit der Abtretungserklärung, 
das Amt des Treuhänders und die Beschränkung der 
Rechte der Gläubiger mit der Rechtskraft der Entschei¬ 
dung. 
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§300 

Entscheidung 

über die Restschuldbefreiung 

(1) Ist die Laufzeit der Abtretungserklärung ohne eine 
vorzeitige Beendigung verstrichen, so entscheidet das 
Insolvenzgericht nach Anhörung der Insolvenzgläubiger, 
des Treuhänders und des Schuldners durch Beschluß 
über die Erteilung der Restschuldbefreiung. 

(2) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefrei¬ 
ung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn die Vor¬ 
aussetzungen des § 296 Abs. 1 oder 2 Satz 3 oder des 
§ 297 vorliegen, oder auf Antrag des Treuhänders, wenn 
die Voraussetzungen des § 298 vorliegen. 

(3) Der Beschluß ist öffentlich bekanntzumachen. 
Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so ist die Bekannt¬ 
machung, unbeschadet des § 9, auszugsweise im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Gegen den Beschluß 
steht dem Schuldner und jedem Insolvenzgläubiger, der 
bei der Anhörung nach Absatz 1 die Versagung der 
Restschuldbefreiung beantragt hat, die sofortige Be¬ 
schwerde zu. 

§301 

Wirkung der Restschuldbefreiung 

(1) Wird die Restschuldbefreiung erteilt, so wirkt sie 
gegen alle Insolvenzgläubiger. Dies gilt auch für Gläubi¬ 
ger, die ihre Forderungen nicht angemeldet haben. 

(2) Die Rechte der Insolvenzgläubiger gegen Mitschuld¬ 
ner und Bürgen des Schuldners sowie die Rechte dieser 
Gläubiger aus einer zu ihrer Sicherung eingetragenen Vor¬ 
merkung oder aus einem Recht, das im Insolvenzverfahren 
zur abgesonderten Befriedigung berechtigt, werden durch 
die Restschuldbefreiung nicht berührt. Der Schuldner wird 
jedoch gegenüber dem Mitschuldner, dem Bürgen oder 
anderen Rückgriffsberechtigten in gleicher Weise befreit 
wie gegenüber den Insolvenzgläubigern. 

(3) Wird ein Gläubiger befriedigt, obwohl er auf Grund 
der Restschuldbefreiung keine Befriedigung zu be¬ 
anspruchen hat, so begründet dies keine Pflicht zur Rück¬ 
gewähr des Erlangten. 

§302 

Ausgenommene Forderungen 

Von der Erteilung der Restschuldbefreiung werden nicht 
berührt: 

1. Verbindlichkeiten des Schuldners aus einer vorsätzlich 
begangenen unerlaubten Handlung; 

2. Geldstrafen und die diesen in § 39 Abs. 1 Nr. 3 gleich¬ 
gestellten Verbindlichkeiten des Schuldners. 

§303 

Widerruf der Restschuldbefreiung 

(1) Auf Antrag eines Insolvenzgläubigers widerruft das 
Insolvenzgericht die Erteilung der Restschuldbefreiung, 
wenn sich nachträglich herausstellt, daß der Schuldner 
eine seiner Obliegenheiten vorsätzlich verletzt und da¬ 
durch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger erheblich 
beeinträchtigt hat. 

(2) Der Antrag des Gläubigers ist nur zulässig, wenn er 
innerhalb eines Jahres nach der Rechtskraft der Entschei¬ 
dung über die Restschuldbefreiung gestellt wird und wenn 


glaubhaft gemacht wird, daß die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen und daß der Gläubiger bis zur 
Rechtskraft der Entscheidung keine Kenntnis von ihnen 
hatte. 

(3) Vor der Entscheidung sind der Schuldner und der 
Treuhänder zu hören. Gegen die Entscheidung steht dem 
Antragsteller und dem Schuldner die sofortige Be¬ 
schwerde zu. Die Entscheidung, durch welche die Rest¬ 
schuldbefreiung widerrufen wird, ist öffentlich bekanntzu¬ 
machen. 

Neunter Teil 

Verbraucherinsolvenzverfahren 
und sonstige Kleinverfahren 

Erster Abschnitt 
Anwendungsbereich 

§304 

Grundsatz 

(1) Ist der Schuldner eine natürliche Person, die keine 
oder nur eine geringfügige selbständige wirtschaftliche 
Tätigkeit ausübt, so gelten für das Verfahren die allge¬ 
meinen Vorschriften, soweit in diesem Teil nichts anderes 
bestimmt ist. 

(2) Eine selbständige wirtschaftliche Tätigkeit ist insbe¬ 
sondere dann geringfügig im Sinne des Absatzes 1, wenn 
sie nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise 
eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert. 

Zweiter Abschnitt 
Schuldenbereinigungsplan 

§305 

Eröffnungsantrag des Schuldners 

(1) Mit dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens (§311) oder unverzüglich nach diesem Antrag hat der 
Schuldner vorzulegen: 

1. eine Bescheinigung, die von einer geeigneten Person 
oder Stelle ausgestellt ist und aus der sich ergibt, daß 
eine außergerichtliche Einigung mit den Gläubigem 
über die Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines 
Plans innerhalb der letzten sechs Monate vor dem Er¬ 
öffnungsantrag erfolglos versucht worden ist; die Län¬ 
der können bestimmen, welche Personen oder Stellen 
als geeignet anzusehen sind; 

2. den Antrag auf Erteilung von Restschuldbefreiung 
(§ 287) oder die Erklärung, daß Restschuldbefreiung 
nicht beantragt werden soll; 

3. ein Verzeichnis des vorhandenen Vermögens und des 
Einkommens (Vermögensverzeichnis), ein Verzeichnis 
der Gläubiger und ein Verzeichnis der gegen ihn 
gerichteten Forderungen; den Verzeichnissen ist die 
Erklärung beizufügen, daß die in diesen enthaltenen 
Angaben richtig und vollständig sind; 

4. einen Schuldenbereinigungsplan; dieser kann alle 
Regelungen enthalten, die unter Berücksichtigung der 
Gläubigerinteressen sowie der Vermögens-, Einkom¬ 
mens- und Familienverhältnisse des Schuldners ge- 
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eignet sind, zu einer angemessenen Schuldenbereini¬ 
gung zu führen; in den Plan ist aufzunehmen, ob und 
inwieweit Bürgschaften, Pfandrechte und andere 
Sicherheiten der Gläubiger vom Plan berührt werden 
sollen. 

(2) In dem Verzeichnis der Forderungen nach Absatz 1 
Nr. 3 kann auch auf beigefügte Forderungsaufstellungen 
der Gläubiger Bezug genommen werden. Auf Aufforde¬ 
rung des Schuldners sind die Gläubiger verpflichtet, auf 
ihre Kosten dem Schuldner zur Vorbereitung des For¬ 
derungsverzeichnisses eine schriftliche Aufstellung ihrer 
gegen diesen gerichteten Forderungen zu erteilen; ins¬ 
besondere haben sie ihm die Höhe ihrer Forderungen 
und deren Aufgliederung in Hauptforderung, Zinsen und 
Kosten anzugeben. Die Aufforderung des Schuldners muß 
einen Hinweis auf einen bereits bei Gericht eingereichten 
oder in naher Zukunft beabsichtigten Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens enthalten. 

(3) Hat der Schuldner die in Absatz 1 genannten Er¬ 
klärungen und Unterlagen nicht vollständig abgegeben, 
so fordert ihn das Insolvenzgericht auf, das Fehlende un¬ 
verzüglich zu ergänzen. Kommt der Schuldner dieser Auf¬ 
forderung nicht binnen eines Monats nach, so gilt sein 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens als zurück¬ 
genommen. 

§306 

Ruhen des Verfahrens 

(1) Das Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ruht bis zur Entscheidung über den 
Schuldenbereinigungsplan. Dieser Zeitraum soll drei Mo¬ 
nate nicht überschreiten. 

(2) Absatz 1 steht der Anordnung von Sicherungsmaß¬ 
nahmen nicht entgegen. 

(3) Beantragt ein Gläubiger die Eröffnung des Verfah¬ 
rens, so hat das Insolvenzgericht vor der Entscheidung 
über die Eröffnung dem Schuldner Gelegenheit zu geben, 
ebenfalls einen Antrag zu stellen. Stellt der Schuldner 
einen Antrag, so gilt Absatz 1 auch für den Antrag des 
Gläubigers. 

§307 

Zustellung an die Gläubiger 

(1) Das Insolvenzgericht stellt den vom Schuldner 
genannten Gläubigem das Vermögensverzeichnis, das 
Gläubigerverzeichnis, das Forderungsverzeichnis sowie 
den Schuldenbereinigungsplan zu und fordert die Gläubi¬ 
ger zugleich auf, binnen einer Notfrist von einem Monat zu 
den Verzeichnissen und zu dem Schuldenbereinigungs¬ 
plan Stellung zu nehmen. Zugleich ist jedem Gläubiger mit 
ausdrücklichem Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 308 
Abs. 3 Satz 2 Gelegenheit zu geben, binnen der Frist nach 
Satz 1 die Angaben über seine Forderungen in dem Forde¬ 
rungsverzeichnis zu überprüfen und erforderlichenfalls zu 
ergänzen. Auf die Zustellung nach Satz 1 ist § 8 Abs. 1 
Satz 2, 3, Abs. 2 und 3 nicht anzuwenden. 

(2) Geht binnen der Frist nach Absatz 1 Satz 1 bei Ge¬ 
richt die Stellungnahme eines Gläubigers nicht ein, so gilt 
dies als Einverständnis mit dem Schuldenbereinigungs¬ 
plan. Darauf ist in der Aufforderung hinzuweisen. 

(3) Nach Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 1 ist dem 
Schuldner Gelegenheit zu geben, den Schuldenbereini¬ 
gungsplan binnen einer vom Gericht zu bestimmenden 
Frist zu ändern oder zu ergänzen, wenn dies auf Grund der 


Stellungnahme eines Gläubigers erforderlich oder zur 
Förderung einer einverständlichen Schuldenbereinigung 
sinnvoll erscheint. Die Änderungen oder Ergänzungen 
sind den Gläubigern zuzustellen, soweit dies erforderlich 
ist. Absatz 1 Satz 1,3 und Absatz 2 gelten entsprechend. 

§308 

Annahme des Schuldenbereinigungsplans 

(1) Hat kein Gläubiger Einwendungen gegen den 
Schuldenbereinigungsplan erhoben oder wird die Zustim¬ 
mung nach § 309 ersetzt, so gilt der Schuldenbereini¬ 
gungsplan als angenommen; das Insolvenzgericht stellt 
dies durch Beschluß fest. Der Schuldenbereinigungsplan 
hat die Wirkung eines Vergleichs im Sinne des § 794 
Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung. Den Gläubigern und 
dem Schuldner ist eine Ausfertigung des Schuldenbereini¬ 
gungsplans und des Beschlusses nach Satz 1 zuzustellen. 

(2) Die Anträge auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
und auf Erteilung von Restschuldbefreiung gelten als 
zurückgenommen. 

(3) Soweit Forderungen in dem Verzeichnis des Schuld¬ 
ners nicht enthalten sind und auch nicht nachträglich bei 
dem Zustandekommen des Schuldenbereinigungsplans 
berücksichtigt worden sind, können die Gläubiger von 
dem Schuldner Erfüllung verlangen. Dies gilt nicht, soweit 
ein Gläubiger die Angaben über seine Forderung in dem 
Forderungsverzeichnis, das ihm nach § 307 Abs. 1 vom 
Gericht übersandt worden ist, nicht innerhalb der gesetz¬ 
ten Frist ergänzt hat, obwohl die Forderung vor dem 
Ablauf der Frist entstanden war; insoweit erlischt die 
Forderung. 

§309 

Ersetzung der Zustimmung 

(1) Hat dem Schuldenbereinigungsplan mehr als die 
Hälfte der benannten Gläubiger zugestimmt und beträgt 
die Summe der Ansprüche der zustimmenden Gläubiger 
mehr als die Hälfte der Summe der Ansprüche der be¬ 
nannten Gläubiger, so ersetzt das Insolvenzgericht auf 
Antrag eines Gläubigers oder des Schuldners die Einwen¬ 
dungen eines Gläubigers gegen den Schuldenbereini¬ 
gungsplan durch eine Zustimmung. Dies gilt nicht, wenn 

1. der Gläubiger, der Einwendungen erhoben hat, im Ver¬ 
hältnis zu den übrigen Gläubigern nicht angemessen 
beteiligt wird oder 

2. dieser Gläubiger durch den Schuldenbereinigungsplan 
wirtschaftlich schlechter gestellt wird, als er bei Durch¬ 
führung des Verfahrens über die Anträge auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens und Erteilung von Rest¬ 
schuldbefreiung stünde; hierbei ist im Zweifel zu¬ 
grunde zu legen, daß die Einkommens-, Vermögens¬ 
und Familienverhältnisse des Schuldners zum Zeit¬ 
punkt des Antrags nach Satz 1 während der gesamten 
Dauer des Verfahrens maßgeblich bleiben. 

(2) Vor der Entscheidung ist der Gläubiger zu hören. Die 
Gründe, die gemäß Absatz 1 Satz 2 einer Ersetzung seiner 
Einwendungen durch eine Zustimmung entgegenstehen, 
hat er glaubhaft zu machen. Gegen den Beschluß steht 
dem Antragsteller und dem Gläubiger, dessen Zustim¬ 
mung ersetzt wird, die sofortige Beschwerde zu. 

(3) Macht ein Gläubiger Tatsachen, glaubhaft, aus 
denen sich ernsthafte Zweifel ergeben, ob eine vom 
Schuldner angegebene Forderung besteht oder sich auf 
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einen höheren oder niedrigeren Betrag richtet als angege¬ 
ben, und hängt vom Ausgang des Streits ab, ob der Gläu¬ 
biger im Verhältnis zu den übrigen Gläubigern angemes¬ 
sen beteiligt wird (Absatz 1 Satz 2 Nr. 1), so kann die 
Zustimmung dieses Gläubigers nicht ersetzt werden. 

§310 

Kosten 

Die Gläubiger haben gegen den Schuldner keinen 
Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihnen im Zu¬ 
sammenhang mit dem Schuldenbereinigungsplan ent¬ 
stehen. 

Dritter Abschnitt 

Vereinfachtes Insolvenzverfahren 

§311 

Aufnahme des Verfahrens 
über den Eröffnungsantrag 

Werden Einwendungen gegen den Schuldenbereini¬ 
gungsplan erhoben, die nicht gemäß § 309 durch gericht¬ 
liche Zustimmung ersetzt werden, so wird das Verfahren 
über den Eröffnungsantrag von Amts wegen wieder auf¬ 
genommen. 

§312 

Allgemeine Verfahrensvereinfachungen 


§314 

Vereinfachte Verteilung 

(1) Auf Antrag des Treuhänders ordnet das Insolvenz¬ 
gericht an, daß von einer Verwertung der Insolvenzmasse 
ganz oder teilweise abgesehen wird. In diesem Fall hat es 
dem Schuldner zusätzlich aufzugeben, binnen einer vom 
Gericht festgesetzten Frist an den Treuhänder einen Be¬ 
trag zu zahlen, der dem Wert der Masse entspricht, die an 
die Insolvenzgläubiger zu verteilen wäre. Von der An¬ 
ordnung soll abgesehen werden, wenn die Verwertung der 
Insolvenzmasse insbesondere im Interesse der Gläubiger 
geboten erscheint. 

(2) Vor der Entscheidung sind die Insolvenzgläubiger zu 
hören. 

(3) Die Entscheidung über einen Antrag des Schuldners 
auf Erteilung von Restschuldbefreiung (§§ 289 bis 291) ist 
erst nach Ablauf der nach Absatz 1 Satz 2 festgesetzten 
Frist zu treffen. Das Gericht versagt die Restschuldbefrei¬ 
ung auf Antrag eines Insolvenzgläubigers, wenn der nach 
Absatz 1 Satz 2 zu zahlende Betrag auch nach Ablauf 
einer weiteren Frist von zwei Wochen, die das Gericht 
unter Hinweis auf die Möglichkeit der Versagung der Rest¬ 
schuldbefreiung gesetzt hat, nicht gezahlt ist. Vor der Ent¬ 
scheidung ist der Schuldner zu hören. 

Zehnter Teil 

Besondere Arten des Insolvenzverfahrens 


(1) Bei der Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird 
abweichend von § 29 nur der Prüfungstermin bestimmt. 

(2) Sind die Vermögensverhältnisse des Schuldners 
überschaubar und die Zahl der Gläubiger oder die Höhe 
der Verbindlichkeiten gering, so kann das Insolvenzgericht 
anordnen, daß das Verfahren oder einzelne seiner Teile 
schriftlich durchgeführt werden. Es kann diese Anordnung 
jederzeit aufheben oder abändem. 

(3) Die Vorschriften über den Insolvenzplan (§§ 217 bis 
269) und über die Eigenverwaltung (§§ 270 bis 285) sind 
nicht anzuwenden. 

§313 

Treuhänder 


Erster Abschnitt 
Nachlaßinsolvenzverfahren 

§315 

Örtliche Zuständigkeit 

Für das Insolvenzverfahren über einen Nachlaß ist aus¬ 
schließlich das Insolvenzgericht örtlich zuständig, in des¬ 
sen Bezirk der Erblasser zur Zeit seines Todes seinen 
allgemeinen Gerichtsstand hatte. Lag der Mittelpunkt 
einer selbständigen wirtschaftlichen Tätigkeit des Erb¬ 
lassers an einem anderen Ort, so ist ausschließlich das 
Insolvenzgericht zuständig, in dessen Bezirk dieser Ort 
liegt. 

§316 


(1) Die Aufgaben des Insolvenzverwalters werden von 
dem Treuhänder (§ 292) wahrgenommen. Dieser wird ab¬ 
weichend von § 291 Abs. 2 bereits bei der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens bestimmt. Die §§ 56 bis 66 gelten ent¬ 
sprechend. 

(2) Zur Anfechtung von Rechtshandlungen nach den 
§§ 129 bis 147 ist nicht der Treuhänder, sondern jeder 
Insolvenzgläubiger berechtigt. Aus dem Erlangten sind 
dem Gläubiger die ihm entstandenen Kosten vorweg zu 
erstatten. Hat die Gläubigerversammlung den Gläubiger 
mit der Anfechtung beauftragt, so sind diesem die ent¬ 
standenen Kosten, soweit sie nicht aus dem Erlangten 
gedeckt werden können, aus der Insolvenzmasse zu 
erstatten. 

(3) Der Treuhänder ist nicht zur Verwertung von Gegen¬ 
ständen berechtigt, an denen Pfandrechte oder andere 
Absonderungsrechte bestehen. Das Verwertungsrecht 
steht dem Gläubiger zu. 


Zulässigkeit der Eröffnung 


(1) Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, daß der Erbe die Erbschaft 
noch nicht angenommen hat oder daß er für die Nach¬ 
laßverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. 


(2) Sind mehrere Erben vorhanden, so ist die Eröffnung 
des Verfahrens auch nach der Teilung des Nachlasses 
zulässig. 

(3) Über einen Erbteil findet ein Insolvenzverfahren nicht 
statt. 


§317 

Antragsberechtigte 


(1) Zum Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über einen Nachlaß ist jeder Erbe, der Nachlaßverwalter 
sowie ein anderer Nachlaßpfleger, ein Testamentsvoll¬ 
strecker, dem die Verwaltung des Nachlasses zusteht, 
und jeder Nachlaßgläubiger berechtigt. 
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(2) Wird der Antrag nicht von allen Erben gestellt, so ist 
er zulässig, wenn der Eröffnungsgrund glaubhaft gemacht 
wird. Das Insolvenzgericht hat die übrigen Erben zu hören. 

(3) Steht die Verwaltung des Nachlasses einem Testa¬ 
mentsvollstrecker zu, so ist, wenn der Erbe die Eröffnung 
beantragt, der Testamentsvollstrecker, wenn der Testa¬ 
mentsvollstrecker den Antrag stellt, der Erbe zu hören. 

§318 

Antragsrecht beim Gesamtgut 

(1) Gehört der Nachlaß zum Gesamtgut einer Güter¬ 
gemeinschaft, so kann sowohl der Ehegatte, der Erbe ist, 
als auch der Ehegatte, der nicht Erbe ist, aber das 
Gesamtgut allein oder mit seinem Ehegatten gemein¬ 
schaftlich verwaltet, die Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens über den Nachlaß beantragen. Die Zustimmung des 
anderen Ehegatten ist nicht erforderlich. Die Ehegatten 
behalten das Antragsrecht, wenn die Gütergemeinschaft 
endet. 

(2) Wird der Antrag nicht von beiden Ehegatten gestellt, 
so ist er zulässig, wenn der Eröffnungsgrund glaubhaft 
gemacht wird. Das Insolvenzgericht hat den anderen Ehe¬ 
gatten zu hören. 

§319 

Antragsfrist 

Der Antrag eines Nachlaßgläubigers auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ist unzulässig, wenn seit der An¬ 
nahme der Erbschaft zwei Jahre verstrichen sind. 

§320 

Eröffnungsgründe 

Gründe für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
einen Nachlaß sind die Zahlungsunfähigkeit und die Über¬ 
schuldung. Beantragt der Erbe, der Nachlaßverwalter 
oder ein anderer Nachlaßpfleger oder ein Testaments¬ 
vollstrecker die Eröffnung des Verfahrens, so ist auch die 
drohende Zahlungsunfähigkeit Eröffnungsgrund. 

§321 

Zwangsvollstreckung nach Erbfall 

Maßnahmen der Zwangsvollstreckung in den Nachlaß, 
die nach dem Eintritt des Erbfalls erfolgt sind, gewähren 
kein Recht zur abgesonderten Befriedigung. 

§322 

Anfechtbare Rechtshandlungen des Erben 

Hat der Erbe vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
aus dem Nachlaß Pflichtteilsansprüche, Vermächtnisse 
oder Auflagen erfüllt, so ist diese Rechtshandlung in 
gleicher Weise anfechtbar wie eine unentgeltliche Lei¬ 
stung des Erben. 

§323 

Aufwendungen des Erben 

Dem Erben steht wegen der Aufwendungen, die ihm 
nach den §§ 1978, 1979 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
aus dem Nachlaß zu ersetzen sind, ein Zurückbehaltungs¬ 
recht nicht zu. 


§324 

Masseverbindlichkeiten 

(1) Masseverbindlichkeiten sind außer den in den 
§§ 54,55 bezeichneten Verbindlichkeiten: 

1. die Aufwendungen, die dem Erben nach den §§ 1978, 
1979 des Bürgerlichen Gesetzbuchs aus dem Nachlaß 
zu ersetzen sind; 

2. die Kosten der Beerdigung des Erblassers; 

3. die im Falle der Todeserklärung des Erblassers dem 
Nachlaß zur Last fallenden Kosten des Verfahrens; 

4. die Kosten der Eröffnung einer Verfügung des Erb¬ 
lassers von Todes wegen, der gerichtlichen Sicherung 
des Nachlasses, einer Nachlaßpflegschaft, des Auf¬ 
gebots der Nachlaßgläubiger und der Inventarerrich¬ 
tung; 

5. die Verbindlichkeiten aus den von einem Nachlaß¬ 
pfleger oder einem Testamentsvollstrecker vorgenom¬ 
menen Rechtsgeschäften; 

6. die Verbindlichkeiten, die für den Erben gegenüber 
einem Nachlaßpfleger, einem Testamentsvollstrecker 
oder einem Erben, der die Erbschaft ausgeschlagen 
hat, aus der Geschäftsführung dieser Personen ent¬ 
standen sind, soweit die Nachlaßgläubiger verpflichtet 
wären, wenn die bezeichneten Personen die Geschäfte 
für sie zu besorgen gehabt hätten. 

(2) Im Falle der Masseunzulänglichkeit haben die in 
Absatz 1 bezeichneten Verbindlichkeiten den Rang des 
§ 209 Abs. 1 Nr. 3. 

§325 

Nachlaßverbindlichkeiten 

Im Insolvenzverfahren über einen Nachlaß können nur 
die Nachlaßverbindlichkeiten geltend gemacht werden. 

§326 

Ansprüche des Erben 

(1) Der Erbe kann die ihm gegen den Erblasser zu¬ 
stehenden Ansprüche geltend machen. 

(2) Hat der Erbe eine Nachlaßverbindlichkeit erfüllt, so 
tritt er, soweit nicht die Erfüllung nach § 1979 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs als für Rechnung des Nachlasses 
erfolgt gilt, an die Stelle des Gläubigers, es sei denn, daß 
er für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeschränkt haftet. 

(3) Haftet der Erbe einem einzelnen Gläubiger gegen¬ 
über unbeschränkt, so kann er dessen Forderung für den 
Fall geltend machen, daß der Gläubiger sie nicht geltend 
macht. 

§327 

Nachrangige Verbindlichkeiten 

(1) Im Rang nach den in § 39 bezeichneten Verbindlich¬ 
keiten und in folgender Rangfolge, bei gleichem Rang 
nach dem Verhältnis ihrer Beträge, werden erfüllt: 

1. die Verbindlichkeiten gegenüber Pflichtteilsberech¬ 
tigten; 

2. die Verbindlichkeiten aus den vom Erblasser angeord¬ 
neten Vermächtnissen und Auflagen; 

3. die Verbindlichkeiten gegenüber Erbersatzberech¬ 
tigten. 
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(2) Ein Vermächtnis, durch welches das Recht des 
Bedachten auf den Pflichtteil nach § 2307 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs ausgeschlossen wird, steht, soweit es 
den Pflichtteil nicht übersteigt, im Rang den Pflichtteils¬ 
rechten gleich. Hat der Erblasser durch Verfügung von 
Todes wegen angeordnet, daß ein Vermächtnis oder eine 
Auflage vor einem anderen Vermächtnis oder einer ande¬ 
ren Auflage erfüllt werden soll, so hat das Vermächtnis 
oder die Auflage den Vorrang. 

(3) Eine Verbindlichkeit, deren Gläubiger im Wege des 
Aufgebotsverfahrens ausgeschlossen ist oder nach 
§ 1974 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einem ausge¬ 
schlossenen Gläubiger gleichsteht, wird erst nach den in 
§ 39 bezeichneten Verbindlichkeiten und, soweit sie zu 
den in Absatz 1 bezeichneten Verbindlichkeiten gehört, 
erst nach den Verbindlichkeiten erfüllt, mit denen sie ohne 
die Beschränkung gleichen Rang hätte. Im übrigen wird 
durch die Beschränkungen an der Rangordnung nichts 
geändert. 

§328 

Zurückgewährte Gegenstände 

(1) Was infolge der Anfechtung einer vom Erblasser 
oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtshandlung 
zur Insolvenzmasse zurückgewährt wird, darf nicht zur 
Erfüllung der in § 327 Abs. 1 bezeichneten Verbindlichkei¬ 
ten verwendet werden. 

(2) Was der Erbe auf Grund der §§ 1978 bis 1980 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Masse zu ersetzen hat, 
kann von den Gläubigern, die im Wege des Aufgebots¬ 
verfahrens ausgeschlossen sind oder nach § 1974 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs einem ausgeschlossenen Gläu¬ 
biger gleichstehen, nur insoweit beansprucht werden, als 
der Erbe auch nach den Vorschriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung ersatzpflichtig 
wäre. 

§329 

Nacherbfolge 

Die §§ 323, 324 Abs. 1 Nr. 1 und § 326 Abs. 2, 3 gelten 
für den Vorerben auch nach dem Eintritt der Nacherbfolge. 

§330 

Erbschaftskauf 

(1) Hat der Erbe die Erbschaft verkauft, so tritt für das 
Insolvenzverfahren der Käufer an seine Stelle. 

(2) Der Erbe ist wegen einer Nachlaßverbindlichkeit, die 
im Verhältnis zwischen ihm und dem Käufer diesem zur 
Last fällt, wie ein Nachlaßgläubiger zum Antrag auf Er¬ 
öffnung des Verfahrens berechtigt. Das gleiche Recht 
steht ihm auch wegen einer anderen Nachlaßverbindlich¬ 
keit zu, es sei denn, daß er unbeschränkt haftet oder daß 
eine Nachlaßverwaltung angeordnet ist. Die §§ 323, 324 
Abs. 1 Nr. 1 und § 326 gelten für den Erben auch nach 
dem Verkauf der Erbschaft. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für den 
Fall, daß jemand eine durch Vertrag erworbene Erbschaft 
verkauft oder sich in sonstiger Weise zur Veräußerung 
einer ihm angefallenen oder anderweitig von ihm erworbe¬ 
nen Erbschaft verpflichtet hat. 


§331 

Gleichzeitige Insolvenz des Erben 

(1) Im Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Erben gelten, wenn auch über den Nachlaß das Insolvenz¬ 
verfahren eröffnet oder wenn eine Nachlaßverwaltung 
angeordnet ist, die §§ 52,190,192,198,237 Abs. 1 Satz 2 
entsprechend für Nachlaßgläubiger, denen gegenüber der 
Erbe unbeschränkt haftet. 

(2) Gleiches gilt, wenn ein Ehegatte der Erbe ist und der 
Nachlaß zum Gesamtgut gehört, das vom anderen Ehe¬ 
gatten allein verwaltet wird, auch im Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des anderen Ehegatten und, wenn 
das Gesamtgut von den Ehegatten gemeinschaftlich ver¬ 
waltet wird, auch im Insolvenzverfahren über das Gesamt¬ 
gut und im Insolvenzverfahren über das sonstige Ver¬ 
mögen des Ehegatten, der nicht Erbe ist. 


Zweiter Abschnitt 

Insolvenzverfahren über das Gesamtgut 
einer fortgesetzten Gütergemeinschaft 

§332 

Verweisung 

auf das Nachlaßinsolvenzverfahren 

(1) Im Falle der fortgesetzten Gütergemeinschaft gelten 
die §§ 315 bis 331 entsprechend für das Insolvenzverfah¬ 
ren über das Gesamtgut. 

(2) Insolvenzgläubiger sind nur die Gläubiger, deren 
Forderungen schon zur Zeit des Eintritts der fortgesetzten 
Gütergemeinschaft als Gesamtgutsverbindlichkeiten be¬ 
standen. 

(3) Die anteilsberechtigten Abkömmlinge sind nicht be¬ 
rechtigt, die Eröffnung des Verfahrens zu beantragen. Sie 
sind jedoch vom Insolvenzgericht zu einem Eröffnungs¬ 
antrag zu hören. 


Dritter Abschnitt 

Insolvenzverfahren über das gemeinschaftlich 
verwaltete Gesamtgut einer Gütergemeinschaft 

§333 

Antragsrecht Eröffnungsgründe 

(1) Zum Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über das Gesamtgut einer Gütergemeinschaft, das von 
den Ehegatten gemeinschaftlich verwaltet wird, ist jeder 
Gläubiger berechtigt, der die Erfüllung einer Verbindlich¬ 
keit aus dem Gesamtgut verlangen kann. 

(2) Antragsberechtigt ist auch jeder Ehegatte. Wird der 
Antrag nicht von beiden Ehegatten gestellt, so ist er zu¬ 
lässig, wenn die Zahlungsunfähigkeit des Gesamtguts 
glaubhaft gemacht wird; das Insolvenzgericht hat den 
anderen Ehegatten zu hören. Wird der Antrag von beiden 
Ehegatten gestellt, so ist auch die drohende Zahlungs¬ 
unfähigkeit Eröffnungsgrund. 
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§334 

Persönliche Haftung der Ehegatten 

(1) Die persönliche Haftung der Ehegatten für die Ver¬ 
bindlichkeiten, deren Erfüllung aus dem Gesamtgut ver¬ 
langt werden kann, kann während der Dauer des Insol¬ 
venzverfahrens nur vom Insolvenzverwalter oder vom 
Sachwalter geltend gemacht werden. 

(2) Im Falle eines Insolvenzplans gilt für die persönliche 
Haftung der Ehegatten § 227 Abs. 1 entsprechend. 


Elfter Teil 
Inkrafttreten 

§335 

Verweisung auf das Einführungsgesetz 

Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, der durch 
das Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung bestimmt 
wird. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 5. Oktober 1994 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 

Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
Norbert Blüm 

Die Bundesministerin 
für Familie und Senioren 
Hannelore Rönsch 
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Einführungsgesetz 
zur Insolvenzordnung 
(EGInsO) 

Vom 5. Oktober 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 

Neufassung des Anfechtungsgesetzes 

Artikel 1 
Gesetz 

über die Anfechtung 

von Rechtshandlungen eines Schuldners 
außerhalb des Insolvenzverfahrens 
(Anfechtungsgesetz - AnfG) 

§1 

Grundsatz 

(1) Rechtshandlungen eines Schuldners, die seine Gläu¬ 
biger benachteiligen, können außerhalb des Insolvenz¬ 
verfahrens nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
angefochten werden. 

(2) Eine Unterlassung steht einer Rechtshandlung gleich. 

§2 

Anfechtungsberechtigte 

Zur Anfechtung ist jeder Gläubiger berechtigt, der einen 
vollstreckbaren Schuldtitel erlangt hat und dessen For¬ 
derung fällig ist, wenn die Zwangsvollstreckung in das 
Vermögen des Schuldners nicht zu einer vollständigen 
Befriedigung des Gläubigers geführt hat oder wenn an¬ 
zunehmen ist, daß sie nicht dazu führen würde. 

§3 

Vorsätzliche Benachteiligung 

(1) Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der Schuld¬ 
ner in den letzten zehn Jahren vor der Anfechtung mit dem 
Vorsatz, seine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenom¬ 
men hat, wenn der andere Teil zur Zeit der Handlung den 
Vorsatz des Schuldners kannte. Diese Kenntnis wird 
vermutet, wenn der andere Teil wußte, daß die Zahlungs¬ 
unfähigkeit des Schuldners drohte und daß die Handlung 
die Gläubiger benachteiligte. 


(2) Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer nahe¬ 
stehenden Person (§ 138 der Insolvenzordnung) geschlos¬ 
sener entgeltlicher Vertrag, durch den seine Gläubiger 
unmittelbar benachteiligt werden. Die Anfechtung ist aus¬ 
geschlossen, wenn der Vertrag früher als zwei Jahre vor 
der Anfechtung geschlossen worden ist oder wenn dem 
anderen Teil zur Zeit des Vertragsschlusses ein Vorsatz 
des Schuldners, die Gläubiger zu benachteiligen, nicht 
bekannt war. 

§4 

Unentgeltliche Leistung 

(1) Anfechtbar ist eine unentgeltliche Leistung des 
Schuldners, es sei denn, sie ist früher als vier Jahre vor der 
Anfechtung vorgenommen worden. 

(2) Richtet sich die Leistung auf ein gebräuchliches 
Gelegenheitsgeschenk geringen Werts, so ist sie nicht 
anfechtbar. 

§5 

Rechtshandlungen des Erben 

Hat der Erbe aus dem Nachlaß Pflichtteilsansprüche, 
Vermächtnisse oder Auflagen erfüllt, so kann ein Nach¬ 
laßgläubiger, der im Insolvenzverfahren über den Nachlaß 
dem Empfänger der Leistung im Rang Vorgehen oder 
gleichstehen würde, die Leistung in gleicher Weise an¬ 
fechten wie eine unentgeltliche Leistung des Erben. 

§6 

Kapitalersetzende Darlehen 

Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die für die Forde¬ 
rung eines Gesellschafters auf Rückgewähr eines kapi¬ 
talersetzenden Darlehens oder für eine gleichgestellte 
Forderung 

1. Sicherung gewährt hat, wenn die Handlung in den letz¬ 
ten zehn Jahren vor der Anfechtung vorgenommen 
worden ist; 

2. Befriedigung gewährt hat, wenn die Handlung im 
letzten Jahr vor der Anfechtung vorgenommen worden 
ist. 
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§7 

Berechnung der Fristen 

(1) Die in den §§ 3, 4 und 6 bestimmten Fristen sind von 
dem Zeitpunkt zurückzurechnen, in dem die Anfechtbar¬ 
keit gerichtlich geltend gemacht wird. 

(2) Hat der Gläubiger, bevor er einen vollstreckbaren 
Schuldtitel erlangt hatte oder seine Forderung fällig war, 
dem Anfechtungsgegner seine Absicht, die Rechtshand¬ 
lung anzufechten, schriftlich mitgeteilt, so wird die Frist 
vom Zeitpunkt des Zugangs der Mitteilung zurückgerech¬ 
net, wenn schon zu dieser Zeit der Schuldner unfähig war, 
den Gläubiger zu befriedigen, und wenn bis zum Ablauf 
von zwei Jahren seit diesem Zeitpunkt die Anfechtbarkeit 
gerichtlich geltend gemacht wird. 

(3) In die Fristen wird die Zeit nicht eingerechnet, 
während der Maßnahmen nach § 46a Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzes über das Kreditwesen angeordnet waren. 

§8 

Zeitpunkt der Vornahme einer Rechtshandlung 

(1) Eine Rechtshandlung gilt als in dem Zeitpunkt vor¬ 
genommen, in dem ihre rechtlichen Wirkungen eintreten. 

(2) Ist für das Wirksamwerden eines Rechtsgeschäfts 
eine Eintragung im Grundbuch, im Schiffsregister, im 
Schiffsbauregister oder im Register für Pfandrechte an 
Luftfahrzeugen erforderlich, so gilt das Rechtsgeschäft als 
vorgenommen, sobald die übrigen Voraussetzungen für 
das Wirksamwerden erfüllt sind, die Willenserklärung des 
Schuldners für ihn bindend geworden ist und der andere 
Teil den Antrag auf Eintragung der Rechtsänderung ge¬ 
stellt hat. Ist der Antrag auf Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anspruchs auf die Rechtsänderung 
gestellt worden, so gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß dieser 
Antrag an die Stelle des Antrags auf Eintragung der 
Rechtsänderung tritt. 

(3) Bei einer bedingten oder befristeten Rechtshand¬ 
lung bleibt der Eintritt der Bedingung oder des Termins 
außer Betracht. 

§9 

Anfechtung durch Einrede 

Die Anfechtbarkeit kann im Wege der Einrede geltend 
gemacht werden, bevor ein vollstreckbarer Schuldtitel für 
die Forderung erlangt ist; der Gläubiger hat diesen jedoch 
vor der Entscheidung binnen einer vom Gericht zu bestim¬ 
menden Frist beizubringen. 

§10 

Vollstreckbarer Titel 

Die Anfechtung wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß für die Rechtshandlung ein vollstreckbarer Schuld¬ 
titel erlangt oder daß die Handlung durch Zwangsvoll¬ 
streckung erwirkt worden ist. 

§11 

Rechtsfolgen 

(1) Was durch die anfechtbare Rechtshandlung aus 
dem Vermögen des Schuldners veräußert, weggegeben 
oder aufgegeben ist, muß dem Gläubiger zur Verfügung 
gestellt werden, soweit es zu dessen Befriedigung erfor¬ 


derlich ist. Die Vorschriften über die Rechtsfolgen einer 
ungerechtfertigten Bereicherung, bei der dem Empfänger 
der Mangel des rechtlichen Grundes bekannt ist, gelten 
entsprechend. 

(2) Der Empfänger einer unentgeltlichen Leistung hat 
diese nur zur Verfügung zu stellen, soweit er durch sie 
bereichert ist. Dies gilt nicht, sobald er weiß oder den 
Umständen nach wissen muß, daß die unentgeltliche 
Leistung die Gläubiger benachteiligt. 

§12 

Ansprüche des Anfechtungsgegners 

Wegen der Erstattung einer Gegenleistung oder wegen 
eines Anspruchs, der infolge der Anfechtung wiederauf¬ 
lebt, kann sich der Anfechtungsgegner nur an den Schuld¬ 
ner halten. 

§13 

Bestimmter Klageantrag 

Wird der Anfechtungsanspruch im Wege der Klage 
geltend gemacht, so hat der Klageantrag bestimmt zu 
bezeichnen, in welchem Umfang und in welcher Weise der 
Anfechtungsgegner das Erlangte zur Verfügung stellen 
soll. 

§14 

Vorläufig vollstreckbarer Schuldtitel. 

Vorbehaltsurteil 

Liegt ein nur vorläufig vollstreckbarer Schuldtitel des 
Gläubigers oder ein unter Vorbehalt ergangenes Urteil vor, 
so ist in dem Urteil, das den Anfechtungsanspruch für 
begründet erklärt, die Vollstreckung davon abhängig zu 
machen, daß die gegen den Schuldner ergangene Ent¬ 
scheidung rechtskräftig oder vorbehaltlos wird. 

§15 

Anfechtung gegen Rechtsnachfolger 

(1) Die Anfechtbarkeit kann gegen den Erben oder 
einen anderen Gesamtrechtsnachfolger des Anfechtungs¬ 
gegners geltend gemacht werden. 

(2) Gegen einen sonstigen Rechtsnachfolger kann die 
Anfechtbarkeit geltend gemacht werden: 

1. wenn dem Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerbs 
die Umstände bekannt waren, welche die Anfechtbar¬ 
keit des Erwerbs seines Rechtsvorgängers begründen; 

2. wenn der Rechtsnachfolger zur Zeit seines Erwerbs zu 
den Personen gehörte, die dem Schuldner nahestehen 
(§ 138 der Insolvenzordnung), es sei denn, daß ihm zu 
dieser Zeit die Umstände unbekannt waren, welche die 
Anfechtbarkeit des Erwerbs seines Rechtsvorgängers 
begründen; 

3. wenn dem Rechtsnachfolger das Erlangte unentgelt¬ 
lich zugewendet worden ist. 

(3) Zur Erstreckung der Fristen nach § 7 Abs. 2 genügt 
die schriftliche Mitteilung an den Rechtsnachfolger, gegen 
den die Anfechtung erfolgen soll. 

§16 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

(1) Wird über das Vermögen des Schuldners das In¬ 
solvenzverfahren eröffnet, so ist der Insolvenzverwalter 



Nr. 70 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 18. Oktober 1994 


2913 


berechtigt, die von den Insolvenzgläubigern erhobenen 
Anfechtungsansprüche zu verfolgen. Aus dem Erstritte¬ 
nen sind dem Gläubiger die Kosten des Rechtsstreits vor¬ 
weg zu erstatten. 

(2) Hat ein Insolvenzgläubiger bereits vor der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens auf Grund seines Anfechtungs¬ 
anspruchs Sicherung oder Befriedigung erlangt, so gilt 
§ 130 der Insolvenzordnung entsprechend. 

§17 

Unterbrechung des Verfahrens 

(1) Ist das Verfahren über den Anfechtungsanspruch im 
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens noch 
rechtshängig, so wird es unterbrochen. Es kann vom 
Insolvenzverwalter äufgenommen werden. Wird die Auf¬ 
nahme verzögert, so gilt § 239 Abs. 2 bis 4 der Zivilprozeß¬ 
ordnung entsprechend. 

(2) Der Insolvenzverwalter kann den Klageantrag nach 
Maßgabe der §§ 143, 144 und 146 der Insolvenzordnung 
erweitern. 

(3) Lehnt der Insolvenzverwalter die Aufnahme des 
Rechtsstreits ab, so kann dieser hinsichtlich der Kosten 
von jeder Partei aufgenommen werden. Durch die Ab¬ 
lehnung der Aufnahme wird das Recht des Insolvenz¬ 
verwalters, nach den Vorschriften der Insolvenzordnung 
den Anfechtungsanspruch geltend zu machen, nicht aus¬ 
geschlossen. 

§18 

Beendigung des Insolvenzverfahrens 

(1) Nach der Beendigung des Insolvenzverfahrens kön¬ 
nen Anfechtungsansprüche, die der Insolvenzverwalter 
geltend machen konnte, von den einzelnen Gläubigern 
nach diesem Gesetz verfolgt werden, soweit nicht dem 
Anspruch entgegenstehende Einreden gegen den Insol¬ 
venzverwalter erlangt sind. 

(2) War der Anfechtungsanspruch nicht schon zur Zeit 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens gerichtlich geltend 
gemacht, so werden die in den §§ 3, 4 und 6 bestimmten 
Fristen von diesem Zeitpunkt an berechnet, wenn der 
Anspruch bis zum Ablauf eines Jahres seit der Beendi¬ 
gung des Insolvenzverfahrens gerichtlich geltend ge¬ 
macht wird. 

§19 

Internationales Anfechtungsrecht 

Bei Sachverhalten mit Auslandsberührung ist für die 
Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung das Recht maßgeb¬ 
lich, dem die Wirkungen der Rechtshandlung unterliegen. 

§20 

Übergangsregeln 

(1) Dieses Gesetz ist auf die vor dem 1. Januar 1999 
vorgenommenen Rechtshandlungen nur anzuwenden, 
soweit diese nicht nach dem bisherigen Recht der Anfech¬ 
tung entzogen oder in geringerem Umfang unterworfen 
sind. 

(2) Das Gesetz, betreffend die Anfechtung von Rechts¬ 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkursver¬ 
fahrens in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 311-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu¬ 
letzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 4. Juli 


1980 (BGBl. I S. 836), wird aufgehoben. Es ist jedoch 

weiter auf die Fälle anzuwenden, bei denen die Anfecht¬ 
barkeit vor dem 1. Januar 1999 gerichtlich geltend ge¬ 
macht worden ist. 

Zweiter Teil 

Aufhebung und Änderung von Gesetzen 

Artikel 2 

Aufhebung von Gesetzen 

Es werden aufgehoben: 

1. die Vergleichsordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 311-1, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. IS. 1744); 

2. das Gesetz betreffend die Einführung der Konkursord¬ 
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 311-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
geändert durch Artikel 1 Nr. 10 des Gesetzes vom 
11. März 1974(BGBl. IS. 671); 

3. das Einführungsgesetz zu dem Gesetz, betreffend 
Änderungen der Konkursordnung in der im Bundes¬ 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 311-3, ver¬ 
öffentlichten bereinigten Fassung; 

4. die Konkursordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 311-4, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744); 

5. die Verordnung über die Vergütung des Konkurs¬ 
verwalters, des Vergleichsverwalters, der Mitglieder 
des Gläubigerausschusses und der Mitglieder des 
Gläubigerbeirats in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 311 -6, veröffentlichten bereinig¬ 
ten Fassung, zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 11. Juni 1979 (BGBl. I S. 637); 

6. das Gesetz zur Schaffung eines Vorrechts für Umlagen 
auf die Erzeugung von Kohle und Stahl vom 1. März 
1989(BGBl. IS. 326); 

7. die Gesamtvollstreckungsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Mai 1991 (BGBl. I S. 1185), 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Juni 
1994(BGBl. IS. 1374); 

8. das Gesamtvollstreckungs-Unterbrechungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Mai 1991 
(BGBl. IS. 1191); 

9. das Gesetz über die Auflösung und Löschung von 
Gesellschaften und Genossenschaften in der im Bun¬ 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4120-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2355). 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
über die Kontrolle von Kriegswaffen 

In § 12 Abs. 6 Nr. 2 des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506), das zuletzt 
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durch Artikel 12 Abs. 3 des Gesetzes vom 14. September 
1994 (BGBl. I S. 2325) geändert worden ist, wird das Wort 
„Konkursverwalter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ 
ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Verwaltungskostengesetzes 

ln § 20 Abs. 3 des Verwaltungskostengesetzes vom 
23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821), das zuletzt durch Artikel 12 
Abs. 6 des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I 
S. 2325) geändert worden ist, wird das Wort „Konkurs“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Baugesetzbuchs 

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Septem¬ 
ber 1994 (BGBl. I S. 2324), wird wie folgt geändert: 

1. § 159 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Kündigt die Gemeinde im Falle der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
für eigene Rechnung tätigen Sanierungsträgers den 
mit diesem geschlossenen Vertrag, kann sie vom 
Insolvenzverwalter verlangen, ihr die im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen Grund¬ 
stücke, die der Sanierungsträger nach Übertragung 
der Aufgaben zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, gegen Erstattung 
der vom Sanierungsträger erbrachten Aufwen¬ 
dungen zu übereignen. Der Insolvenzverwalter ist 
verpflichtet, der Gemeinde ein Verzeichnis dieser 
Grundstücke zu übergeben. Die Gemeinde kann 
ihren Anspruch nur binnen sechs Monaten nach 
Übergabe des Grundstücksverzeichnisses geltend 
machen. Im übrigen haftet die Gemeinde den Gläu¬ 
bigern von Verbindlichkeiten aus der Durchführung 
der Ordnungsmaßnahmen wie ein Bürge, soweit 
sie aus dem Vermögen des Sanierungsträgers im 
Insolvenzverfahren keine vollständige Befriedigung 
erlangt haben.“ 

b) Absatz 7 wird aufgehoben. 

2. § 161 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen des Sanierungsträgers gehört 
das Treuhandvermögen nicht zur Insolvenzmasse. 
Kündigt die Gemeinde das Treuhandverhältnis, so 
hat der Insolvenzverwalter das Treuhand vermögen 
auf die Gemeinde zu übertragen und bis zur Über¬ 
tragung zu verwalten. Von der Übertragung an haf¬ 
tet die Gemeinde anstelle des Sanierungsträgers für 
die Verbindlichkeiten, für die dieser mit dem Treu¬ 
handvermögen gehaftet hat. Die mit der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens verbundenen Rechtsfolgen 
treten hinsichtlich der Verbindlichkeiten nicht ein. 
§ 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht an¬ 
zuwenden.“ 


Artikel 6 

Änderung des Gesetzes 
über die Sicherung der Bauforderungen 

Das Gesetz über die Sicherung der Bauforderungen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
213-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän¬ 
dert durch Artikel 74 des Gesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 wird das Wort „Konkursverfahren“ durch das 
Wort „Insolvenzverfahren“ und das Wort „Konkurs¬ 
eröffnung“ durch die Worte „Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverfahren“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ und das Wort „Kon¬ 
kurseröffnung“ durch die Worte „Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Vereinsgesetzes 

Das Vereinsgesetz vom 5. August 1964 (BGBl. I S. 593), 
zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2809), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. In § 12 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „seiner in § 31 
Nr. 2 der Konkursordnung genannten Angehörigen“ 
durch die Worte „einer Person, die ihm im Sinne des 
§ 138 Abs. 1 der Insolvenzordnung nahesteht,“ ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Forderungen, 
die im Falle des Konkurses Konkursforderungen 
wären“ durch die Worte „Gläubigern, die im Falle 
des Insolvenzverfahrens Insolvenzgläubiger wären“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Konkursverfah¬ 
ren“ durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „gelten als 
Massekosten, die Verwaltungsschulden als Masse¬ 
schulden“ durch die Worte „sowie die Verwaltungs¬ 
schulden gelten als Masseverbindlichkeiten“ ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort „Konkursverwal¬ 
ter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ und das 
Wort „Konkursgericht“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
gericht“ ersetzt. 

e) Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Die §§ 57, 67 bis 73, 101 der Insolvenzordnung 
sind nicht anzuwenden.“ 

3. In § 19 Nr. 2 werden die Worte „den Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

In § 88 Abs. 3 Satz 4 des Zweiten Wohnungsbaugeset¬ 
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 
1994 (BGBl. I S. 2137), das durch Artikel 12 Abs. 21 des 
Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) ge¬ 
ändert worden ist, wird das Wort „konkursrechtlichen“ 
durch das Wort „insolvenzrechtlichen“ ersetzt. 
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Artikel 9 

Änderung des Gesetzes 
zur Förderung des Bergarbeiter¬ 
wohnungsbaues im Kohlenbergbau 

In § 18 Abs. 4 des Gesetzes zur Förderung des Berg¬ 
arbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2330-4, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 8 § 3 des Gesetzes vom 6. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1184) geändert worden ist, werden in Satz 1 und 
Satz 5 die Worte „des Konkursverfahrens“ jeweils durch 
die Worte „des Insolvenzverfahrens“, in Satz 2 das Wort 
„Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenzmasse“ und 
in Satz 3 das Wort „Konkursverwalter“ durch das Wort 
„Insolvenzverwalter“ ersetzt. 


Artikel 10 
Änderung 

des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 

In § 51 a Abs. 3 Satz 4 des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. November 1990 (Amtsblatt des Saarlandes 1991 

5. 273), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1184) geändert worden ist, wird 
das Wort „konkursrechtlichen“ durch das Wort „insol¬ 
venzrechtlichen“ ersetzt. 


Artikel 11 

Änderung des Auslandskostengesetzes 

In § 20 Abs. 3 des Auslandskostengesetzes vom 
21. Februar 1978 (BGBl. I S. 301) wird das Wort „Konkurs“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 


Artikel 12 
Änderung 

des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1749), wird wie folgt geändert: 

1. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Es können Richter kraft Auftrags verwendet 
werden. Richter auf Probe können verwendet wer¬ 
den, soweit sich aus Absatz 6, § 23 b Abs. 3 Satz 2 
oder § 29 Abs. 1 Satz 2 nichts anderes ergibt.“ 

b) Es wird folgender neuer Absatz 6 angefügt: 

„(6) Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr nach 
seiner Ernennung Geschäfte in Insolvenzsachen 
nicht wahrnehmen.“ 

2. § 32 Nr. 3 wird aufgehoben; der Strichpunkt am Ende 
der Nummer 2 wird durch einen Punkt ersetzt. 


3. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Der Punkt am Ende der Nummer 4 wird durch einen 
Strichpunkt ersetzt. 

b) Nach der Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 
angefügt: 

„5. Personen, die in Vermögensverfall geraten sind.“ 

4. An § 109 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Zum ehrenamtlichen Richter soll nicht ernannt wer¬ 
den, wer nach § 33 Nr. 5 zu dem Amt eines Schöffen 
nicht berufen werden soll.“ 

5. § 113 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein¬ 
gefügt: 

„(2) Ein ehrenamtlicher Richter soll seines Amtes 
enthoben werden, wenn Umstände eintreten oder 
bekannt werden, bei deren Vorhandensein eine 
Ernennung nach § 109 Abs. 3 Satz 2 nicht erfolgen 
soll.“ 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden neue Ab¬ 
sätze 3 und 4. 

6. In § 202 werden die Worte „, das Konkursverfahren 
und das Vergleichsverfahren zur Abwendung des 
Konkurses“ durch die Worte „und das Insolvenzver¬ 
fahren“ ersetzt. 


Artikel 13 

Änderung des Gesetzes 
über die Zuständigkeit der Gerichte 
bei Änderungen der Gerichtseinteilung 

In Artikel 1 Eingangssatz des Gesetzes über die Zu¬ 
ständigkeit der Gerichte bei Änderungen der Gerichtsein¬ 
teilung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 300-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 2. September 
1994 (BGBl. I S. 2278) geändert worden ist, werden die 
Worte „des Konkurses und des Vergleichsverfahrens“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 14 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe e wird das Wort „Konkursordnung“ 
durch das Wort „Insolvenzordnung“ ersetzt. 

b) Buchstabe f wird gestrichen. 

2. § 11 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Erinnerung ist ferner in den Fällen der §§ 694, 700 
der Zivilprozeßordnung und gegen die Entscheidungen 
über die Gewährung eines Stimmrechts (§§ 77, 237 
und 238 der Insolvenzordnung) ausgeschlossen.“ 
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3. ln der Überschrift des Zweiten Abschnitts werden die 
Worte „Konkursverfahren, Vergleichsverfahren“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

4. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 1 Buchstabe e wird wie folgt gefaßt: 

,,e) auf Löschungen im Handelsregister nach den 
§§ 141a, 142 und 144 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar¬ 
keit und nach § 43 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Kreditwesen,“. 

b) Die Nummer 2 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

,,b) die Ernennung von Liquidatoren auf Antrag 
eines Beteiligten durch das Gericht, wenn eine 
Löschung nach § 141a des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar¬ 
keit erfolgt ist, soweit sich diese nicht auf 
Genossenschaften bezieht, sowie die Verfü¬ 
gungen nach § 47 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungs¬ 
unternehmungen und Bausparkassen und 
nach § 38 Abs. 1 Satz 5 des Gesetzes über das 
Kreditwesen;“. 

5. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 

Insolvenzverfahren 

(1) In Verfahren nach der Insolvenzordnung bleiben 
dem Richter Vorbehalten: 

1. das Verfahren bis zur Entscheidung über den Er¬ 
öffnungsantrag unter Einschluß dieser Entschei¬ 
dung und der Ernennung des Insolvenzverwalters 
sowie des Verfahrens über einen Schuldenbereini¬ 
gungsplan nach den §§ 305 bis 310 der Insolvenz¬ 
ordnung, 

2. bei einem Antrag des Schuldners auf Erteilung der 
Restschuldbefreiung die Entscheidungen nach den 
§§ 289, 296, 297 und 300 der Insolvenzordnung, 
wenn ein Insolvenzgläubiger die Versagung der 
Restschuldbefreiung beantragt, sowie die Ent¬ 
scheidung über den Widerruf der Restschuldbefrei¬ 
ung nach § 303 der Insolvenzordnung. 

(2) Der Richter kann sich das Insolvenzverfahren 
ganz oder teilweise Vorbehalten, wenn er dies für 
geboten erachtet. Hält er den Vorbehalt nicht mehr für 
erforderlich, kann er das Verfahren dem Rechtspfleger 
übertragen. Auch nach der Übertragung kann er das 
Verfahren wieder an sich ziehen, wenn und solange er 
dies für erforderlich hält. 

(3) Die Entscheidung des Rechtspflegers über die 
Gewährung des Stimmrechts nach den §§ 77, 237 und 
238 der Insolvenzordnung hat nicht die in § 256 der 
Insolvenzordnung bezeichneten Rechtsfolgen. Hat 
sich die Entscheidung des Rechtspflegers auf das 
Ergebnis einer Abstimmung ausgewirkt, so kann der 
Richter auf Antrag eines Gläubigers oder des Insol¬ 
venzverwalters das Stimmrecht neu festsetzen und die 
Wiederholung der Abstimmung anordnen; der Antrag 
kann nur bis zum Schluß des Termins gestellt werden, 
in dem die Abstimmung stattgefunden hat. 


(4) Ein Beamter auf Probe darf im ersten Jahr nach 
seiner Ernennung Geschäfte des Rechtspflegers in 
Insolvenzsachen nicht wahrnehmen.“ 

6. § 19 wird aufgehoben. 

Artikel 15 

Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 303-1, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 § 7 des 
Gesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 3 wird das Wort „Konkursverwalter“ durch 
das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

2. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. wenn er in Vermögensverfall geraten ist; ein 
Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein 
Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Notars eröffnet oder der Notar in das vom 
Insolvenzgericht oder vom Vollstreckungs¬ 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung, § 915 der Zivilprozeßord¬ 
nung) eingetragen ist;“. 

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „Nr. 6 und Nr. 7“ 
durch die Angabe „Nr. 5 bis 7“ ersetzt. 

Artikel 16 

Änderung 

der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesge¬ 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, veröffentlich¬ 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 30. August 1994 (BGBl. 1994 II S. 1438) 
und Artikel 1 des Gesetzes vom 2. September 1994 
(BGBl. I S. 2278), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. wenn der Bewerber sich im Vermögensverfall 
befindet; ein Vermögensverfall wird vermutet, 
wenn ein Insolvenzverfahren über das Ver¬ 
mögen des Bewerbers eröffnet oder der Be¬ 
werber in das vom Insolvenzgericht oder vom 
Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis 
(§ 26 Abs. 2 der Insolvenzordnung, § 915 der 
Zivilprozeßordnung) eingetragen ist;“. 

b) Die Nummer 10 wird aufgehoben; die bisherige 
Nummer 11 wird die neue Nummer 10. 

2. § 14 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 7 wird aufgehoben; die bisherigen 
Nummern 8 und 9 werden die neuen Nummern 7 
und 8. 
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b) Die neue Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. wenn der Rechtsanwalt in Vermögensverfall 
geraten ist, es sei denn, daß dadurch die Inter¬ 
essen der Rechtsuchenden nicht gefährdet 
sind; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn 
ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Rechtsanwalts eröffnet oder der Rechtsanwalt 
in das vom Insolvenzgericht oder vom Voll¬ 
streckungsgericht zu führende Verzeichnis 
(§ 26 Abs. 2 der Insolvenzordnung, § 915 der 
Zivilprozeßordnung) eingetragen ist;“. 

3. In § 66 wird Nummer 1 aufgehoben; die bisherigen 
Nummern 2 bis 4 werden die neuen Nummern 1 bis 3. 

4. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 66 Nr. 1 und 4“ 
durch die Angabe „§ 66 Nr. 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 66 Nr. 3“ 
durch die Angabe „§ 66 Nr. 2“ ersetzt. 

Artikel 17 

Änderung des Rechtsberatungsgesetzes 

ln Artikel 1 § 3 Nr. 6 des Rechtsberatungsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
303-12, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. August 1994 (BGBl. 
1994 II S. 1438) geändert worden ist, wird das Wort „Kon¬ 
kursverwalter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ 
ersetzt. 

Artikel 18 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2323), wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt: 

„§ 19a 

Der allgemeine Gerichtsstand eines Insolvenzver¬ 
walters für Klagen, die sich auf die Insolvenzmasse 
beziehen, wird durch den Sitz des Insolvenzgerichts 
bestimmt.“ 

2. § 240 wird wie folgt gefaßt: 

„§240 

Im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen einer Partei wird das Verfahren, wenn es 
die Insolvenzmasse betrifft, unterbrochen, bis es nach 
den für das Insolvenzverfahren geltenden Vorschriften 
aufgenommen oder das Insolvenzverfahren beendet 
wird. Entsprechendes gilt, wenn die Verwaltungs- und 
Verfügungsbefugnis über das Vermögen des Schuld-- 
ners auf einen vorläufigen Insolvenzverwalter übergeht.“ 

3. In § 243 werden die Worte „der Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 


4. In § 782 Satz 2 werden die Worte „des Nachlaß¬ 
konkurses“ durch die Worte „des Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahrens“ und die Worte „des Konkursverfahrens“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

5. In § 784 Abs. 1 werden die Worte „der Nachlaß¬ 
konkurs“ durch die Worte „das Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahren“ ersetzt. 

6. In § 786 wird die Angabe „419,“ gestrichen. 

7. In § 804 Abs. 2 werden die Worte „eines Konkurses“ 
durch die Worte „eines Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

8. § 807 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Aus dem Vermögensverzeichnis müssen auch er¬ 
sichtlich sein 

1. die in den letzten zwei Jahren vor dem ersten 
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung an¬ 
beraumten Termin vorgenommenen entgeltlichen 
Veräußerungen des Schuldners an eine nahe¬ 
stehende Person (§ 138 der Insolvenzordnung); 

2. die in den letzten vier Jahren vor dem ersten 
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung an¬ 
beraumten Termin von dem Schuldner vorgenom¬ 
menen unentgeltlichen Leistungen, sofern sie sich 
nicht auf gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke 
geringen Werts richteten.“ 

9. In § 993 werden die Worte „des Nachlaßkonkurses“ 
jeweils durch die Worte „des Nachlaßinsolvenzver¬ 
fahrens“ ersetzt. 


Artikel 19 
Änderung 

des Gesetzes betreffend 
die Unzulässigkeit der Pfändung 
von Eisenbahnfahrbetriebsmitteln 

In Absatz 2 des Gesetzes betreffend die Unzulässigkeit 
der Pfändung von Eisenbahnfahrbetriebsmitteln in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-11, 
veröffentlichten bereinigten Fassung werden die Worte 
„des Konkursverfahrens“ durch die Worte „des Insolvenz¬ 
verfahrens“ und das Wort „Konkursmasse“ durch das 
Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

Artikel 20 
Änderung 

des Gesetzes über die Zwangs¬ 
versteigerung und die Zwangsverwaltung 

Das Gesetz über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 310-14, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 § 2 des Geset¬ 
zes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457), wird wie 
folgt geändert: 
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1. In § 10 Abs. 1 wird nach der Nummer 1 die folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„1a. im Falle einer Zwangsversteigerung, bei der das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Schuldners eröffnet ist, die zur Insolvenzmasse 
gehörenden Ansprüche auf Ersatz der Kosten 
der Feststellung der beweglichen Gegenstände, 
auf die sich die Versteigerung erstreckt; diese 
Kosten sind nur zu erheben, wenn ein Insolvenz¬ 
verwalter bestellt ist, und pauschal mit vier vom 
Hundert des Wertes anzusetzen, der nach § 74a 
Abs. 5 Satz 2 festgesetzt worden ist;“. 

2. Der bisherige § 30c wird aufgehoben. 

3. Der bisherige § 30d wird neuer § 30c; in seinem 
Absatz 1 werden die Worte „oder § 30c“ und die 
Worte „und des § 30c“ gestrichen. 

4. Es wird folgender neuer § 30d eingefügt: 

,,§ 30d 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners ein Insol¬ 
venzverfahren eröffnet, so ist auf Antrag des Insol¬ 
venzverwalters die Zwangsversteigerung einstweilen 
einzustellen, wenn 

1. im Insolvenzverfahren der Berichtstermin nach 
§ 29 Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzordnung noch 
bevorsteht, 

2. das Grundstück nach dem Ergebnis des Berichts¬ 
termins nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzord¬ 
nung im Insolvenzverfahren für eine Fortführung 
des Unternehmens oder für die Vorbereitung der 
Veräußerung eines Betriebs oder einer anderen 
Gesamtheit von Gegenständen benötigt wird, 

3. durch die Versteigerung die Durchführung eines 
vorgelegten Insolvenzplans gefährdet würde oder 

4. in sonstiger Weise durch die Versteigerung die 
angemessene Verwertung der Insolvenzmasse 
wesentlich erschwert würde. 

Der Antrag ist abzulehnen, wenn die einstweilige Ein¬ 
stellung dem Gläubiger unter Berücksichtigung seiner 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht zuzumuten ist. 

(2) Hat der Schuldner einen Insolvenzplan vorgelegt 
und ist dieser nicht nach § 231 der Insolvenzordnung 
zurückgewiesen worden, so ist die Zwangsversteige¬ 
rung auf Antrag des Schuldners unter den Vorausset¬ 
zungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 einstwei¬ 
len einzustellen. 

(3) § 30b Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Schuldners der Insol¬ 
venzverwalter tritt, wenn dieser den Antrag gestellt 
hat, und daß die Zwangsversteigerung eingestellt 
wird, wenn die Voraussetzungen für die Einstellung 
glaubhaft gemacht sind. 

(4) Ist vor der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
ein vorläufiger Verwalter bestellt, so ist auf dessen 
Antrag die Zwangsversteigerung einstweilen einzu¬ 
stellen, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die einst¬ 
weilige Einstellung zur Verhütung nachteiliger Ver¬ 
änderungen in der Vermögenslage des Schuldners 
erforderlich ist.“ 


5. Nach § 30d wird folgender § 30e eingefügt: 

„§ 30e 

(1) Die einstweilige Einstellung ist mit der Auflage 
anzuordnen, daß dem betreibenden Gläubiger für die 
Zeit nach dem Berichtstermin nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 
der Insolvenzordnung laufend die geschuldeten Zin¬ 
sen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Fälligkeit 
aus der Insolvenzmasse gezahlt werden. Ist das 
Versteigerungsverfahren schon vor der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens nach § 30d Abs. 4 einstweilen 
eingestellt worden, so ist die Zahlung von Zinsen 
spätestens von dem Zeitpunkt an anzuordnen, der 
drei Monate nach der ersten einstweiligen Einstellung 
liegt. 

(2) Wird das Grundstück für die Insolvenzmasse 
genutzt, so ordnet das Gericht auf Antrag des betrei¬ 
benden Gläubigers weiter die Auflage an, daß der ent¬ 
stehende Wertverlust von der Einstellung des Verstei¬ 
gerungsverfahrens an durch laufende Zahlungen aus 
der Insolvenzmasse an den Gläubiger auszugleichen 
ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit nach 
der Höhe der Forderung sowie dem Wert und der son¬ 
stigen Belastung des Grundstücks nicht mit einer 
Befriedigung des Gläubigers aus dem Versteige¬ 
rungserlös zu rechnen ist.“ 

6. Nach § 30e wird folgender § 30f eingefügt: 

..§ 30f 

(1) Im Falle des § 30d Abs. 1 bis 3 ist die einstwei¬ 
lige Einstellung auf Antrag des Gläubigers aufzuhe¬ 
ben, wenn die Voraussetzungen für die Einstellung 
fortgefallen sind, wenn die Auflagen nach § 30e nicht 
beachtet werden oder wenn der Insolvenzverwalter, 
im Falle des § 30d Abs. 2 der Schuldner, der Aufhe¬ 
bung zustimmt. Auf Antrag des Gläubigers ist weiter 
die einstweilige Einstellung aufzuheben, wenn das 
Insolvenzverfahren beendet ist. 

(2) Die einstweilige Einstellung nach § 30d Abs. 4 ist 
auf Antrag des Gläubigers aufzuheben, wenn der 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens zurück¬ 
genommen oder abgewiesen wird. Im übrigen gilt 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 

(3) Vor der Entscheidung des Gerichts ist der Insol¬ 
venzverwalter, im Falle des § 30d Abs. 2 der Schuld¬ 
ner, zu hören. § 30b Abs. 3 gilt entsprechend.“ 

7. § 31 Abs. 2 Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

,,c) im Falle des § 30f Abs. 1 mit dem Ende des Insol¬ 
venzverfahrens, im Falle des § 30f Abs. 2 mit der 
Rücknahme oder der Abweisung des Antrags auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens,“. 

8. In § 145a Nr. 5 Satz 2 wird das Wort „Konkurs“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

9. Nach § 153a wird folgender § 153b eingefügt: 

„§ 153b 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so ist auf Antrag des 
Insolvenzverwalters die vollständige oder teilweise 
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Einstellung der Zwangsverwaltung anzuordnen, wenn 
der Insolvenzverwalter glaubhaft macht, daß durch 
die Fortsetzung der Zwangsverwaltung eine wirt¬ 
schaftlich sinnvolle Nutzung der Insolvenzmasse 
wesentlich erschwert wird. 

(2) Die Einstellung ist mit der Auflage anzuordnen, 
daß die Nachteile, die dem betreibenden Gläubiger aus 
der Einstellung erwachsen, durch laufende Zahlungen 
aus der Insolvenzmasse ausgeglichen werden. 

(3) Vor der Entscheidung des Gerichts sind der 
Zwangsverwalter und der betreibende Gläubiger zu 
hören.“ 

10. Nach § 153b wird folgender § 153c eingefügt: 

„§ 153c 

(1) Auf Antrag des betreibenden Gläubigers hebt 
das Gericht die Anordnung der einstweiligen Ein¬ 
stellung auf, wenn die Voraussetzungen für die 
Einstellung fortgefallen sind, wenn die Auflagen nach 
§ 153b Abs. 2 nicht beachtet werden oder wenn der 
Insolvenzverwalter der Aufhebung zustimmt. 

(2) Vor der Entscheidung des Gerichts ist der Insol¬ 
venzverwalter zu hören. Wenn keine Aufhebung 
erfolgt, enden die Wirkungen der Anordnung mit der 
Beendigung des Insolvenzverfahrens.“ 

11. In § 168c Nr. 5 Satz 2 und in § 171 e Nr. 5 Satz 2 wird 
das Wort „Konkurs“ jeweils durch das Wort „Insol¬ 
venzverfahren“ ersetzt. 

12. In den §§ 172 und 173 Satz 2 wird das Wort „Konkurs¬ 
verwalter“ jeweils durch das Wort „Insolvenzver¬ 
walter“ ersetzt. 

13. In § 174 wird das Wort „Gemeinschuldner“ durch die 
Worte „Schuldner des Insolvenzverfahrens“ und das 
Wort „Konkursverwalter“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
verwalter“ ersetzt. 

14. Nach § 174 wird folgender § 174a eingefügt: 

„§ 174a 

Der Insolvenzverwalter kann bis zum Schluß der 
Verhandlung im Versteigerungstermin verlangen, daß 
bei der Feststellung des geringsten Gebots nur die 
den Ansprüchen aus § 10 Abs. 1 Nr. 1a vorgehenden 
Rechte berücksichtigt werden; in diesem Fall ist das 
Grundstück auch mit der verlangten Abweichung aus¬ 
zubieten.“ 

15. § 178 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Nachlaßkon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahrens" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „des Nachlaßkon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahrens“ und das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 


Artikel 21 
Änderung 

der Seerechtlichen Verteilungsordnung 

(1) Die Seerechtliche Verteilungsordnung vom 25. Juli 
1986 (BGBl. I S. 1130), zuletzt geändert durch Artikel 7 
Abs. 10 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I 

S. 2847), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Abs. 2 Nr. 7 werden die Worte „§ 108 Abs. 2 der 
Konkursordnung“ durch die Worte „§ 27 Abs. 3 der 
Insolvenzordnung“ ersetzt. 

2. In § 8 Abs. 6 werden die Worte „das Konkursverfahren 
oder das gerichtliche Vergleichsverfahren“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

3. § 9 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 56 Abs. 2 der Insolvenzordnung gilt entsprechend.“ 

4. § 18 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 und 3 ersetzt: 

„In diesem Termin hat sich der Schuldner zu den 
Ansprüchen zu erklären. § 177 der Insolvenzordnung 
gilt entsprechend.“ 

5. § 19 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Vorschriften des § 179 Abs. 2, 3, der §§ 180 bis 
183 und des § 185 der Insolvenzordnung gelten sinn¬ 
gemäß.“ 

6. In § 26 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „§ 158 der Kon¬ 
kursordnung“ durch die Worte „§ 194 der Insolvenz¬ 
ordnung“ ersetzt. 

7. In § 31 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „§ 147 Satz 2 der 
Konkursordnung“ durch die Worte „§ 183 Abs. 3 der 
Insolvenzordnung“ ersetzt. 

(2) Die Maßgabe zur Seerechtlichen Verteilungsordnung 
in Anlage I Kapitel III Sachgebiet D Abschnitt III Nr. 3 Buch¬ 
stabe b des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 960) ist nicht mehr anzu¬ 
wenden. 

Artikel 22 
Änderung 

des Gesetzes über den Sozialplan 
im Konkurs- und Vergleichsverfahren 

ln § 8 des Gesetzes über den Sozialplan im Konkurs- 
und Vergleichsverfahren vom 20. Februar 1985 (BGBl. I 
S. 369), das zuletzt durch das Gesetz vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2237) geändert worden ist, wird die 
Jahreszahl „1995“ durch die Jahreszahl „1998“ ersetzt. 

Artikel 23 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie¬ 
derungsnummer 315-1, veröffentlichten bereinigten Fas¬ 
sung, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
28. September 1994 (BGBl. I S. 2735), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 
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1. Nach § 141 wird folgender neuer § 141 a eingefügt: 

„§ 141a 

(1) Eine Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien oder eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, die kein Vermögen besitzt, kann von Amts 
wegen oder auf Antrag auch der Steuerbehörde ge¬ 
löscht werden. Sie ist von Amts wegen zu löschen, 
wenn das Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Gesellschaft durchgeführt worden ist und keine An¬ 
haltspunkte dafür vorliegen, daß die Gesellschaft noch 
Vermögen besitzt. Vor der Löschung sind die in § 126 
bezeichneten Organe zu hören. 

(2) Das Gericht hat die Absicht der Löschung den 
gesetzlichen Vertretern der Gesellschaft, soweit solche 
vorhanden sind und ihre Person und ihr inländischer 
Aufenthalt bekannt ist, nach den für die Zustellung von 
Amts wegen geltenden Vorschriften der Zivilprozeß¬ 
ordnung bekanntzumachen und ihnen zugleich eine 
angemessene Frist zur Geltendmachung des Wider¬ 
spruchs zu bestimmen. Das Gericht kann anordnen, 
auch wenn eine Pflicht zur Bekanntmachung und Frist¬ 
bestimmung nach Satz 1 nicht besteht, daß die 
Bekanntmachung und die Bestimmung der Frist durch 
Einrückung in die Blätter, die für die Bekanntmachung 
der Eintragung in das Handelsregister bestimmt sind, 
sowie durch Einrückung in weitere Blätter erfolgt; in 
diesem Fall ist jeder zur Erhebung des Widerspruchs 
berechtigt, der an der Unterlassung der Löschung ein 
berechtigtes Interesse hat. Die Vorschriften des § 141 
Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende 
Anwendung auf offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften, bei denen kein persönlich 
haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist. 
Eine solche Gesellschaft kann jedoch nur gelöscht 
werden, wenn die zur Vermögenslosigkeit geforderten 
Voraussetzungen sowohl bei der Gesellschaft als auch 
bei den persönlich haftenden Gesellschaftern vor¬ 
liegen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn zu den 
persönlich haftenden Gesellschaftern eine andere 
offene Handelsgesellschaft oder Kommanditgesell¬ 
schaft gehört, bei der ein persönlich haftender Gesell¬ 
schafter eine natürliche Person ist.“ 

2. § 147 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 127 bis 130, 141a 
bis 143 finden auf die Eintragungen in das Genos¬ 
senschaftsregister entsprechende Anwendung.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein¬ 
gefügt: 

„(2) Im Falle des § 141a Abs. 1 tritt der Prüfungs¬ 
verband an die Stelle der in § 126 bezeichneten 
Organe.“ 

c) Die bisherigen Absätze 2, 3 und 4 werden neue 
Absätze 3, 4 und 5. 

d) Im neuen Absatz 5 werden die Worte „der Ab¬ 
sätze 2, 3“ durch die Worte „der Absätze 3, 4“ 
ersetzt. 


Artikel 24 

Änderung der Grundbuchordnung 

Die Grundbuchordnung in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 26. Mai 1994 (BGBl. IS. 1114) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 12c Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. die Entscheidungen über Ersuchen des Gerichts 
um Eintragung oder Löschung des Vermerks über 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens und über 
die Verfügungsbeschränkungen nach der Insol¬ 
venzordnung oder des Vermerks über die Einlei¬ 
tung eines Zwangsversteigerungs- und Zwangs¬ 
verwaltungsverfahrens;“. 

2. In § 144 Abs. 1 werden der Nummer 1 folgende Sätze 
angefügt: 

„Vorschriften nach den Sätzen 2 und 3 können auch 
dann beibehalten, geändert oder ergänzt werden, 
wenn die Grundbücher wieder von den Amtsgerichten 
geführt werden. Sind vor dem 19. Oktober 1994 in 
Grundbüchern, die in dem in Artikel 3 des Einigungs¬ 
vertrages genannten Gebiet geführt werden, Eintra¬ 
gungen vorgenommen worden, die nicht den Vor¬ 
schriften des § 44 Abs. 1 entsprechen, so sind diese 
Eintragungen dennoch wirksam, wenn sie den An¬ 
forderungen der für die Führung des Grundbuchs 
von dem jeweiligen Land erlassenen Vorschriften ge¬ 
nügen.“ 

Artikel 25 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

§ 21 Abs. 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 
1036), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
14. September 1994 (BGBl. IS. 2323) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 3 wird aufgehoben; die Nummer 4 wird 
die neue Nummer 3. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sol¬ 
len nicht als ehrenamtliche Richter berufen werden.“ 

Artikel 26 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

§ 17 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I 
S. 2535), das zuletzt durch Artikel 8 Abs. 9 des Gesetzes 
vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 3 wird aufgehoben; die Nummer 4 wird 
die neue Nummer 3. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sol¬ 
len nicht zu ehrenamtlichen Richtern berufen werden.“ 
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Artikel 27 
Änderung 

der Verwaltungsgerichtsordnung 

§ 21 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), 
die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Septem¬ 
ber 1994 (BGBl. I S. 2705) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Die Nummer 3 wird aufgehoben; die Nummer 4 wird 
die neue Nummer 3. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, 
sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern berufen 
werden.“ 

Artikel 28 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

§ 18 der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 
(BGBl. I S. 1477), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1395) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Die Nummern 3 und 4 werden aufgehoben; die 
Nummer 5 wird die neue Nummer 3. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, 
sollen nicht zu ehrenamtlichen Richtern berufen 
werden.“ 

Artikel 29 

Änderung des Gerichtskostengesetzes*) 

Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3047), zu¬ 
letzt geändert durch Artikel 12 Abs. 25 des Gesetzes vom 
14. September 1994 (BGBl. I S. 2325), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Buchstabe a werden die Worte „der 
Konkursordnung, der Vergleichsordnung“ durch die 
Worte „der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

2. In § 12 Abs. 1 werden die Worte „und § 148 der Kon¬ 
kursordnung“ durch die Worte „und § 182 der Insol¬ 
venzordnung“ ersetzt. 

3. In der Überschrift des Dritten Abschnitts werden die 
Worte „Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon¬ 
kurses, Konkursverfahren“ durch das Wort „Insol¬ 
venzverfahren“ ersetzt. 


*) Der Artikel ist in den Nummern 2,10.13 und 14 noch nicht an die Ände¬ 
rung des Gerichtskostengesetzes durch Artikel 1 des Kostenrechts¬ 
änderungsgesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325) angepaßt. 


4. In § 35 werden die Worte „im Vergleichsverfahren zur 
Abwendung des Konkurses, im Konkursverfahren“ 
durch die Worte „im Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

5. § 36 wird aufgehoben. 

6. § 37 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 37 

Wertberechnung 

(1) Die Gebühren für den Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens und für die Durchführung des 
Insolvenzverfahrens werden nach dem Wert der Insol¬ 
venzmasse zur Zeit der Beendigung des Verfahrens 
erhoben. Gegenstände, die zur abgesonderten 
Befriedigung dienen, werden nur in Höhe des für 
diese nicht erforderlichen Betrags angesetzt. 

(2) Ist der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens von einem Gläubiger gestellt, so wird die 
Gebühr für das Verfahren über den Antrag nach dem 
Betrag seiner Forderung, wenn jedoch der Wert der 
Insolvenzmasse geringer ist, nach diesem Wert er¬ 
hoben.“ 

7. § 38 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 38 

Beschwerden 

Bei der Beschwerde des Schuldners gegen die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder gegen die 
Abweisung des Eröffnungsantrags mangels Masse 
gilt § 37 Abs. 1. Bei der Beschwerde eines sonstigen 
Antragstellers gegen die Abweisung des Eröffnungs¬ 
antrags gilt § 37 Abs. 2.“ 

8. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

,,§50 

Kostenschuldner im Insolvenzverfahren 

(1) Im Insolvenzverfahren ist der Antragsteller 
Schuldner der Gebühr für das Verfahren über den 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens. Wird 
der Antrag abgewiesen oder zurückgenommen, so ist 
der Antragsteller auch Schuldner der in dem Verfah¬ 
ren entstandenen Auslagen. 

(2) Der Insolvenzgläubiger, der die Versagung oder 
den Widerruf der Restschuldbefreiung beantragt, ist 
Schuldner der Kosten. 

(3) Im übrigen ist Schuldner der Gebühren und Aus¬ 
lagen der Schuldner des Insolvenzverfahrens.“ 

9. § 51 wird aufgehoben. 

10. In § 60 wird die Angabe „§§ 57 bis 60, 142 der Kon¬ 
kursordnung“ durch die Angabe „§§ 53 bis 55, 177, 
209 und 269 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

11. In § 61 werden die Worte „im Konkursverfahren, im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses“ 
durch die Worte „im Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

12. In § 73 Abs. 3 werden die Worte „Vergleichsverfahren 
zur Abwendung des Konkurses, Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 
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13. Der Hauptabschnitt D des Kostenverzeichnisses (Anlage 1 zum Gerichtskostengesetz) wird wie folgt gefaßt: 


Nr. 

Gebührentatbestand 

Gebührenbetrag in DM 
oder Satz der Gebühr 
nach § 11 Abs. 2 GKG 

1400 

„D. Insolvenzverfahren, seerechtliches Verteilungsverfahren 

1. Insolvenzverfahren 

1. Eröffnungsverfahren 

Verfahren über den Antrag des Schuldners auf Eröffnung des Insolvenz- 



Verfahrens . 

V2 

1401 

Die Gebühr entsteht auch, wenn das Verfahren nach § 306 InsO ruht. 

Verfahren über den Antrag eines Gläubigers auf Eröffnung des Insolvenz- 



Verfahrens . 

V2 

1410 

2. Durchführung des Insolvenzverfahrens auf Antrag des Schuldners, auch 
wenn das Verfahren gleichzeitig auf Antrag eines Gläubigers eröffnet wurde 

Durchführung des Insolvenzverfahrens. 

mindestens 200 DM 

2V2 

1411 

Eröffnungsbeschluß wird auf Beschwerde aufgehoben. 

Gebühr 1410 entfällt 

1412 

Verfahren wird vor dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 207, 211, 212, 



213 InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt. 

Gebühr 1410 

1413 

Verfahren wird nach dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 207, 211,212, 

ermäßigt sich auf V 2 


213 InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt. 

Gebühr 1410 

1420 

3. Durchführung des Insolvenzverfahrens auf Antrag eines Gläubigers 
Durchführung des Insoivenzverfahrens. 

ermäßigt sich auf 1V 2 

3 

1421 

Eröffnungsbeschluß wird auf Beschwerde aufgehoben. 

Gebühr 1420 entfällt 

1422 

Verfahren wird vor dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 207, 211, 212, 



213 InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt. 

Gebühr 1420 

1423 

Verfahren wird nach dem Ende des Prüfungstermins nach §§ 207, 211, 212, 

ermäßigt sich auf 1 


213 InsO oder § 3 des Ausführungsgesetzes zum deutsch-österreichischen 
Konkursvertrag eingestellt. 

Gebühr 1420 

1430 

4. Besonderer Prüfungstermin und schriftliches Prüfungsverfahren 
(§177 InsO) 

Prüfung von Forderungen je Gläubiger. 

ermäßigt sich auf 2 

20 DM 

1431 

5. Restschuldbefreiung 

Entscheidung über den Antrag auf Versagung oder Widerruf der Restschuld- 



befreiung (§§ 296, 297, 300, 303 InsO) . 

50 DM 

1440 

II. Seerechtliches Verteilungsverfahren 

Verfahren über den Antrag auf Eröffnung des seerechtlichen Verteilungs- 



Verfahrens . 

1 

1441 

Durchführung des Verteilungsverfahrens. 

2 

1445 

Prüfung von Forderungen in einem besonderen Prüfungstermin (§11 der 



Seerechtlichen Verteilungsordnung) je Gläubiger. 

20 DM 

1450 

III. Beschwerdeverfahren 

Beschwerde gegen den Beschluß über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 



(§34 InsO) . 

1 

1451 

Verfahren über nicht aufgeführte Beschwerden, die nicht nach anderen Vor- 



Schriften gebührenfrei sind: Soweit die Beschwerde verworfen oder zurück¬ 
gewiesen wird. 

1“. 
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14. In Nummer 1903 des Kostenverzeichnisses (Anlage 1 
zum Gerichtskostengesetz) wird die Angabe „§ 142 
KO“ durch die Angabe „§ 177 InsO“ ersetzt. 


Artikel 30 

Änderung der Kostenordnung*) 

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 26 des 
Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 69 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Satz wird Satz 1; in ihm 
werden die Worte „des Vergleichs-, Konkurs- oder 
Vollstreckungsgerichts“ durch die Worte „des 
Insolvenz- oder Vollstreckungsgerichts“ ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Soweit eine Eintragung oder Löschung nach den 
Vorschriften der Insolvenzordnung statt auf Er¬ 
suchen des Insolvenzgerichts auf Antrag des Insol¬ 
venzverwalters oder, wenn kein Verwalter bestellt 
ist, auf Antrag des Schuldners erfolgt, ist sie eben¬ 
falls gebührenfrei.“ 

2. In § 87 Nr. 1 werden die Worte „eines Vergleichs- oder 
Konkursverfahrens“ durch die Worte „eines Insolvenz¬ 
verfahrens“ und die Worte „des Vollstreckungs¬ 
gerichts“ durch die Worte „des Insolvenz- oder Voll¬ 
streckungsgerichts“ ersetzt; es wird folgender Halb¬ 
satz angefügt: 

„ferner für Eintragungen oder Löschungen, die nach 
den Vorschriften der Insolvenzordnung statt auf Er¬ 
suchen des Insolvenzgerichts auf Antrag des Insol¬ 
venzverwalters oder, wenn kein Verwalter bestellt ist, 
auf Antrag des Schuldners erfolgen;“. 

3. § 88 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Löschungen nach den §§ 141a bis 144 und 147 
Abs. 1 und den §§ 159 und 161 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit wer¬ 
den keine Gebühren erhoben.“ 

Artikel 31 

Änderung der Bundes¬ 
gebührenordnung für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 368-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. IS. 2323), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Dieses Gesetz gilt nicht, wenn der Rechtsanwalt als 
Vormund, Betreuer, Pfleger, Testamentsvollstrecker, 
Insolvenzverwalter, Sachwalter, Mitglied des Gläubi- 


*) Der Artikel ist in Nummer 3 noch nicht an die Änderung der Kostenord¬ 
nung durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1744) 
angepaßt. 


gerausschusses, Nachlaßverwalter, Zwangsverwalter, 
Treuhänder, Schiedsrichter oder in ähnlicher Stellung 
tätig wird.“ 

2. In der Überschrift des Fünften Abschnitts werden die 
Worte „Konkursverfahren und in Vergleichsverfahren 
zur Abwendung des Konkurses sowie“ durch die 
Worte „Insolvenzverfahren und“ ersetzt. 

3. Die §§ 72 bis 77 werden wie folgt gefaßt: 

„§72 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens, 
Schuldenbereinigungsplan 

(1) Im Verfahren über einen Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens erhält der Rechtsanwalt, der den 
Schuldner vertritt, für das Betreiben des Geschäfts 
(Geschäftsgebühr) drei Zehntel der vollen Gebühr. Ist 
der Rechtsanwalt auch im Verfahren über den Schul¬ 
denbereinigungsplan tätig, so erhöht sich die Ge¬ 
schäftsgebühr auf eine volle Gebühr. 

(2) Der Rechtsanwalt, der einen Gläubiger vertritt, 
erhält im Verfahren über einen Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens eine Geschäftsgebühr in 
Höhe der Hälfte der vollen Gebühr. Wird er auch im 
Verfahren über den Schuldenbereinigungsplan tätig, 
so erhöht sich die Geschäftsgebühr auf acht Zehntel 
der vollen Gebühr. 

§73 

Vertretung im Insolvenzverfahren 

Für die Vertretung im Insolvenzverfahren erhält der 
Rechtsanwalt die Hälfte der vollen Gebühr. 

§74 

Restschuldbefreiung, Insolvenzplan 

(1) Für die Tätigkeit im Verfahren über einen Antrag 
auf Restschuldbefreiung und im Verfahren über einen 
Insolvenzplan erhält der Rechtsanwalt eine besondere 
volle Gebühr. Vertritt er im Verfahren über einen Insol¬ 
venzplan den Schuldner, der den Plan vorgelegt hat, so 
erhält er neben der Gebühr des Satzes 1 zwei weitere 
volle Gebühren. Wird der Rechtsanwalt sowohl im 
Verfahren über einen Antrag auf Restschuldbefreiung 
als auch im Verfahren über einen Insolvenzplan tätig, 
erhält er die Gebühr nur einmal nach dem höchsten 
Gebührensatz. 

(2) Wird nach der Aufhebung des Insolvenzverfah¬ 
rens ein Antrag auf Versagung oder Widerruf der Rest¬ 
schuldbefreiung gestellt (§§ 296, 297,300 und 303 der 
Insolvenzordnung), so erhält der Rechtsanwalt in dem 
Verfahren die Hälfte der vollen Gebühr. Das Verfahren 
ist eine besondere Angelegenheit; das Verfahren über 
mehrere, gleichzeitig anhängige Anträge ist eine An¬ 
gelegenheit. 

§75 

Anmeldung einer Insolvenzforderung 

Beschränkt sich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf 
die Anmeldung einer Insolvenzforderung, so erhält er 
drei Zehntel der vollen Gebühr. 
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§76 

Beschwerdeverfahren, 

Feststellungsverfahren 

Der Rechtsanwalt erhält im Beschwerdeverfahren 
besonders fünf Zehntel der in § 31 bestimmten Ge¬ 
bühren. Die Vorschriften des § 32 und des § 33 Abs, 1 
und 2 gelten nicht. 

§77 

Gegenstandswert 

(1) Die Gebühren des § 72 Abs. 1 und des § 73 sowie 
des § 76 im Falle der Beschwerde gegen den Beschluß 
über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens werden, 
wenn der Auftrag vom Schuldner erteilt ist, nach dem 
Wert der Insolvenzmasse (§ 37 des Gerichtskosten¬ 
gesetzes) berechnet. Im Falle des § 72 Abs. 1 beträgt 
der Gegenstandswert jedoch mindestens 6000 Deut¬ 
sche Mark. 

(2) Ist der Auftrag von einem Insolvenzgläubiger er¬ 
teilt, so werden die Gebühren des § 72 Abs. 2 und der 
§§ 73, 75 sowie die Gebühren im Falle der Beschwerde 
gegen den Beschluß über die Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens nach dem Nennwert der Forderung berech¬ 
net. Nebenforderungen sind mitzurechnen. 

(3) Im übrigen ist der Gegenstandswert im Insolvenz¬ 
verfahren unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen 
Interesses, das der Auftraggeber im Verfahren verfolgt, 
nach § 8 Abs. 2 Satz 2 zu bestimmen.“ 

4. Die §§ 78 bis 80 sowie der bisherige § 81 werden auf¬ 
gehoben. 

5. Der bisherige § 81a wird neuer § 81. In seinem 
Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „der Aktivmasse“ 
durch die Worte „des Wertes der Insolvenzmasse“ 
ersetzt. 


Artikel 32 
Änderung 

des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 
1994 (BGBl. I S. 2494) wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 51 werden das Wort „Konkursordnung“ durch 
das Wort „Insolvenzordnung“ und die Worte „Gesetze, 
betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens, 
vom 21. Juli 1879 (Reichsgesetzblatt S. 277)“ durch 
das Wort „Anfechtungsgesetz“ ersetzt. 

2. In Artikel 131 werden die Worte „des Konkurses“ durch 
die Worte „des Insolvenzverfahrens“ und die Worte 
„dem Konkursverwalter das Recht,“ durch die Worte 
„das Recht, für die Insotvenzmasse“ ersetzt. 

3. In Artikel 232 § 5 Abs. 2 wird die Jahreszahl „1994“ 
durch die Jahreszahl „1998“ ersetzt. 


Artikel 33 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bundesgesetz¬ 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 § 4 
des Gesetzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2457), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 42 wird wie folgt gefaßt: 

„§42 

(1) Der Verein wird durch die Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens aufgelöst. Wird das Verfahren auf 
Antrag des Schuldners eingestellt oder nach der 
Bestätigung eines Insolvenzplans, der den Fortbe¬ 
stand des Vereins vorsieht, aufgehoben, so kann die 
Mitgliederversammlung die Fortsetzung des Vereins 
beschließen. Durch die Satzung kann bestimmt wer¬ 
den, daß der Verein im Falle der Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens als nichtrechtsfähiger Verein fortbe¬ 
steht; auch in diesem Falle kann unter den Vorausset¬ 
zungen des Satzes 2 die Fortsetzung als rechtsfähiger 
Verein beschlossen werden. 

(2) Der Vorstand hat im Falle der Zahlungsunfähig¬ 
keit oder der Überschuldung die Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens zu beantragen. Wird die Stellung des 
Antrags verzögert, so sind die Vorstandsmitglieder, 
denen ein Verschulden zur Last fällt, den Gläubigern 
für den daraus entstehenden Schaden verantwort¬ 
lich; sie haften als Gesamtschuldner.“ 

2. In § 47 wird der Punkt am Ende des Satzes durch ein 
Komma ersetzt; es wird folgendes angefügt: 

„sofern nicht über das Vermögen des Vereins das 
Insolvenzverfahren eröffnet ist.“ 

3. In § 74 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

4. § 75 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 75 

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist von Amts 
wegen einzutragen. Das gleiche gilt für 

1. die Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses; 

2. die Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwal¬ 
ters, wenn zusätzlich dem Schuldner ein allgemei¬ 
nes Verfügungsverbot auferlegt oder angeordnet 
wird, daß Verfügungen des Schuldners nur mit 
Zustimmung des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wirksam sind, und die Aufhebung einer derartigen 
Sicherungsmaßnahme; 

3. die Einstellung und die Aufhebung des Verfahrens 
und 

4. die Überwachung der Erfüllung eines Insolvenz¬ 
plans und die Aufhebung der Überwachung.“ 

5. In § 89 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

6. In § 161 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwal¬ 
ter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 
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7. In § 184 Abs. 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

8. In § 207 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

9. In § 209 Abs. 2 Nr. 2 wird das Wort „Konkurse“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

10. §214 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „im Konkurse“ 
durch die Worte „im Insolvenzverfahren“ und die 
Worte „der Konkurs“ durch die Worte „das Insol¬ 
venzverfahren“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „des Konkurses“ 
jeweils durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

11. In § 218 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkurs“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

12. In § 353 Abs. 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

13. In § 377 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ und die Worte 
„des Konkurses“ durch die Worte „des Insolvenzver¬ 
fahrens“ ersetzt. 

14. In § 401 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

15. In § 418 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ und die 
Worte „im Konkurs“ durch die Worte „im Insolvenz¬ 
verfahren“ ersetzt. 

16. § 419 wird aufgehoben. 

17. Der bisherige einzige Absatz des § 455 wird Absatz 1. 
Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts 
ist nichtig, soweit der Eigentumsübergang davon ab¬ 
hängig gemacht wird, daß der Käufer Forderungen 
eines Dritten, insbesondere eines mit dem Verkäufer 
verbundenen Unternehmens, erfüllt.“ 

18. In § 457 werden die Worte „durch den Konkursver¬ 
walter“ durch die Worte „aus einer Insolvenzmasse“ 
ersetzt. 

19. In § 499 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

20. In § 512 werden die Worte „durch den Konkursver¬ 
walter“ durch die Worte „aus einer Insolvenzmasse“ 
ersetzt. 

21. § 728 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 728 

(1) Die Gesellschaft wird durch die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der 
Gesellschaft aufgelöst. Wird das Verfahren auf An¬ 
trag des Schuldners eingestellt oder nach der Bestä¬ 
tigung eines Insolvenzplans, der den Fortbestand 


der Gesellschaft vorsieht, aufgehoben, so können die 
Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft be¬ 
schließen. 

(2) Die Gesellschaft wird durch die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines Gesell¬ 
schafters aufgelöst. Die Vorschriften des § 727 Abs. 2 
Satz 2,3 finden Anwendung.“ 

22. In § 730 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des Satzes 
durch ein Komma ersetzt; es wird folgendes angefügt: 

„sofern nicht über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet ist.“ 

23. In § 736 Abs. 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

24. In § 773 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

25. In § 883 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursver¬ 
walter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

26. In § 925 Abs. 1 Satz 3 werden nach den Worten „in 
einem gerichtlichen Vergleich“ die Worte „oder in 
einem rechtskräftig bestätigten Insolvenzplan“ ein¬ 
gefügt. 

27. In § 1098 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursver¬ 
walter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

28. § 1670 wird aufgehoben. 

29. § 1680 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „oder endet 
seine Vermögenssorge nach § 1670,“ gestrichen. 

30. In § 1781 wird die Nummer 3 gestrichen; der Strich¬ 
punkt am Ende der Nummer 2 wird durch einen Punkt 
ersetzt. 

31. In § 1968 wird das Wort „standesmäßigen“ ge¬ 
strichen. 

32. In § 1971 werden die Worte „Konkurse“ in Satz 1 
und „Konkurs“ in Satz 2 jeweils durch das Wort 
„Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

33. In § 1974 Abs. 2 werden die Worte „des Nachlaß¬ 
konkurses“ durch die Worte „des Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

34. In den §§ 1975 und 1976 werden die Worte „der 
Nachlaßkonkurs“ jeweils durch die Worte „das Nach¬ 
laßinsolvenzverfahren“ ersetzt. 

35. In § 1977 Abs. 1 werden die Worte „des Nachlaß¬ 
konkurses“ jeweils durch die Worte „des Nachlaß¬ 
insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

36. In § 1978 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „der Nach¬ 
laßkonkurs“ durch die Worte „das Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahren“ ersetzt. 
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37. § 1980 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat der Erbe von der Zahlungsunfähigkeit oder 
der Überschuldung des Nachlasses Kenntnis 
erlangt, so hat er unverzüglich die Eröffnung des 
Nachlaßinsolvenzverfahrens zu beantragen.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Kennt¬ 
nis“ die Worte „der Zahlungsunfähigkeit oder“ 
eingefügt. 

38. In § 1984 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 7 und 8 
der Konkursordnung“ durch die Angabe „§§ 81 und 82 
der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

39. In § 1988 Abs. 1 werden die Worte „des Nachlaß¬ 
konkurses“ durch die Worte „des Nachlaßinsolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

40. § 1989 erhält folgende Fassung: 

„§1989 

Ist das Nachlaßinsolvenzverfahren durch Verteilung 
der Masse oder durch einen Insolvenzplan beendet, 
so finden auf die Haftung des Erben die Vorschriften 
des § 1973 entsprechende Anwendung.“ 

41. In § 1990 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Nach¬ 
laßkonkurses“ durch die Worte „des Nachlaßinsol¬ 
venzverfahrens“ und das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

42. In § 1991 Abs. 4 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

43. § 2000 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2000 

Die Bestimmung einer Inventarfrist wird unwirk¬ 
sam, wenn eine Nachlaßverwaltung angeordnet 
oder das Nachlaßinsolvenzverfahren eröffnet wird. 
Während der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des 
Nachlaßinsolvenzverfahrens kann eine Inventarfrist 
nicht bestimmt werden. Ist das Nachlaßinsolvenzver¬ 
fahren durch Verteilung der Masse oder durch einen 
Insolvenzplan beendet, so bedarf es zur Abwendung 
der unbeschränkten Haftung der Inventarerrichtung 
nicht.“ 

44. § 2060 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. wenn das Nachlaßinsolvenzverfahren eröffnet 
und durch Verteilung der Masse oder durch einen 
Insolvenzplan beendigt worden ist.“ 

45. In § 2115 Satz 1 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

Artikel 34 

Änderung des Vertragshiifegesetzes 

Das Vertragshilfegesetz in der im Bundesgesetzblatt 

Teil III, Gliederungsnummer 402-4, veröffentlichten berei¬ 
nigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 werden die Worte „des Konkurs- oder Ver¬ 
gleichsverfahrens“ jeweils durch die Worte „des Insol¬ 
venzverfahrens“ ersetzt. 


2. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Insbesondere kann es dem Schuldner Verfü¬ 
gungsbeschränkungen gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 1, 2, 
§§ 22 bis 25 der Insolvenzordnung auferlegen mit der 
Maßgabe, daß an Stelle des vorläufigen Insolvenz¬ 
verwalters eine Vertrauensperson bestellt werden 
kann. Der Vertrauensperson kann die Beaufsichtigung 
des Gewerbebetriebes des Schuldners übertragen 
werden. Auf ihre Rechte und Pflichten sind die §§ 56, 
58 bis 65 der Insolvenzordnung entsprechend anzu¬ 
wenden.“ 

Artikel 35 
Änderung 

des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Wohnungseigentumsgesetz in der im Bundesge¬ 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-1, veröffentlich¬ 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 8 
Abs. 11 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1325), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Recht eines Pfändungsgläubigers (§ 751 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) sowie das im Insolvenzver¬ 
fahren bestehende Recht (§ 84 Abs. 2 der Insolvenz¬ 
ordnung), die Aufhebung der Gemeinschaft zu ver¬ 
langen, ist ausgeschlossen.“ 

2. In § 12 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 


Artikel 36 

Änderung des Gesetzes 
über Rechte an eingetragenen 
Schiffen und Schiffsbauwerken 

Das Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und 
Schiffsbauwerken in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 403-4, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

2. In § 34 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren über das Vermögen“ 
ersetzt. 

Artikel 37 
Änderung 

der Verordnung über das Erbbaurecht 

In § 8 der Verordnung über das Erbbaurecht in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-6, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch 
Artikel 2 § 1 des Gesetzes vom 21. September 1994 
(BGBl. I S. 2457) geändert worden ist, wird das Wort 
„Konkursverwalter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ 
ersetzt. 
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Artikel 38 

Änderung des Gesetzes 
über Rechte an Luftfahrzeugen 

Das Gesetz über Rechte an Luftfahrzeugen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-9, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 9 Nr. 4 des Gesetzes vom 3. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3281), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

2. In § 34 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren über das Vermögen“ 
ersetzt. 

3. § 98 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in diesem 
Gesetz“ durch das Wort „gesetzlich“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 39 

Änderung des Kabelpfandgesetzes 

In § 31 des Kabelpfandgesetzes in der im Bundes¬ 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-10, veröffent¬ 
lichten bereinigten Fassung, das durch Artikel 123 des 
Gesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469) geändert 
worden ist, werden die Worte „des Konkurses“ durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens“ und das Wort „Konkurs¬ 
masse“ durch das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

Artikel 40 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1682), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 13e Abs. 4 werden die Worte „eines Konkurs-, 
Vergleichs- oder ähnlichen Verfahrens“ durch die 
Worte „eines Insolvenzverfahrens oder ähnlichen 
Verfahrens“ ersetzt. 

2. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

(1) Wird über das Vermögen eines Kaufmanns 
das Insolvenzverfahren eröffnet, so ist dies von 
Amts wegen in das Handelsregister einzutragen. Das 
gleiche gilt für 

1. die Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses, 

2. die Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwal¬ 
ters, wenn zusätzlich dem Schuldner ein allgemei¬ 
nes Verfügungsverbot auferlegt oder angeordnet 
wird, daß Verfügungen des Schuldners nur mit 
Zustimmung des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wirksam sind, und die Aufhebung einer derartigen 
Sicherungsmaßnahme, 


3. die Einstellung und die Aufhebung des Verfahrens 
und 

4. die Überwachung der Erfüllung eines Insolvenz¬ 
plans und die Aufhebung der Überwachung. 

(2) Die Eintragungen werden nicht bekannt¬ 
gemacht. Die Vorschriften des § 15 sind nicht anzu¬ 
wenden.“ 

3. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Angabe „§ 33 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 33 Abs. 2 Satz 2 und 3“ und die 
Worte „des Konkurses" durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 33 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 33 Abs. 2 Satz 2 und 3“ ersetzt. 

c) In Absatz 5 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

4. § 130a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird eine Gesellschaft, bei der kein Gesellschaf¬ 
ter eine natürliche Person ist, zahlungsunfähig 
oder ergibt sich die Überschuldung der Gesell¬ 
schaft, so ist die Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens zu beantragen; dies gilt nicht, wenn zu den 
Gesellschaftern der offenen Handelsgesellschaft 
eine andere offene Handelsgesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft gehört, bei der ein per¬ 
sönlich haftender Gesellschafter eine natürliche 
Person ist.“ 

b) Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichs¬ 
verfahrens“ durch die Worte „des Insolvenzver¬ 
fahrens“ ersetzt. 

d) Absatz 3 Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Satz 4 gilt nicht, wenn der Ersatzpflichtige zah¬ 
lungsunfähig ist und sich zur Abwendung des 
Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubigern ver¬ 
gleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem Insol¬ 
venzplan geregelt wird.“ 

5. In § 130b Abs. 1 werden die Worte „des Konkursver¬ 
fahrens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

6. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) In den Nummern 3 und 5 werden die Worte „des 
Konkurses“ jeweils durch die Worte „des Insol¬ 
venzverfahrens“ ersetzt. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Eine offene Handelsgesellschaft, bei der 
kein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person ist, wird ferner aufgelöst: 

1. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt worden ist; 
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2. durch die Löschung wegen Vermögenslosig¬ 
keit nach § 141 a des Gesetzes über die Angele¬ 
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Dies gilt nicht, wenn zu den persönlich haftenden 
Gesellschaftern eine andere offene Handelsgesell¬ 
schaft oder Kommanditgesellschaft gehört, bei 
der ein persönlich haftender Gesellschafter eine 
natürliche Person ist.“ 

7. In § 137 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

8. In § 138 werden die Worte „der Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

9. § 141 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Diese Vorschriften finden im Falle der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines 
Gesellschafters mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die Erklärung gegenüber dem Insolvenzverwalter 
oder, wenn Eigenverwaltung angeordnet ist, gegen¬ 
über dem Schuldner zu erfolgen hat und daß der 
Schuldner mit dem Zeitpunkt der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens als aus der Gesellschaft ausge¬ 
schieden gilt.“ 

10. In § 142 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

11. § 143 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Auflösung der Gesellschaft ist von sämt¬ 
lichen Gesellschaftern zur Eintragung in das Handels¬ 
register anzumelden. Dies gilt nicht in den Fällen der 
Eröffnung oder der Ablehnung der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Gesell¬ 
schaft (§ 131 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 1). In diesen 
Fällen hat das Gericht die Auflösung und ihren Grund 
von Amts wegen einzutragen. Im Falle der Löschung 
der Gesellschaft (§ 131 Abs. 2 Nr. 2) entfällt die Ein¬ 
tragung der Auflösung. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für das Aus¬ 
scheiden eines Gesellschafters aus der Gesellschaft.“ 

12. § 144 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist die Gesellschaft durch die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen aufgelöst, das 
Verfahren aber auf Antrag des Schuldners eingestellt 
oder nach der Bestätigung eines Insolvenzplans, der 
den Fortbestand der Gesellschaft vorsieht, aufge¬ 
hoben, so können die Gesellschafter die Fortsetzung 
der Gesellschaft beschließen.“ 

13. § 145 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ist die Gesellschaft durch Kündigung des 
Gläubigers eines Gesellschafters oder durch die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver¬ 
mögen eines Gesellschafters aufgelöst, so kann 
die Liquidation nur mit Zustimmung des Gläubi¬ 
gers oder des Insolvenzverwalters unterbleiben; 
ist im Insolvenzverfahren Eigenverwaltung ange¬ 


ordnet, so tritt an die Stelle der Zustimmung des 
Insolvenzverwalters die Zustimmung des Schuld¬ 
ners.“ 

c) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist die Gesellschaft durch Löschung wegen 
Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine Liqui¬ 
dation nur statt, wenn sich nach der Löschung 
herausstellt, daß Vermögen vorhanden ist, das der 
Verteilung unterliegt.“ 

14. § 146 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 2 wird folgender neuer Satz angefügt: 

„Im Falle des § 145 Abs. 3 sind die Liquidatoren 
auf Antrag eines Beteiligten durch das Gericht zu 
ernennen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Ist über das Vermögen eines Gesellschafters 
das Insolvenzverfahren eröffnet und ist ein Insol¬ 
venzverwalter bestellt, so tritt dieser an die Stelle 
des Gesellschafters.“ 

15. § 171 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ist über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so wird während der 
Dauer des Verfahrens das den Gesellschaftsgläubi¬ 
gern nach Absatz 1 zustehende Recht durch den 
Insolvenzverwalter oder den Sachwalter ausgeübt.“ 

16. § 236 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ und das Wort 
„Konkursgläubiger“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
gläubiger“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

17. § 237 wird aufgehoben. 

18. § 370 wird aufgehoben. 

19. In § 505 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

20. Nach § 506 wird folgender neuer § 506a eingefügt: 

„§ 506a 

Die Reederei wird durch die Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens über ihr Vermögen aufgelöst. Wird 
das Insolvenzverfahren auf Antrag des Schuldners 
eingestellt oder nach der Bestätigung eines Insol¬ 
venzplans, der den Fortbestand der Reederei vor¬ 
sieht, aufgehoben, so können die Mitreeder die Fort¬ 
setzung der Reederei beschließen.“ 

21. In § 761 wird folgender neuer Satz 2 angefügt: 

„Sie haben Vorrang auch insoweit, als zoll- und 
steuerpflichtige Sachen nach gesetzlichen Vorschrif¬ 
ten als Sicherheit für öffentliche Abgaben dienen.“ 

22. In § 888 Satz 1 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

23. In § 889 Abs. 1 wird das Wort „Konkursmasse“ 
durch das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 
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Artikel 41 
Änderung 

des EWIV-Ausführungsgesetzes 

Das EWIV-Ausführungsgesetz vom 14. April 1988 
(BGBl. IS. 514) wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 werden die Worte „der Konkurs“ durch die Worte 
„das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

2. In § 10 Abs. 1 werden die Worte „des Konkursver¬ 
fahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen der Vereinigung“ ersetzt. 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „des Konkurs¬ 
oder des Vergleichsverfahrens“ durch die Worte 
„des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

b) In Satz 1 werden die Worte „des Konkursverfahrens 
oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens“ durch 
die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Konkursantrags¬ 
pflicht“ durch die Worte „Antragspflicht bei Insol¬ 
venz“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 werden die Worte „des Konkursverfah¬ 
rens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 42 
Änderung 

des Gesetzes betreffend 
die privatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei 

In § 22 Abs. 2 Satz 1 und § 28 Abs. 1 Satz 1 des Ge¬ 
setzes betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der 
Flößerei in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 4103-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 65 des Gesetzes vom 26. Mai 
1994 (BGBl. I S. 1014) geändert worden ist, werden die 
Worte „§ 41 der Konkursordnung“ jeweils durch die Worte 
„§ 50 Abs. 1 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

Artikel 43 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Das Umwandlungsgesetz in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 6. November 1969 (BGBl. IS. 2081), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. März 1994 
(BGBl. IS. 560), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Das gleiche gilt, wenn eine Kapitalgesellschaft 
oder eine bergrechtliche Gewerkschaft durch die Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens aufgelöst, das Verfahren 
aber auf Antrag des Schuldners eingestellt oder nach 
der Bestätigung eines Insolvenzplans, der den Fort¬ 
bestand der Gesellschaft oder bergrechtlichen Ge¬ 
werkschaft vorsieht, aufgehoben worden ist.“ 

2. In § 7 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ durch 
die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 


3. § 50 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Umwandlung ist ausgeschlossen, wenn die Ver¬ 
bindlichkeiten des Einzelkaufmanns sein Vermögen 
übersteigen.“ 

4. § 53 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Prüfung hat sich ferner darauf zu erstrecken, ob 
die Verbindlichkeiten des Einzelkaufmanns sein Ver¬ 
mögen übersteigen.“ 

5. In § 54 Abs. 2 wird die Nummer 2 gestrichen; die bishe¬ 
rige Nummer 3 wird Nummer 2. 

6. § 55 Abs. 3 wird gestrichen. 

7. In § 56e Abs. 2 wird die Nummer 2 gestrichen; die bis¬ 
herige Nummer 3 wird Nummer 2. 

8. In § 56f Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „, 3“ gestrichen. 

Artikel 44 

Änderung des Gesetzes 
über die Kapitalerhöhung aus Gesell¬ 
schaftsmitteln und über die Verschmelzung 
von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

In § 26 Abs. 2 des Gesetzes über die Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln und über die Verschmelzung 
von Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4120-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 10 Abs. 9 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2355) geändert worden ist, werden die Worte 
„des Konkurses“ durch die Worte „des Insolvenzver¬ 
fahrens“ ersetzt. 

Artikel 45 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 1970 
(BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1749), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 11 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverwalter“ durch 
das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Recht der Kapitalanlagegesellschaft, die 
Sondervermögen zu verwalten, erlischt ferner mit 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen der Kapitalanlagegesellschaft oder mit 
der Rechtskraft des Gerichtsbeschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels 
Masse abgelehnt wird (§ 26 der Insolvenzordnung). 
Die Sondervermögen gehören nicht zur Insolvenz¬ 
masse der Kapitalanlagegesellschaft.“ 

b) In Absatz 4 werden die Worte „oder wird das ge¬ 
richtliche Vergleichsverfahren eröffnet“ gestrichen. 
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Artikel 46 

Änderung des Gesetzes 
über die Spaltung der von der 
Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 

In § 11 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes über die Spaltung 
der von der Treuhandanstalt verwalteten Unternehmen 
vom 5. April 1991 (BGBl. IS. 854), das durch Artikel 3 Abs. 1 
des Gesetzes vom 9. August 1994 (BGBl. I S. 2062) ge¬ 
ändert worden ist, werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 47 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 

S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. August 1994 (BGBl. I S. 1961), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 50 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die zeitliche Beschränkung gilt nicht, wenn der 
Ersatzpflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur Ab¬ 
wendung des Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubi¬ 
gem vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem 
Insolvenzplan geregelt wird.“ 

2. § 62 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das Insol¬ 
venzverfahren eröffnet, so übt während dessen Dauer 
der Insolvenzverwalter oder der Sachwalter das Recht 
der Gesellschaftsgläubiger gegen die Aktionäre aus.“ 

3. § 87 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wird über das Vermögen der Gesellschaft das 
Insolvenzverfahren eröffnet und kündigt der Insol¬ 
venzverwalter den Anstellungsvertrag eines Vor¬ 
standsmitglieds, so kann es Ersatz für den Schaden, 
der ihm durch die Aufhebung des Dienstverhältnisses 
entsteht, nur für zwei Jahre seit dem Ablauf des 
Dienstverhältnisses verlangen.“ 

4. § 92 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Wird die Gesellschaft zahlungsunfähig, so hat 
der Vorstand ohne schuldhaftes Zögern, spätestens 
aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähig¬ 
keit, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu bean¬ 
tragen. Dies gilt sinngemäß, wenn sich eine Über¬ 
schuldung der Gesellschaft ergibt.“ 

5. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Die zeitliche Beschränkung gilt nicht, wenn der 
Ersatzpflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur 
Abwendung des Insolvenzverfahrens mit seinen 
Gläubigem vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht 
in einem Insolvenzplan geregelt wird.“ 

b) Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das Insol¬ 
venzverfahren eröffnet, so übt während dessen 
Dauer der Insolvenzverwalter oder der Sachwalter 
das Recht der Gläubiger gegen die Vorstands¬ 
mitglieder aus.“ 


6. § 117 Abs. 5 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das Insol¬ 
venzverfahren eröffnet, so übt während dessen Dauer 
der Insolvenzverwalter oder der Sachwalter das Recht 
der Gläubiger aus.“ 

7. In § 225 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

8. In § 233 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

9. § 262 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Nummer 3 werden die Worte „des Konkurs¬ 
verfahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfah¬ 
rens“ ersetzt. 

b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird;“. 

c) Der Punkt am Ende der Nummer 5 wird durch 
einen Strichpunkt ersetzt; es wird folgende neue 
Nummer 6 angefügt: 

„6. durch Löschung der Gesellschaft wegen Ver¬ 
mögenslosigkeit nach § 141a des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge¬ 
richtsbarkeit.“ 

10. § 263 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „des Konkursverfah¬ 
rens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 

„Im Falle der Löschung der Gesellschaft (§ 262 
Abs. 1 Nr. 6) entfällt die Eintragung der Auflösung.“ 

11. § 264 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird neuer Absatz 3. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ist die Gesellschaft durch Löschung wegen 
Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine Ab¬ 
wicklung nur statt, wenn sich nach der Löschung 
herausstellt, daß Vermögen vorhanden ist, das der 
Verteilung unterliegt. Die Abwickler sind auf Antrag 
eines Beteiligten durch das Gericht zu ernennen.“ 

12. § 274 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens auf¬ 
gelöst, das Verfahren aber auf Antrag des 
Schuldners eingestellt oder nach der Bestätigung 
eines Insolvenzplans, der den Fortbestand der 
Gesellschaft vorsieht, aufgehoben worden ist;“. 

13. § 283 Nr. 14 wird wie folgt gefaßt: 

„14. den Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens.“ 
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14. § 289 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird;“. 

b) In Absatz 2 wird der Punkt am Ende der Nummer 2 
durch einen Strichpunkt ersetzt; es wird folgende 
neue Nummer 3 angefügt: 

„3. durch die Löschung der Gesellschaft wegen 
Vermögenslosigkeit nach § 141a des Geset¬ 
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit.“ 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens“ durch die Worte „des Insolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

d) An Absatz 6 werden folgende neue Sätze an¬ 
gefügt: 

„In den Fällen des Absatzes 2 hat das Gericht die 
Auflösung und ihren Grund von Amts wegen einzu¬ 
tragen. Im Falle des Absatzes 2 Nr. 3 entfällt die 
Eintragung der Auflösung.“ 

15. An § 290 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist die Gesellschaft durch Löschung wegen Ver¬ 
mögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine Abwicklung 
nur statt, wenn sich nach der Löschung herausstellt, 
daß Vermögen vorhanden ist, das der Verteilung 
unterliegt. Die Abwickler sind auf Antrag eines Betei¬ 
ligten durch das Gericht zu ernennen.“ 

16. § 302 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht, wenn der Ausgleichspflichtige zah¬ 
lungsunfähig ist und sich zur Abwendung des In¬ 
solvenzverfahrens mit seinen Gläubigern vergleicht 
oder wenn die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan 
geregelt wird.“ 

17. In § 303 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

18. § 309 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die zeitliche Beschränkung gilt nicht, wenn der 
Ersatzpflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur 
Abwendung des Insolvenzverfahrens mit seinen 
Gläubigern vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht 
in einem Insolvenzplan geregelt wird.“ 

b) Absatz 4 Satz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist über das Vermögen der Gesellschaft das Insol¬ 
venzverfahren eröffnet, so übt während dessen 
Dauer der Insolvenzverwalter oder der Sachwalter 
das Recht der Aktionäre und Gläubiger, den Er¬ 
satzanspruch der Gesellschaft geltend zu machen, 
aus.“ 

19. In § 321 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

20. In § 347 Abs. 2 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 


21. § 385q wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Konkursverfahren“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „§§ 105 bis 115a, 116 
und 117“ durch die Angabe „§§ 105 bis 115a und 
§ 116 Nr. 1 bis 3“ ersetzt. 

22. In § 401 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsver¬ 
fahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

Artikel 48 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die Gesellschaften mit beschrankter Haftung 

Das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be¬ 
schränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4123-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1682), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 9b Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht, wenn der Ersatzpflichtige zahlungs¬ 
unfähig ist und sich zur Abwendung des Insolvenz¬ 
verfahrens mit seinen Gläubigem vergleicht oder 
wenn die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan ge¬ 
regelt wird.“ 

2. § 32a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Hat ein Gesellschafter der Gesellschaft in 
einem Zeitpunkt, in dem ihr die Gesellschafter 
als ordentliche Kaufleute Eigenkapital zugeführt 
hätten, statt dessen ein Darlehen gewährt, so kann 
er den Anspruch auf Rückgewähr des Darlehens 
im Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Gesellschaft nur als nachrangiger Insolvenzgläu¬ 
biger geltend machen.“ 

b) In Absatz 2 werden die Worte „im Konkursverfah¬ 
ren oder im Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurses“ ersetzt durch die Worte „im Insol¬ 
venzverfahren“. 

3. § 32b Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat die Gesellschaft im Fall des § 32a Abs. 2, 3 das 
Darlehen im letzten Jahr vor dem Antrag auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag 
zurückgezahlt, so hat der Gesellschafter, der die 
Sicherung bestellt hatte oder als Bürge haftete, der 
Gesellschaft den zurückgezahlten Betrag zu erstat¬ 
ten; § 146 der Insolvenzordnung gilt entsprechend.“ 

4. Nach § 58 werden die folgenden §§ 58a bis 58f 
eingefügt: 

„§ 58a 

(1) Eine Herabsetzung des Stammkapitals, die dazu 
dienen soll, Wertminderungen auszugleichen oder 
sonstige Verluste zu decken, kann als vereinfachte 
Kapitalherabsetzung vorgenommen werden. 
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(2) Die vereinfachte Kapitalherabsetzung ist nur zu¬ 
lässig, nachdem der Teil der Kapital- und Gewinn¬ 
rücklagen, der zusammen über zehn vom Hundert 
des nach der Herabsetzung verbleibenden Stamm¬ 
kapitals hinausgeht, vorweg aufgelöst ist. Sie ist nicht 
zulässig, solange ein Gewinnvortrag vorhanden ist. 

(3) Im Beschluß über die vereinfachte Kapitalherab¬ 
setzung sind die Nennbeträge der Geschäftsanteile 
dem herabgesetzten Stammkapital anzupassen. Die 
Geschäftsanteile können auf jeden durch zehn teil¬ 
baren Betrag, müssen jedoch auf mindestens fünfzig 
Deutsche Mark gestellt werden. Geschäftsanteile, 
deren Nennbetrag durch die Herabsetzung unter 
fünfzig Deutsche Mark sinken würde, sind von den 
Geschäftsführern zu gemeinschaftlichen Geschäfts¬ 
anteilen zu vereinigen, wenn die Einlagen auf die 
Geschäftsanteile voll geleistet, die Geschäftsanteile 
nicht mit einer Nachschußpflicht oder mit Rechten 
Dritter belastet und nach dem Gesellschaftsvertrag 
nicht mit verschiedenen Rechten und Pflichten aus¬ 
gestattet sind. Die Erklärung über die Vereinigung der 
Geschäftsanteile bedarf der notariellen Beurkun¬ 
dung. Die Vereinigung wird mit der Eintragung des 
Beschlusses über die Kapitalherabsetzung in das 
Handelsregister wirksam. 

(4) Das Stammkapital kann unter den in § 5 Abs. 1 
bestimmten Mindestnennbetrag herabgesetzt wer¬ 
den, wenn dieser durch eine Kapitalerhöhung wieder 
erreicht wird, die zugleich mit der Kapitalherabset¬ 
zung beschlossen ist und bei der Sacheinlagen nicht 
festgesetzt sind. Die Beschlüsse sind nichtig, wenn 
sie nicht binnen drei Monaten nach der Beschlußfas¬ 
sung in das Handelsregister eingetragen worden sind. 
Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange eine Anfech- 
tungs- oder Nichtigkeitsklage rechtshängig ist oder 
eine zur Kapitalherabsetzung oder Kapitalerhöhung 
beantragte staatliche Genehmigung noch nicht erteilt 
ist. Die Beschlüsse sollen nur zusammen in das Han¬ 
delsregister eingetragen werden. 

(5) Neben den §§ 53 und 54 über die Abänderung 
des Gesellschaftsvertrags gelten die §§ 58b bis 58f. 

§ 58b 

(1) Die Beträge, die aus der Auflösung der Kapital¬ 
oder Gewinnrücklagen und aus der Kapitalherabset¬ 
zung gewonnen werden, dürfen nur verwandt werden, 
um Wertminderungen auszugleichen und sonstige 
Verluste zu decken. 

(2) Daneben dürfen die gewonnenen Beträge in 
die Kapitalrücklage eingestellt werden, soweit diese 
zehn vom Hundert des Stammkapitals nicht übersteigt. 
Als Stammkapital gilt dabei der Nennbetrag, der sich 
durch die Herabsetzung ergibt, mindestens aber der 
nach § 5 Abs. 1 zulässige Mindestnennbetrag. 

(3) Ein Betrag, der auf Grund des Absatzes 2 in die 
Kapitalrücklage eingestellt worden ist, darf vor Ablauf 
des fünften nach der Beschlußfassung über die 
Kapitalherabsetzung beginnenden Geschäftsjahrs 
nur verwandt werden 

1. zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags, soweit er 
nicht durch einen Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 
gedeckt ist und nicht durch Auflösung von 
Gewinnrücklagen ausgeglichen werden kann; 


2. zum Ausgleich eines Verlustvortrags aus dem Vor¬ 
jahr, soweit er nicht durch einen Jahresüberschuß 
gedeckt ist und nicht durch Auflösung von Ge¬ 
winnrücklagen ausgeglichen werden kann; 

3. zur Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln. 

§ 58c 

Ergibt sich bei Aufstellung der Jahresbilanz für das 
Geschäftsjahr, in dem der Beschluß über die Kapital¬ 
herabsetzung gefaßt wurde, oder für eines der beiden 
folgenden Geschäftsjahre, daß Wertminderungen und 
sonstige Verluste in der bei der Beschlußfassung 
angenommenen Höhe tatsächlich nicht eingetreten 
oder ausgeglichen waren, so ist der Unterschieds¬ 
betrag in die Kapitalrücklage einzustellen. Für einen 
nach Satz 1 in die Kapitalrücklage eingestellten 
Betrag gilt § 58b Abs. 3 sinngemäß. 

§ 58d 

(1) Gewinn darf vor Ablauf des fünften nach der Be¬ 
schlußfassung über die Kapitalherabsetzung begin¬ 
nenden Geschäftsjahrs nur ausgeschüttet werden, 
wenn die Kapital- und Gewinnrücklagen zusammen 
zehn vom Hundert des Stammkapitals erreichen. Als 
Stammkapital gilt dabei der Nennbetrag, der sich 
durch die Herabsetzung ergibt, mindestens aber der 
nach § 5 Abs. 1 zulässige Mindestnennbetrag. 

(2) Die Zahlung eines Gewinnanteils von mehr als 
vier vom Hundert ist erst für ein Geschäftsjahr zuläs¬ 
sig, das später als zwei Jahre nach der Beschlußfas¬ 
sung über die Kapitalherabsetzung beginnt. Dies gilt 
nicht, wenn die Gläubiger, deren Forderungen vor der 
Bekanntmachung der Eintragung des Beschlusses 
begründet worden waren, befriedigt oder sicher- 
gestellt sind, soweit sie sich binnen sechs Monaten 
nach der Bekanntmachung des Jahresabschlusses, 
auf Grund dessen die Gewinnverteilung beschlossen 
ist, zu diesem Zweck gemeldet haben. Einer Sicher¬ 
stellung der Gläubiger bedarf es nicht, die im Fall des 
Insolvenzverfahrens ein Recht auf vorzugsweise 
Befriedigung aus einer Deckungsmasse haben, die 
nach gesetzlicher Vorschrift zu ihrem Schutz errichtet 
und staatlich überwacht ist. Die Gläubiger sind in der 
Bekanntmachung nach § 325 Abs. 1 Satz 2 oder 
Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs auf die Be¬ 
friedigung oder Sicherstellung hinzuweisen. 

§ 58e 

(1) Im Jahresabschluß für das letzte vor der 
Beschlußfassung über die Kapitalherabsetzung abge¬ 
laufene Geschäftsjahr können das Stammkapital 
sowie die Kapital- und Gewinnrücklagen in der Höhe 
ausgewiesen werden, in der sie nach der Kapitalher¬ 
absetzung bestehen sollen. Dies gilt nicht, wenn der 
Jahresabschluß anders als durch Beschluß der Ge¬ 
sellschafter festgestellt wird. 

(2) Der Beschluß über die Feststellung des Jahres¬ 
abschlusses soll zugleich mit dem Beschluß über die 
Kapitalherabsetzung gefaßt werden. 

(3) Die Beschlüsse sind nichtig, wenn der Beschluß 
über die Kapitalherabsetzung nicht binnen drei Mona¬ 
ten nach der Beschlußfassung in das Handelsregister 
eingetragen worden ist. Der Lauf der Frist ist ge- 
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hemmt, solange eine Anfechtungs- oder Nichtigkeits¬ 
klage rechtshängig ist oder eine zur Kapitalherabset¬ 
zung beantragte staatliche Genehmigung noch nicht 
erteilt ist. 

(4) Der Jahresabschluß darf nach § 325 des Han¬ 
delsgesetzbuchs erst nach Eintragung des Beschlus¬ 
ses über die Kapitalherabsetzung offengelegt werden. 

§58f 

(1) Wird im Fall des § 58e zugleich mit der Kapital¬ 
herabsetzung eine Erhöhung des Stammkapitals be¬ 
schlossen, so kann auch die Kapitalerhöhung in dem 
Jahresabschluß als vollzogen berücksichtigt werden. 
Die Beschlußfassung ist nur zulässig, wenn die neuen 
Stammeinlagen übernommen, keine Sacheinlagen 
festgesetzt sind und wenn auf jede neue Stamm¬ 
einlage die Einzahlung geleistet ist, die nach § 56a zur 
Zeit der Anmeldung der Kapitalerhöhung bewirkt sein 
muß. Die Übernahme und die Einzahlung sind dem 
Notar nachzuweisen, der den Beschluß über die 
Erhöhung des Stammkapitals beurkundet. 

(2) Sämtliche Beschlüsse sind nichtig, wenn die 
Beschlüsse über die Kapitalherabsetzung und die 
Kapitalerhöhung nicht binnen drei Monaten nach der 
Beschlußfassung in das Handelsregister eingetragen 
worden sind. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange 
eine Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage rechtshän¬ 
gig ist oder eine zur Kapitalherabsetzung oder 
Kapitalerhöhung beantragte staatliche Genehmigung 
noch nicht erteilt worden ist. Die Beschlüsse sollen 
nur zusammen in das Handelsregister eingetragen 
werden. 

(3) Der Jahresabschluß darf nach § 325 des Han¬ 
delsgesetzbuchs erst offengelegt werden, nachdem 
die Beschlüsse über die Kapitalherabsetzung und 
Kapitalerhöhung eingetragen worden sind.“ 

5. § 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens; 
wird das Verfahren auf Antrag des Schuldners 
eingestellt oder nach der Bestätigung eines 
Insolvenzplans, der den Fortbestand der 
Gesellschaft vorsieht, aufgehoben, so können 
die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesell¬ 
schaft beschließen;“. 

b) Die bisherige Nummer 5 wird die neue Nummer 6; 

der Punkt am Ende dieser Nummer wird durch 

einen Strichpunkt ersetzt. 

c) Es wird folgende neue Nummer 5 eingefügt: 

„5. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt worden ist;“. 

d) Es wird folgende neue Nummer 7 angefügt: 

„7. durch die Löschung der Gesellschaft wegen 
Vermögenslosigkeit nach § 141a des Geset¬ 
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit.“ 

6. §63 wird aufgehoben. 


7. § 64 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird die Gesellschaft zahlungsunfähig, so haben 
die Geschäftsführer ohne schuldhaftes Zögern, spä¬ 
testens aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungs¬ 
unfähigkeit, die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu 
beantragen. Dies gilt sinngemäß, wenn sich eine 
Überschuldung der Gesellschaft ergibt.“ 

8. § 65 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt nicht in den Fällen der Eröffnung oder der 
Ablehnung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
und der gerichtlichen Feststellung eines Mangels 
des Gesellschaftsvertrags oder der Nichteinhal¬ 
tung der Verpflichtungen nach § 19 Abs. 4.“ 

b) Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt: 

„Im Falle der Löschung der Gesellschaft (§ 60 
Abs. 1 Nr. 7) entfällt die Eintragung der Auflösung.“ 

9. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Konkursverfah¬ 
rens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Ist die Gesellschaft durch Löschung wegen 
Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine Liqui¬ 
dation nur statt, wenn sich nach der Löschung her¬ 
ausstellt, daß Vermögen vorhanden ist, das der 
Verteilung unterliegt. Die Liquidatoren sind auf 
Antrag eines Beteiligten durch das Gericht zu 
ernennen.“ 

10. § 84 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. als Geschäftsführer entgegen § 64 Abs. 1 oder 
als Liquidator entgegen § 71 Abs. 4 unterläßt, bei 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung die Er¬ 
öffnung des Insolvenzverfahrens zu beantragen.“ 

Artikel 49 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

Das Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts¬ 
genossenschaften in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. August 1994 (BGBl. I S. 2202) wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. In § 6 Nr. 3 werden die Worte „im Konkurs“ durch die 
Worte „im Insolvenzverfahren über das Vermögen“ 
und das Wort „Konkursmasse“ durch das Wort „Insol¬ 
venzmasse“ ersetzt, 

2. In § 22a Abs. 1 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

3. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Nr. 4 werden die Worte „Konkursgrund 
nach § 98 Abs. 1 “ durch die Worte „nach § 98 
Grund für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 
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b) In Absatz 5 Satz 3 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ und das 
Wort „Konkursverwalter“ durch die Worte „Insol¬ 
venzverwalter oder Sachwalter“ ersetzt. 

4. In § 47 Abs. 3 werden in Satz 1 nach dem Wort 
„betrifft,“ die Worte „oder wird die Fortsetzung der 
Genossenschaft nach § 117 beschlossen,“ eingefügt. 

5. In § 73 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

6. In § 76 Abs. 3 werden die Worte „des Konkursver¬ 
fahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

7. Nach § 81 wird folgender neuer § 81 a eingefügt: 

„§ 81a 

Die Genossenschaft wird aufgelöst 

1. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch den 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist; 

2. durch die Löschung wegen Vermögenslosigkeit 
nach § 141 a des Gesetzes über die Angelegenhei¬ 
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.“ 

8. An § 82 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Im Falle der Löschung der Genossenschaft 
(§ 81a Nr. 2) sind die Absätze 1 und 2 nicht anzu¬ 
wenden.“ 

9. An § 83 wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Ist die Genossenschaft durch Löschung wegen 
Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine Liquida¬ 
tion nur statt, wenn sich nach der Löschung heraus¬ 
stellt, daß Vermögen vorhanden ist, das der Verteilung 
unterliegt. Die Liquidatoren sind auf Antrag eines Be¬ 
teiligten durch das Gericht zu ernennen.“ 

10. In § 87a Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursmasse“ 
durch das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

11. In § 93m Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

12. In § 93r Abs. 2 wird das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

13. ln § 95 Abs. 4 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

14. In der Überschrift des Siebenten Abschnitts wird das 
Wort „Konkursverfahren“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
verfahren“ ersetzt. 

15. § 98 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 98 

Abweichend von § 19 Abs. 1 der Insolvenzordnung 
ist bei einer Genossenschaft die Überschuldung nur 
dann Grund für die Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens, wenn 


1. die Genossen Nachschüsse bis zu einer Haft¬ 
summe zu leisten haben und die Überschuldung 
ein Viertel des Gesamtbetrages der Haftsummen 
aller Genossen übersteigt, 

2. die Genossen keine Nachschüsse zu leisten haben 
oder 

3. die Genossenschaft aufgelöst ist.“ 

16. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird die Genossenschaft zahlungsunfähig, 
so hat der Vorstand, bei einer aufgelösten Ge¬ 
nossenschaft der Liquidator, ohne schuldhaftes 
Zögern, spätestens aber drei Wochen nach Eintritt 
der Zahlungsunfähigkeit, die Eröffnung des In¬ 
solvenzverfahrens zu beantragen. Dies gilt sinn¬ 
gemäß, wenn eine Überschuldung besteht, die 
für die Genossenschaft nach § 98 Grund für die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „die für die 
Genossenschaft Konkursgrund nach § 98 Abs. 1 
ist“ durch die Worte „die für die Genossenschaft 
nach § 98 Grund für die Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens ist“ ersetzt. 

17. § 100 wird aufgehoben. 

18. In § 101 werden die Worte „des Konkursverfahrens“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

19. § 102 wird wie folgt gefaßt: 

„§102 

(1) Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist von 
Amts wegen in das Genossenschaftsregister einzu¬ 
tragen. Das gleiche gilt für 

1. die Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses, 

2. die Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwal¬ 
ters, wenn zusätzlich dem Schuldner ein allgemei¬ 
nes Verfügungsverbot auferlegt oder angeordnet 
wird, daß Verfügungen des Schuldners nur mit 
Zustimmung des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wirksam sind, und die Aufhebung einer derartigen 
Sicherungsmaßnahme, 

3. die Einstellung und die Aufhebung des Verfahrens 
und 

4. die Überwachung der Erfüllung eines Insolvenz¬ 
plans und die Aufhebung der Überwachung. 

(2) Die Eintragungen nach Absatz 1 werden nicht 
bekanntgemacht.“ 

20. § 103 wird aufgehoben. 

21. § 104 wird aufgehoben. 

22. § 105 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit die Ansprüche der Massegläubiger 
oder die bei der Schlußverteilung (§ 196 der Insol¬ 
venzordnung) berücksichtigten Forderungen der 
Insolvenzgläubiger aus dem vorhandenen Vermö¬ 
gen der Genossenschaft nicht berichtigt werden, 
sind die Genossen verpflichtet, Nachschüsse zur 



Nr. 70 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 18. Oktober 1994 


2935 


tnsolvenzmasse zu leisten, es sei denn, daß das 
Statut die Nachschußpflicht ausschließt. Im Falle 
eines rechtekräftig bestätigten Insolvenzplans 
besteht die Nachschußpflicht insoweit, als sie im 
gestaltenden Teil des Plans vorgesehen ist.“ 

b) In Absatz 5 wird das Wort „Konkursgläubiger“ 
durch das Wort „Insolvenzgläubiger“ ersetzt. 

23. § 106 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Insolvenzverwalter hat sofort, nachdem 
die Vermögensübersicht (§ 153 der Insolvenzord¬ 
nung) auf der Geschäftsstelle niedergelegt ist, 
zu berechnen, wieviel zur Deckung des aus der 
Vermögensübersicht ersichtlichen Fehlbetrages 
die Genossen vorschußweise beizutragen haben. 
Sind in der Vermögensübersicht Fortführungs¬ 
und Stillegungswerte nebeneinander angegeben, 
so ist der Fehlbetrag maßgeblich, der sich auf der 
Grundlage der Stillegungswerte ergibt.“ 

b) In Absatz 3 wird jeweils das Wort „Konkursgericht“ 
durch das Wort „Insolvenzgericht“ ersetzt. 

24. In § 108 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

25. In § 108a Abs. 1 werden das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ und die Worte 
„des Konkursgerichts“ durch die Worte „des Insol¬ 
venzgerichts“ ersetzt. 

26. § 109 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ und die 
Worte „der Bezirk des Konkursgerichts“ durch die 
Worte „das Insolvenzgericht“ ersetzt. 

27. § 110 wird wie folgt gefaßt: 

.,§110 

Die eingezogenen Beträge sind nach Maßgabe 
des § 149 der Insolvenzordnung zu hinterlegen oder 
anzulegen.“ 

28. In § 111 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwal¬ 
ter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

29. § 112a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Insolvenzverwalter kann über den von dem 
Genossen zu leistenden Nachschuß einen Vergleich 
abschließen. Der Vergleich bedarf zu seiner Wirksam¬ 
keit der Zustimmung des Gläubigerausschusses, 
wenn ein solcher bestellt ist, und der Bestätigung 
durch das Insolvenzgericht.“ 

30. In § 113 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Konkursverwal¬ 
ter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

31. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Sobald mit dem Vollzug der Schlußverteilung 
(§ 196 der Insolvenzordnung) begonnen wird oder 


sobald nach einer Anzeige der Masseunzuläng¬ 
lichkeit (§ 208 der Insolvenzordnung) die Insol¬ 
venzmasse verwertet ist, hat der Insolvenzver¬ 
walter schriftlich festzustellen, ob und in welcher 
Höhe nach der Verteilung des Erlöses ein Fehlbe¬ 
trag verbleibt und inwieweit er durch die bereits 
geleisteten Nachschüsse gedeckt ist.“ 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

32. § 115 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „Verwalter“ jeweils 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ und die 
Angabe „(Konkursordnung § 166)“ durch die 
Angabe „(§ 203 der Insolvenzordnung)“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§168 der 
Konkursordnung“ durch die Angabe „§§ 189 
bis 191 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

33. § 115a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Nimmt die Abwicklung des Insolvenzverfah¬ 
rens voraussichtlich längere Zeit in Anspruch, so 
kann der Insolvenzverwalter mit Zustimmung des 
Gläubigerausschusses, wenn ein solcher bestellt 
ist, und des Insolvenzgerichts die eingezogenen 
Beträge (§ 110) schon vor dem in § 115 Abs. 1 
bezeichneten Zeitpunkt im Wege der Abschlags¬ 
verteilung nach den §§ 187 bis 195 der Insolvenz¬ 
ordnung an die Gläubiger verteilen. Eine Ab¬ 
schlagsverteilung soll unterbleiben, soweit nach 
dem Verhältnis der Schulden zu dem Vermögen 
mit einer Erstattung eingezogener Beträge an 
Genossen nach § 105 Abs. 4 oder § 115 Abs. 3 zu 
rechnen ist.“ 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

34. In § 115b werden das Wort „Konkursgläubiger“ durch 
das Wort „Insolvenzgläubiger“, die Worte „vor der 
Eröffnung des Konkursverfahrens“ durch die Worte 
„vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens oder nach diesem Antrag“ und das Wort 
„Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenzmasse“ 
ersetzt. 

35. In § 115c Abs. 1 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

36. In § 115d Abs. 2 wird das Wort „Konkursgläubiger“ 
durch das Wort „Insolvenzgläubiger“ ersetzt. 

37. Der bisherige § 115e wird aufgehoben; an seiner 
Stelle wird eingefügt: 

„§ 115e 

Ist gemäß § 270 oder § 271 der Insolvenzordnung 
die Eigenverwaltung unter Aufsicht eines Sachwalters 
angeordnet, so gelten die §§ 105 bis 115d mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des Insolvenzverwalters 
der Sachwalter tritt.“ 
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38. Der bisherige § 116 wird aufgehoben; an seiner Stelle 
wird eingefügt: 

„§116 

Die Vorschriften der Insolvenzordnung über den 
Insolvenzplan sind mit folgenden Abweichungen 
anzu wenden: 

1. Ein Plan wird berücksichtigt, wenn er vor der 
Beendigung des Nachschußverfahrens beim 
Insolvenzgericht eingeht; 

2. im darstellenden Teil des Plans ist anzugeben, in 
welcher Höhe die Genossen bereits Nachschüsse 
geleistet haben und zu welchen weiteren Nach¬ 
schüssen sie nach dem Statut herangezogen wer¬ 
den könnten; 

3. bei der Bildung der Gruppen für die Festlegung der 
Rechte der Gläubiger im Plan kann zwischen den 
Gläubigem, die zugleich Mitglieder der Genossen¬ 
schaft sind, und den übrigen Gläubigem unter¬ 
schieden werden; 

4. vor dem Erörterungstermin hat das Insolvenzge¬ 
richt den Prüfungsverband, dem die Genossen¬ 
schaft angehört, darüber zu hören, ob der Plan mit 
den Interessen der Genossen vereinbar ist.“ 

39. Der bisherige § 117 wird aufgehoben; an seiner Stelle 
wird eingefügt: 

„§117 

(1) Ist das Insolvenzverfahren auf Antrag des 
Schuldners eingestellt oder nach der Bestätigung 
eines Insolvenzplans, der den Fortbestand der 
Genossenschaft vorsieht, aufgehoben worden, so 
kann die Generalversammlung die Fortsetzung der 
Genossenschaft beschließen. Zugleich mit dem 
Beschluß über die Fortsetzung der Genossenschaft 
ist die nach § 6 Nr. 3 notwendige Bestimmung im 
Statut zu beschließen, ob die Genossen für den Fall, 
daß die Gläubiger im Insolvenzverfahren über das 
Vermögen der Genossenschaft nicht befriedigt 
werden, Nachschüsse zur Insolvenzmasse unbe¬ 
schränkt, beschränkt auf eine Haftsumme oder über¬ 
haupt nicht zu leisten haben. 

(2) Die Beschlüsse nach Absatz 1 bedürfen einer 
Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebe¬ 
nen Stimmen umfaßt. Das Statut kann außer dieser 
Mehrheit noch andere Erfordernisse aufstellen. Die 
Vorschriften des § 79a Abs. 2 bis 4 sind anzuwenden. 

(3) Die Fortsetzung der Genossenschaft ist zusam¬ 
men mit dem Beschluß über die Nachschußpflicht der 
Genossen durch den Vorstand ohne Verzug zur Ein¬ 
tragung in das Genossenschaftsregister anzumelden.“ 

40. Nach § 117 wird eingefügt: 

„§118 

(1) Wird die Fortsetzung der Genossenschaft 
gemäß § 117 beschlossen, so kann kündigen 

1. jeder in der Generalversammlung erschienene 
Genosse, wenn er gegen den Beschluß Wider¬ 
spruch zur Niederschrift erklärt hat oder wenn die 
Aufnahme seines Widerspruchs in die Nieder¬ 
schrift verweigert worden ist; 


2. jeder in der Generalversammlung nicht erschie¬ 
nene Genosse, wenn er zu der Generalversamm¬ 
lung zu Unrecht nicht zugelassen worden ist oder 
die Versammlung nicht gehörig berufen oder der 
Gegenstand der Beschlußfassung nicht gehörig 
angekündigt worden ist. 

Hat eine Vertreterversammlung die Fortsetzung der 
Genossenschaft beschlossen, so kann jeder Genosse 
kündigen; für die Vertreter gilt Satz 1. 

(2) Die Kündigung hat durch schriftliche Erklärung 
innerhalb eines Monats zu geschehen. Die Frist 
beginnt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 mit 
der Beschlußfassung, in den Fällen des Absatzes i 
Satz 1 Nr. 2 mit der Erlangung der Kenntnis von der 
Beschlußfassung. Ist derZeitpunkt der Kenntniserlan¬ 
gung streitig, so hat die Genossenschaft die Beweis¬ 
last. Im Falle der Kündigung wirkt der Beschluß über 
die Fortsetzung der Genossenschaft weder für noch 
gegen den Genossen. 

(3) Der Zeitpunkt des Ausscheidens des Genossen 
ist unverzüglich in die Mitgliederliste einzutragen; der 
Genosse ist hiervon unverzüglich zu benachrichtigen. 

(4) Für die Auseinandersetzung des ausgeschiede¬ 
nen Genossen mit der Genossenschaft ist die für die 
Fortsetzung der Genossenschaft aufgestellte Eröff¬ 
nungsbilanz maßgeblich. Das Geschäftsguthaben 
des Genossen ist binnen sechs Monaten nach dem 
Ausscheiden auszuzahlen; auf die Rücklagen und das 
sonstige Vermögen der Genossenschaft hat er vorbe¬ 
haltlich des § 73 Abs. 3 keinen Anspruch. § 74 ist 
anzuwenden.“ 

41. In § 119 wird das Wort „Konkursmasse“ durch das 
Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

42. In § 148 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsver¬ 
fahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

Artikel 50 

Änderung des Gesetzes 
über Untemehmensbeteiligungsgesellschaften 

In § 12 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über Untemehmens- 
beteiligungsgesellschaften vom 17. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2488), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1749) geändert worden ist, wird 
das Wort „Konkurs“ durch das Wort „Insolvenzverfahren“ 
ersetzt. 

Artikel 51 

Änderung des Depotgesetzes 

Das Depotgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4130-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1749), wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Überschrift des Dritten Abschnitts wird das Wort 
„Konkursvorrecht“ durch die Worte „Vorrang im Insol¬ 
venzverfahren“ ersetzt. 
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2. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 32 

Vorrangige Gläubiger 

(1) Im Insolvenzverfahren über das Vermögen eines 
der in den §§ 1,17,18 bezeichneten Verwahrer, Pfand¬ 
gläubiger oder Kommissionäre haben Vorrang nach 
den Absätzen 3 und 4: 

1. Kommittenten, die bei Eröffnung des Insolvenzver¬ 
fahrens das Eigentum oder Miteigentum an Wert¬ 
papieren noch nicht erlangt, aber ihre Verpflichtun¬ 
gen aus dem Geschäft über diese Wertpapiere dem 
Kommissionär gegenüber vollständig erfüllt haben; 
dies gilt auch dann, wenn im Zeitpunkt der Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens der Kommissionär 
die Wertpapiere noch nicht angeschafft hat; 

2. Hinterleger, Verpfänder und Kommittenten, deren 
Eigentum oder Miteigentum an Wertpapieren durch 
eine rechtswidrige Verfügung des Verwahrers, 
Pfandgläubigers oder Kommissionärs oder ihrer 
Leute verletzt worden ist, wenn sie bei Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens ihre Verpflichtungen aus 
dem Geschäft über diese Wertpapiere dem Schuld¬ 
ner gegenüber vollständig erfüllt haben; 

3. die Gläubiger der Nummern 1 und 2, wenn der 
nichterfüllte Teil ihrer dort bezeichneten Verpflich¬ 
tungen bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens zehn 
vom Hundert des Wertes ihres Wertpapierliefe¬ 
rungsanspruchs nicht überschreitet und wenn sie 
binnen einer Woche nach Aufforderung des Insol¬ 
venzverwalters diese Verpflichtungen vollständig 
erfüllt haben. 

(2) Entsprechendes gilt im Insolvenzverfahren über 
das Vermögen eines Eigenhändlers, bei dem jemand 
Wertpapiere gekauft oder erworben hat, und im Insol¬ 
venzverfahren über das Vermögen eines Kommis¬ 
sionärs, der den Auftrag zum Einkauf oder zum 
Umtausch von Wertpapieren im Wege des Selbstein¬ 
tritts ausgeführt hat (§ 31). 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 vorrangigen For¬ 
derungen werden vor den Forderungen aller anderen 
Insolvenzgläubiger aus einer Sondermasse beglichen; 
diese wird gebildet aus den in der Masse vorhandenen 
Wertpapieren derselben Art und aus den Ansprüchen 
auf Lieferung solcher Wertpapiere. Die vorrangigen 
Forderungen werden durch Lieferung der vorhandenen 
Wertpapiere beglichen, soweit diese nach dem Ver¬ 
hältnis der Forderungsbeträge an alle vorrangigen 
Gläubiger verteilt werden können. Soweit eine solche 
Verteilung nicht möglich ist, wird der volle Erlös der 
nichtverteilten Wertpapiere unter die vorrangigen Gläu¬ 
biger im Verhältnis ihrer Forderungsbeträge verteilt. 

(4) Die Gläubiger der Absätze 1 und 2 haben den 
beanspruchten Vorrang bei der Anmeldung der Forde¬ 
rung nach § 174 der Insolvenzordnung anzugeben. Sie 
können aus dem sonstigen Vermögen des Schuldners 
nur unter entsprechender Anwendung der für die 
Absonderungsberechtigten geltenden Vorschriften der 
§§ 52,190 und 192 der Insolvenzordnung Befriedigung 
erlangen. Im übrigen bewendet es für sie bei den 
Vorschriften der Insolvenzordnung über Insolvenz¬ 
gläubiger. 


(5) Das Insolvenzgericht hat, wenn es nach Lage des 
Falles erforderlich ist, den vorrangigen Gläubigem zur 
Wahrung der ihnen zustehenden Rechte einen Pfleger 
zu bestellen. Für die Pflegschaft tritt an die Stelle des 
Vormundschaftsgerichts das Insolvenzgericht. § 78 
Abs. 2 bis 5 des Versicherungsaufsichtsgesetzes ist 
sinngemäß anzuwenden.“ 

3. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Ausgleichsverfahren bei Verpfändung“. 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Konkurs“ durch das 
Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Konkurs¬ 
eröffnung“ durch die Worte „Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens“ ersetzt; In Satz 4 wird das Wort 
„Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenzmasse“ 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Konkurseröff¬ 
nung“ durch die Worte „Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

e) In Absatz 5 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

4. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „der Konkurs¬ 
eröffnung“ durch die Worte „des Insolvenzverfah¬ 
rens“ ersetzt. 

b) Die Zahl „43“ und das Komma vor dieser Zahl wer¬ 
den gestrichen; das Wort „Konkursverfahren“ wird 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 52 

Änderung des Wechselgesetzes 

Das Wechselgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4133-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 29 des 
Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 43 Abs. 2 Nr. 2 und 3 werden die Worte „der 
Konkurs oder das gerichtliche Vergleichsverfahren 
(Ausgleichsverfahren)“ jeweils durch die Worte „das 
Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

2. In Artikel 44 Abs. 6 Satz 1 werden die Worte „Konkurs 
oder das gerichtliche Vergleichsverfahren (Ausgleichs¬ 
verfahren)“ durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ 
und die Worte „des Konkurses oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens (Ausgleichsverfahrens)“ durch 
die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 53 

Änderung des Gesetzes 
betreffend die gemeinsamen Rechte 
der Besitzer von Schuldverschreibungen 

Das Gesetz betreffend die gemeinsamen Rechte der 
Besitzer von Schuldverschreibungen in der im Bundes¬ 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4134-1, ver¬ 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
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Artikel 3 Abs. 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 1993 
(BGBl. IS. 2182), wird wie folgt geändert: 

1. § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Aufgabe oder Beschränkung von Rechten der 
Gläubiger, insbesondere die Ermäßigung des Zins¬ 
fußes oder die Bewilligung einer Stundung, kann von 
der Gläubigerversammlung höchstens für die Dauer 
von drei Jahren und nur zur Abwendung einer Zah¬ 
lungseinstellung oder des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Schuldners beschlossen werden. 
Wird binnen drei Jahren nach einem solchen Beschluß 
das Insolvenzverfahren eröffnet, so wird die Aufgabe 
oder Beschränkung der Rechte allen Gläubigem 
gegenüber hinfällig.“ 

2. § 18 wird wie folgt gefaßt: 

„§18 

(1) Ist über das Vermögen des Schuldners das 
Insolvenzverfahren eröffnet, so gelten in Ansehung der 
Versammlung der in § 1 bezeichneten Gläubiger die 
folgenden besonderen Vorschriften. 

(2) Die Versammlung wird von dem Insolvenzgericht 
einberufen und geleitet. 

(3) Unverzüglich nach der Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens ist eine Versammlung der Gläubiger einzu¬ 
berufen, um über die Bestellung eines gemeinsamen 
Vertreters im Insolvenzverfahren zu beschließen; die 
Berufung kann unterbleiben, wenn schon vorher von 
einer Versammlung über die Bestellung eines solchen 
Vertreters Beschluß gefaßt worden ist. 

(4) Das Insolvenzgericht hat außer den Fällen des 
§ 3 Abs. 2 eine Versammlung der Gläubiger einzube¬ 
rufen, wenn dies von dem Insolvenzverwalter, dem 
Gläubigerausschuß (§ 67 der Insolvenzordnung) oder 
der Aufsichtsbehörde verlangt wird. 

(5) Die Stelle, bei welcher die Gläubiger die Schuld¬ 
verschreibungen zu hinterlegen haben, wird durch das 
Insolvenzgericht bestimmt. 

(6) Die Vorschriften des § 5 Abs. 1 und 2 und des 
§ 13 sind nicht anzuwenden.“ 

3. In § 19 Satz 1 wird das Wort „Konkurs“ durch das Wort 
„Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

4. § 19a wird wie folgt gefaßt: 

„§19a 

(1) In einem Insolvenzplan sind allen in § 1 bezeich¬ 
neten Gläubigem gleiche Rechte anzubieten. 

(2) Die Vorschriften des § 11 Abs. 1 und des § 12 
Abs. 3 sind nicht anzuwenden.“ 

Artikel 54 
Änderung 

des Gesetzes über die Pfandbriefe 

und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

§ 6 des Gesetzes über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditan¬ 
stalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 


nummer 4135-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 45 des Gesetzes vom 27. April 
1993 (BGBl. I S. 512, 2436) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ und das 
Wort „Konkursgläubiger“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
gläubiger“ ersetzt. 

2. In Absatz 2 wird die Angabe „der §§ 64,153,155,156 
und des § 168 Nr. 3 der Konkursordnung“ durch die 
Angabe „der §§ 52, 190 und 192 der Insolvenzord¬ 
nung“ ersetzt. 

3. In Absatz 3 wird das Wort „Konkursmasse“ durch das 
Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

4. Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) Konkursvorrechte zugunsten der Schuldver¬ 
schreibungsgläubiger einer öffentlich-rechtlichen Kre¬ 
ditanstalt, die ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften, in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz hat, sind in einem 
inländischen Insolvenzverfahren anzuerkennen, wenn 
sie im wesentlichen dem Vorrecht des Absatzes 1 ent¬ 
sprechen und die Gegenseitigkeit verbürgt ist.“ 

Artikel 55 

Änderung des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

In Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über die Randbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher 
Keditanstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede¬ 
rungsnummer 4135-2, veröffentlichten bereinigten Fas¬ 
sung werden die Worte „eines Konkurses" durch die 
Worte „eines Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 56 

Änderung des Gesetzes 
über Arbeitnehmererfindungen 

§ 27 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 422-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 9 Nr. 5 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I 

5. 1325) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 27 

Insolvenzverfahren 

Wird nach unbeschränkter Inanspruchnahme der Dienst¬ 
erfindung das Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Arbeitgebers eröffnet, so gilt folgendes: 

1. Veräußert der Insolvenzverwalter die Diensterfindung 
mit dem Geschäftsbetrieb, so tritt der Erwerber für die 
Zeit von der Eröffnung des Insolvenzverfahrens an in 
die Vergütungspflicht des Arbeitgebers (§ 9) ein. 
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2. Veräußert der Insolvenzverwalter die Diensterfindung 
ohne den Geschäftsbetrieb, so hat der Arbeitnehmer 
ein Vorkaufsrecht. Übt der Arbeitnehmer das Vorkaufs¬ 
recht aus, so kann er mit seinen Ansprüchen auf Ver¬ 
gütung für die unbeschränkte Inanspruchnahme der 
Diensterfindung gegen die Kaufpreisforderung auf¬ 
rechnen. Für den Fall, daß der Arbeitnehmer das Vor¬ 
kaufsrecht nicht ausübt, kann der Insolvenzverwalter 
mit dem Erwerber vereinbaren, daß sich dieser ver¬ 
pflichtet, dem Arbeitnehmer eine angemessene Ver¬ 
gütung (§ 9) für die weitere Verwertung der Diensterfin¬ 
dung zu zahlen. Wird eine solche Vereinbarung nicht 
getroffen, so erhält der Arbeitnehmer eine angemes¬ 
sene Abfindung aus dem Veräußerungserlös. 

3. Verwertet der Insolvenzverwalter die Diensterfindung 
im Unternehmen des Schuldners, so hat er dem Arbeit¬ 
nehmer eine angemessene Vergütung für die Verwer¬ 
tung aus der Insolvenzmasse zu zahlen. 

4. Will der Insolvenzverwalter die Diensterfindung weder 
im Unternehmen des Schuldners verwerten noch ver¬ 
äußern, so gilt § 16 Abs. 1 und 2 entsprechend. Ver¬ 
langt der Arbeitnehmer die Übertragung der Erfindung, 
so kann er mit seinen Ansprüchen auf Vergütung für die 
unbeschränkte Inanspruchnahme der Diensterfindung 
gegen den Anspruch auf Erstattung der Kosten der 
Übertragung aufrechnen. 

5. Im übrigen kann der Arbeitnehmer seine Vergü¬ 
tungsansprüche nur als Insolvenzgläubiger geltend 
machen.“ 

Artikel 57 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 
(BGBl. I S. 557), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. September 1994 (BGBl. I S. 2278), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 14 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Zulassung zur Patentanwaltschaft ist zu ver¬ 
sagen, 

1. wenn der Bewerber nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts ein Grundrecht ver¬ 
wirkt hat; 

2. wenn der Bewerber infolge strafgerichtlicher Ver¬ 
urteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt; 

3. wenn der Bewerber durch rechtskräftiges Urteil aus 
der Patentanwaltschaft oder aus der Rechtsanwalt¬ 
schaft ausgeschlossen ist und seit Rechtskraft des 
Urteils noch nicht acht Jahre verstrichen sind; 

4. wenn gegen den Bewerber im Verfahren über die 
Richteranklage auf Entlassung oder im Disziplinar¬ 
verfahren auf Entfernung aus dem Dienst in der 
Rechtspflege oder aus dem Dienst als Angehöriger 
des Patentamts rechtskräftig erkannt worden ist; 

5. wenn der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, das ihn unwürdig erscheinen läßt, den 
Beruf eines Patentanwalts auszuüben; 

6. wenn der Bewerber die freiheitliche demokratische 
Grundordnung in strafbarer Weise bekämpft; 


7. wenn der Bewerber infolge eines körperlichen 
Gebrechens, wegen Schwäche seiner geistigen 
Kräfte oder wegen einer Sucht nicht nur vorüber¬ 
gehend unfähig ist, den Beruf eines Patentanwalts 
ordnungsmäßig auszuüben; 

8. wenn der Bewerber eine Tätigkeit ausübt, die mit 
dem Beruf eines Patentanwalts oder mit dem 
Ansehen der Patentanwaltschaft nicht vereinbar 
ist; 

9. wenn der Bewerber auf Grund eines ständigen 
Dienst- oder ähnlichen Beschäftigungsverhältnis¬ 
ses dem Auftraggeber seine Arbeitszeit und -kraft 
für eine Tätigkeit auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes überwiegend zur Verfügung stel¬ 
len muß; 

10. wenn der Bewerber sich im Vermögensverfall 
befindet; ein Vermögensverfall wird vermutet, 
wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des Bewerbers eröffnet oder der Bewerber in das 
vom Insolvenzgericht oder vom Vollstreckungs¬ 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung, § 915 der Zivilprozeßordnung) 
eingetragen ist; 

11. wenn der Bewerber Richter, Beamter, Berufssol¬ 
dat oder Soldat auf Zeit ist, es sei denn, daß er die 
ihm übertragenen Aufgaben ehrenamtlich wahr¬ 
nimmt oder daß seine Rechte und Pflichten auf 
Grund der §§ 5, 6, 8 und 36 des Abgeordneten¬ 
gesetzes oder entsprechender Rechtsvorschriften 
ruhen; 

12. wenn der Bewerber nicht Deutscher im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. Die 
Bestimmungen des Gesetzes über die Rechtsstel¬ 
lung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (BGBl. I S. 269) sowie Bestimmun¬ 
gen in Staatsverträgen bleiben unberührt.“ 

2. § 21 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 10 wird aufgehoben; die bisherigen 
Nummern 11 und 12 werden die neuen Num¬ 
mern 10 und 11. 

b) Die neue Nummer 10 wird wie folgt gefaßt: 

„10. wenn der Patentanwalt in Vermögensverfall 
geraten ist, es sei denn, daß dadurch die Inter¬ 
essen der Rechtsuchenden nicht gefährdet 
sind; ein Vermögensverfall wird vermutet, 
wenn ein Insolvenzverfahren über das Ver¬ 
mögen des Patentanwalts eröffnet oder der 
Patentanwalt in das vom Insolvenzgericht 
oder vom Vollstreckungsgericht zu führende 
Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der Insolvenzord¬ 
nung, § 915 der Zivilprozeßordnung) eingetra¬ 
gen ist;“. 

3. In § 46 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „10 bis 12“ durch 
die Angabe „10 und 11“ ersetzt. 

4. In § 48 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „10 bis 12“ durch 
die Angabe „10 und 11“ ersetzt. 

5. In § 60 wird die Nummer 1 aufgehoben; die bisherigen 
Nummern 2 bis 4 werden die neuen Nummern 1 bis 3. 
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6. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird die Angabe „§ 60 Nr. 1 und 4“ 
durch die Angabe „§ 60 Nr. 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „§ 60 Nr. 3“ 
durch die Angabe „§ 60 Nr. 2“ ersetzt. 


Artikel 58 

Änderung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb 

ln § 6 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 43-1, veröffentlichten berei¬ 
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes 
vom 2. September 1994 (BGBl. I S. 2278) geändert wor¬ 
den ist, wird das Wort „Konkursmasse“ jeweils durch das 
Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

Artikel 59 
Änderung 

des Gesetzes über das Verlagsrecht 

§ 36 des Gesetzes über das Verlagsrecht in der im Bun¬ 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 441-1, ver¬ 
öffentlichten bereinigten Fassung, das durch § 141 Nr. 4 
des Gesetzes vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1273) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ und die Worte „§ 17 
der Konkursordnung“ durch die Worte „§ 103 der 
Insolvenzordnung“ ersetzt. 

2. ln Absatz 2 werden das Wort „Konkursverwalter" 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“, das Wort „Kon¬ 
kursmasse“ jeweils durch das Wort „Insolvenzmasse“ 
und das Wort „Konkursverfahren“ durch das Wort 
„Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 60 

Änderung des Strafgesetzbuchs 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 1160), zu¬ 
letzt geändert durch § 35 des Gesetzes vom 7. Oktober 
1994 (BGBl. IS. 2835), wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Vierundzwanzigsten Abschnitts 
des Besonderen Teils wird das Wort „Konkursstraf¬ 
taten“ durch das Wort „Insolvenzstraftaten“ ersetzt. 

2. § 283 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort „Konkurseröffnung“ 
durch die Worte „Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens“ und das Wort „Konkursmasse“ durch das 
Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

b) In Absatz 6 wird das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 


3. § 283d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. in Kenntnis der einem anderen drohenden Zah¬ 
lungsunfähigkeit oder 

2. nach Zahlungseinstellung, in einem Insolvenz¬ 
verfahren oder in einem Verfahren zur Her¬ 
beiführung der Entscheidung über die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens eines anderen 

Bestandteile des Vermögens eines anderen, die im 
Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens zur 
Insolvenzmasse gehören, mit dessen Einwilligung 
oder zu dessen Gunsten beiseite schafft oder ver¬ 
heimlicht oder in einer den Anforderungen einer 
ordnungsgemäßen Wirtschaft widersprechenden 
Weise zerstört, beschädigt oder unbrauchbar 
macht.“ 

b) In Absatz 4 wird das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 61 

Änderung des EG-Beitreibungsgesetzes 

§ 6 des EG-Beitreibungsgesetzes vom 10. August 1979 
(BGBl. I S. 1429), das zuletzt durch Artikel 11 des Geset¬ 
zes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2150, 1993 I 
S. 169) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 62 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes*) 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Juli 
1994 (BGBl. IS. 1744), wird wie folgt geändert: 

1. § 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 5 wird aufgehoben; die bisherigen 
Nummern 6 und 7 werden die neuen Nummern 5 
und 6. 

b) Die neue Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. in Vermögensverfall geraten ist, es sei denn, 
daß dadurch die Interessen der Auftraggeber 
nicht gefährdet sind; ein Vermögensverfall wird 
vermutet, wenn ein Insolvenzverfahren über 
das Vermögen des Steuerberaters oder Steuer¬ 
bevollmächtigten eröffnet oder der Steuer¬ 
berater oder Steuerbevollmächtigte in das vom 
Insolvenzgericht oder vom Vollstreckungs¬ 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 
der Insolvenzordnung; § 915 der Zivilprozeß¬ 
ordnung) eingetragen ist;“. 

2. In § 56 Satz 1 wird die Angabe „Nr. 7“ durch die 
Angabe „Nr. 6“ ersetzt. 


*) Der Artikel ist noch nicht an das Sechste Gesetz zur Änderung des 
Steuerberatungsgesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. IS. 1387) angepaßt. 
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Artikel 63 

Änderung des Tabaksteuergesetzes 

In § 25 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a des Tabaksteuer¬ 
gesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2150), das 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1395) geändert worden ist, werden die Worte „des 
Konkurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

Artikel 64 

Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 

§ 113 des Gesetzes über das Branntweinmonopol in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 612-7, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. IS. 1395) 
geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 65 

Änderung des Altsparergesetzes 

Das Altsparergesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 621-4, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Anlage I Kapitel IV Sach¬ 
gebiet A Abschnitt II Nr. 1 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 965), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 20 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Konkursverfahren“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ und das Wort „Kon¬ 
kurseröffnung“ durch die Worte „Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ durch 
das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt; nach dem 
Wort „und“ werden die Worte „, wenn das Unter¬ 
nehmen nicht auf der Grundlage eines Insolvenz¬ 
plans vom Schuldner fortgeführt wird,“ eingefügt. 

c) In den Sätzen 3 und 4 wird jeweils das Wort „Kon¬ 
kursverwalter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ 
ersetzt. 

2. § 20 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. In § 20 Abs. 4 werden die Worte „des Konkursver¬ 
walters“ durch die Worte „des Insolvenzverwalters“ 
ersetzt. 

Artikel 66 

Änderung des Reichsschuldbuchgesetzes 

Das Reichsschuldbuchgesetz in der im Bundesgesetz¬ 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 651-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

2. In § 20 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 


Artikel 67 
Änderung 

des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

In § 9 Abs. 1 Satz 2 des Allgemeinen Kriegsfolgen¬ 
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 653-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch Artikel 12 Abs. 46 des Gesetzes vom 
14. September 1994 (BGBl. IS. 2325) geändert worden ist, 
wird die Angabe „§§ 69, 70 der Konkursordnung“ durch 
die Angabe „§§ 45,46 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

Artikel 68 
Änderung 

des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes 

Das Rechtsträger-Abwicklungsgesetz vom 6. Septem¬ 
ber 1965 (BGBl. IS. 1065), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2460), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 65 bis 67 
und 69 der Konkursordnung“ ersetzt durch die Angabe 
„§§ 41,42 und 45 der Insolvenzordnung“. 

2. In § 19 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „im Konkurs¬ 
falle“ durch die Worte „im Falle des Insolvenzverfah¬ 
rens“ ersetzt. 

Artikel 69 

Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 

Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I S. 2803), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 30. Au¬ 
gust 1994 (BGBl. 1994 II S. 1438), wird wie folgt geändert: 

1. In § 10 Abs. 2 wird die Nummer 1 aufgehoben; die 
bisherigen Nummern 2 und 3 werden die neuen Num¬ 
mern 1 und 2. 

2. In § 20 Abs. 3 Nr. 1 wird folgender Satzteil gestrichen: 

„infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über 
sein Vermögen allgemein beschränkt ist oder wenn er“. 

3. In § 34 Abs. 2 wird folgender Satzteil gestrichen: 

„infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über 
ihr Vermögen allgemein beschränkt ist oder wenn sie“. 


Artikel 70 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Durchführung von Richtlinien 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Niederfassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr 

§ 1 Abs. 3 des Zweiten Gesetzes zur Durchführung von 
Richtlinien der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst¬ 
leistungsverkehr vom 14. Dezember 1970 (BGBl. IS. 1709) 
wird wie folgt geändert: 
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1. In den Sätzen 1 und 2 wird das Wort „Konkursverfah¬ 
ren“ jeweils durch das Wort „Insolvenzverfahren“ er¬ 
setzt. 

2. In Satz 3 wird das Wort „Konkurseröffnung“ durch die 
Worte „Eröffnung des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 71 

Änderung der Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 1. Januar 1987 (BGBl. I S. 425), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1490), wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt: 

„§ 12 

Insolvenzverfahren 

Vorschriften, welche die Untersagung eines Gewer¬ 
bes oder die Rücknahme oder den Widerruf einer 
Zulassung wegen Unzuverlässigkeit des Gewerbe¬ 
treibenden, die auf ungeordnete Vermögensverhält¬ 
nisse zurückzuführen ist, ermöglichen, finden während 
eines Insolvenzverfahrens, während der Zeit, in der 
Sicherungsmaßnahmen nach § 21 der Insolvenz¬ 
ordnung angeordnet sind, und während der Über¬ 
wachung der Erfüllung eines Insolvenzplans (§ 260 der 
Insolvenzordnung) keine Anwendung in bezug auf das 
Gewerbe, das zur Zeit des Antrags auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens ausgeübt wurde.“ 

2. § 34b Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögens¬ 
verhältnissen lebt; dies ist in der Regel der Fall, 
wenn über das Vermögen des Antragstellers das 
Insolvenzverfahren eröffnet worden oder er in das 
vom Insolvenzgericht oder vom Vollstreckungs¬ 
gericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 Insol¬ 
venzordnung, § 915 Zivilprozeßordnung) einge¬ 
tragen ist.“ 

3. § 34c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort „Konkursstraftat“ 
durch das Wort „Insolvenzstraftat“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. der Antragsteller in ungeordneten Vermögens¬ 
verhältnissen lebt; dies ist in der Regel der Fall, 
wenn über das Vermögen des Antragstellers 
das Insolvenzverfahren eröffnet worden oder 
er in das vom Insolvenzgericht oder vom 
Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis 
(§ 26 Abs. 2 Insolvenzordnung, § 915 Zivil¬ 
prozeßordnung) eingetragen ist.“ 

Artikel 72 

Änderung der Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 28. Dezember 1965 (BGBl. 1966 I S. 1), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 


20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2256), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Nachlaßkonkurs¬ 
verwalter“ durch das Wort „Nachlaßinsolvenzverwal¬ 
ter“ ersetzt. 

2. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „des Konkursverfah¬ 
rens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „im Falle der 
Überschuldung“ durch die Worte „im Falle der Zah¬ 
lungsunfähigkeit oder der Überschuldung“ und die 
Worte „des Konkursverfahrens“ durch die Worte 
„des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

3. § 96 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Nicht wahlberechtigt sind Personen, die infolge 
strafgerichtlicher Verurteilung das Recht, in öffent¬ 
lichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, 
nicht besitzen.“ 

4. In § 104 Abs. 2 wird die Nummer 3 aufgehoben; das 
Komma nach der Nummer 2 wird durch einen Punkt 
ersetzt. 

Artikel 73 

Änderung des Waffengesetzes 

In § 43 Abs. 1 des Waffengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 432), das 
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Juli 1993 
(BGBl. 1993 II S. 1010) geändert worden ist, wird das Wort 
„Konkursverwalter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ 
ersetzt. 

Artikel 74 

Änderung des Sprengstoffgesetzes 

In § 12 Abs. 1 Satz 2 des Sprengstoffgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. April 1986 (BGBl. I 

5. 577), das zuletzt durch Artikel 12 Abs. 59 des Gesetzes 
vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) geändert wor¬ 
den ist, wird das Wort „Nachlaßkonkursverwalter“ durch 
das Wort „Nachlaßinsolvenzverwalter“ ersetzt. 


Artikel 75 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden 

In § 93 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Ab¬ 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands¬ 
schulden in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 7411-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 2. Septem¬ 
ber 1994 (BGBl. I S. 2278) geändert worden ist, wird das 
Wort „Konkurs“ durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ 
ersetzt. 
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Artikel 76 

Änderung des Bundesberggesetzes 

In § 22 Abs. 2 Satz 2 des Bundesberggesetzes vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Arti¬ 
kel 7 des Gesetzes vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1170) 
geändert worden ist, wird das Wort „Nachlaßkonkurs¬ 
verwalter“ durch das Wort „Nachlaßinsolvenzverwalter“ 
ersetzt. 

Artikel 77 

Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 

ln § 24 Abs. 2 des Erdölbevorratungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1987 
(BGBl. IS. 2509) wird das Wort „Konkursverfahren“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 78 

Änderung des Gesetzes 
zur Abwicklung der unter Sonderverwaltung 
stehenden Vermögen von Kreditinstituten, 
Versicherungsuntemehmen und Bausparkassen 

§ 9 des Gesetzes zur Abwicklung der unter Sonder¬ 
verwaltung stehenden Vermögen von Kreditinstituten, 
Versicherungsuntemehmen und Bausparkassen vom 
21. März 1972 (BGBl. I S. 465), das durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 31. Januar 1974 (BGBl. I S. 133) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „im Konkursfalle“ 
durch die Worte „im Falle eines Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 7 wird die Angabe „§§ 65 bis 67 und 69 der 
Konkursordnung“ durch die Angabe „§§ 41,42 und 45 
der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

Artikel 79 
Änderung 

des Gesetzes über das Kreditwesen 

Das Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1993 (BGBl. I S. 1082), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 64 des Gesetzes 
vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) und Artikel 1 
des Gesetzes vom 28. September 1994 (BGBl. I S. 2735), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „sowie des § 112 
Abs. 2 der Vergleichsordnung“ gestrichen. 

2. In § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 werden die Worte „, dem Ver¬ 
gleich oder dem Konkurs“ durch die Worte „oder dem 
Insolvenzverfahren über das Vermögen“ ersetzt. 

3. § 10 wird wie folgt geändert 

a) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2, in Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und 
Absatz 5a Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ jeweils durch die Worte „des Insolvenzver¬ 
fahrens über das Vermögen des Kreditinstituts“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 5a Satz 7 werden die Worte „des Konkur¬ 
ses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 


4. § 46a wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Konkursgefahr“ 
durch das Wort „Insolvenzgefahr“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 3 Satz 2 werden die 
Worte „des Konkurses“ jeweils durch die Worte 
„des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

5. § 46b wird wie folgt gefaßt: 

«§ 46b 

Insolvenzantrag 

Wird ein Kreditinstitut zahlungsunfähig oder tritt 
Überschuldung ein, so haben die Geschäftsleiter und 
bei einem in der Rechtsform des Einzelkaufmanns be¬ 
triebenen Kreditinstitut der Inhaber dies dem Bundes¬ 
aufsichtsamt unverzüglich anzuzeigen. Soweit diese 
Personen nach anderen Rechtsvorschriften verpflich¬ 
tet sind, bei Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu beantragen, 
tritt an die Stelle der Antragspflicht die Anzeigepflicht 
nach Satz 1. Das Insolvenzverfahren über das Ver¬ 
mögen eines Kreditinstituts findet im Falle der Zah¬ 
lungsunfähigkeit oder der Überschuldung statt. Der 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Kreditinstituts kann nur von dem Bun¬ 
desaufsichtsamt gestellt werden.“ 

6. § 46c wird wie folgt gefaßt: 

„§ 46c 

Berechnung von Fristen 

Die nach den §§ 88, 130 bis 136 der Insolvenzord¬ 
nung und nach § 32b Satz 1 des Gesetzes betreffend 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung vom Tage 
des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens an 
zu berechnenden Fristen sind vom Tage des Erlasses 
einer Maßnahme nach § 46a Abs. 1 an zu berechnen.“ 

7. In § 47 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „das Vergleichs¬ 
verfahren oder der Konkurs“ durch die Worte „das 
Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

8. In § 49 wird die Angabe „der §§ 36, 45, 46, 46a Abs. 1 
und des § 46b“ durch die Angabe „der §§ 36, 45, 46 
und des § 46a Abs. 1“ ersetzt. 

9. § 63a Abs. 6 wird aufgehoben. 

Artikel 80 

Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der Fas¬ 
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1992 (BGBl. I 

S. 1782), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 8. Juli 1994 (BGBl. IS. 1465), wird wie folgt geändert: 

1. In § 19 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „Konkursmasse“ 
durch das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

2. In § 23 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 
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Artikel 81 

Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Genossenschaftsbank 

§ 16 des Gesetzes über die Deutsche Genossen¬ 
schaftsbank in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3171), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Juli 1994 (BGBl. I S. 1465) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Konkurs“ durch das 
Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

2. Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Im Falle des Insolvenzverfahrens gehen bei der Be¬ 
friedigung aus der nach § 14 Abs. 4 gebildeten 
Deckungsmasse die Forderungen der Inhaber der 
Schuldverschreibungen einschließlich ihrer seit Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens laufenden Zinsforderun¬ 
gen den Forderungen aller anderen Insolvenzgläubiger 
vor.“ 


3. In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 156 
und 168 Nr. 3 der Konkursordnung“ durch die Angabe 
„§§ 52,190 und 192 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

Artikel 82 

Änderung des Gesetzes 
über die Landwirtschaftliche Rentenbank 

§ 15 des Gesetzes über die Landwirtschaftliche Renten¬ 
bank in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs¬ 
nummer 7624-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1465) geändert worden ist, wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Konkurs“ durch das 
Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle des Insolvenzverfahrens gehen bei der Befrie¬ 
digung aus der nach § 18 Abs. 2 gebildeten Deckungs¬ 
masse die Forderungen der Inhaber der gedeckten 
Schuldverschreibungen einschließlich ihrer seit Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens laufenden Zinsforderun¬ 
gen den Forderungen aller anderen Insolvenzgläubiger 
vor.“ 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 64,153,155,156 und 
168 Nr. 3 der Konkursordnung“ durch die Angabe 
„§§ 52,190 und 192 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „im Konkursfalle“ durch 
die Worte „im Falle der Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens“ ersetzt. 


Artikel 83 

Änderung 

des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über die Landwirtschaftliche Rentenbank 

In Artikel 2 Satz 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Landwirtschaftliche Rentenbank in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7624-1-2, veröffentlichten bereinigten Fassung werden 
die Worte „des Konkurses“ durch die Worte „der Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 84 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die Industriekreditbank Aktiengesellschaft 

§ 1 des Gesetzes betreffend die Industriekreditbank 
Aktiengesellschaft in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7627-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Gibt die Industriekreditbank Aktiengesellschaft 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber aus und bildet 
sie für eine bestimmte Gattung von Schuldverschrei¬ 
bungen eine gesonderte Deckungsmasse, so gehen, 
falls über ihr Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet 
wird, in Ansehung der Befriedigung aus der geson¬ 
derten Deckungsmasse die Forderungen der Inhaber 
der Schuldverschreibungen, für die die gesonderte 
Deckungsmasse gebildet ist, einschließlich ihrer seit 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens laufenden Zinsfor¬ 
derungen den Forderungen aller anderen Insolvenz¬ 
gläubiger vor.“ 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 156 
und 168 Nr. 3 der Konkursordnung“ durch die Angabe 
„§§ 52,190 und 192 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

Artikel 85 

Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Das Hypothekenbankgesetz in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 19. Dezember 1990 (BGBl. IS. 2898), 
zuletzt geändert durch Artikel 66 des Gesetzes vom 
27. April 1993 (BGBl. I S. 512, 2436), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 2a werden jeweils nach den 
Worten „Europäischen Wirtschaftsraum“ die Worte 
„oder in der Schweiz“ eingefügt. 

2. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ und 
das Wort „Konkursgläubiger“ durch das Wort 
„Insolvenzgläubiger“ ersetzt. 
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b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 64, 153, 155, 156 
und des § 168 Nr. 3 der Konkursordnung“ durch die 
Angabe „§§ 52,190 und 192 der Insolvenzordnung“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ und das 
Wort „Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
masse“ ersetzt. 

e) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Konkursvorrechte zugunsten der Schuldver¬ 
schreibungsgläubiger eines Realkreditinstituts, das 
seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaften, in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi¬ 
schen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz hat, 
sind in einem inländischen Insolvenzverfahren an¬ 
zuerkennen, wenn sie im wesentlichen dem Vor¬ 
recht des Absatzes 1 entsprechen und die Gegen¬ 
seitigkeit verbürgt ist.“ 

3. Die §§ 43 und 47 werden gestrichen. 

Artikel 86 

Änderung des Schiffsbankgesetzes 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7628-2, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2211), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ und das 
Wort „Konkursgläubiger“ durch das Wort „Insol¬ 
venzgläubiger“ ersetzt. 

b) In Absatz 2^wird die Angabe „§§ 64, 153,155, 156, 
168 Nr. 3 der Konkursordnung“ durch die Angabe 
„§§ 52,190 und 192 der Insolvenzordnung“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursmasse“ durch 
das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „des Konkurses“ 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ und das 
Wort „Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
masse“ ersetzt. 

2. In § 36a Nr. 4 Satz 2 wird das Wort „Konkursverfahren“ 

durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

Artikel 87 
Änderung 

des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I 
S. 2), zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 66 des Geset¬ 
zes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325), wird wie 
folgt geändert: 


1. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In der Nummer 3 werden die Worte „des Konkurs¬ 
verfahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfah¬ 
rens“ ersetzt. 

b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. mit der Rechtskraft des Beschlusses, durch 
den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt wird.“ 

2. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird das Wort „Konkursverfahren“ durch 
das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „des Konkursgerichts“ 
durch die Worte „des Insolvenzgerichts“ ersetzt. 

3. In § 46 Abs. 1 wird das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

4. § 49 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Gleiches gilt, wenn der Verein durch die Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens aufgelöst, das Ver¬ 
fahren aber auf Antrag des Vereins eingestellt oder 
nach der Bestätigung eines Insolvenzplans, der den 
Fortbestand des Vereins vorsieht, aufgehoben wor¬ 
den ist.“ 

5. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkurs“ durch die 
Worte „Eröffnung des Insolvenzverfahrens“ er¬ 
setzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „vor der Konkurs¬ 
eröffnung“ durch die Worte „vor dem Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder nach die¬ 
sem Antrag“ ersetzt. 

6. § 51 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Ansprüche auf Tilgung des Gründungs¬ 
stocks stehen allen übrigen Insolvenzforderungen 
nach. Unter diesen werden Ansprüche aus einem Ver¬ 
sicherungsverhältnis, die den bei Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens dem Verein angehörenden oder im 
letzten Jahr vor dem Eröffnungsantrag oder nach die¬ 
sem Antrag ausgeschiedenen Mitgliedern zustehen, 
im Rang nach den Ansprüchen der anderen Insol¬ 
venzgläubiger befriedigt.“ 

7. § 52 erhält folgende Fassung: 

„§52 

(1) Die Nachschüsse oder Umlagen, die das In¬ 
solvenzverfahren erfordert, werden vom Insolvenz¬ 
verwalter festgestellt und ausgeschrieben. Dieser hat 
sofort, nachdem die Vermögensübersicht (§ 153 der 
Insolvenzordnung) auf der Geschäftsstelle nieder¬ 
gelegt ist, zu berechnen, wieviel die Mitglieder zur 
Deckung des aus der Vermögensübersicht ersicht¬ 
lichen Fehlbetrags nach ihrer Beitragspflicht vorzu¬ 
schießen haben. Für diese Vorschußberechnung und 
für Zusatzberechnungen gelten entsprechend § 106 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 3 sowie die §§ 107 bis 113 
des Genossenschaftsgesetzes. 
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(2) Alsbald nach Beginn der Schlußverteilung (§196 
der Insolvenzordnung) hat der Insolvenzverwalter zu 
berechnen, welche Beiträge die Mitglieder endgültig 
zu leisten haben. Dafür und für das weitere Verfahren 
gelten entsprechend § 114 Abs. 2 und die §§115 
bis 118 des Genossenschaftsgesetzes.“ 

8. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „Konkurseröffnung“ 
jeweils durch die Worte „Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Konkurs¬ 
gläubiger“ durch das Wort „Insolvenzgläubiger“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „§§ 64, 153, 
155, 156 und 168 Nr. 3 der Konkursordnung“ 
durch die Angabe „§§ 52, 190 und 192 der Insol¬ 
venzordnung“ ersetzt. 

d) Es wird folgender neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Konkursvorrechte zugunsten der Versicher¬ 
ten eines Lebensversicherungsunternehmens und 
zugunsten von Versicherten eines Kranken- und 
Unfallversicherungsuntemehmens der in § 12 ge¬ 
nannten Art, die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaft oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum haben, sind in 
einem inländischen Insolvenzverfahren anzuer¬ 
kennen, wenn sie dem Vorrecht des Absatzes 4 
entsprechen und die Gegenseitigkeit verbürgt ist." 

9. § 78 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursgericht“ jeweils 
durch das Wort „Insolvenzgericht“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ und die 
Worte „des Gemeinschuldners“ durch die Worte 
„des Schuldners“ ersetzt. 

10. Die Überschrift vor § 80 wird gestrichen. 

11. § 80 wird aufgehoben. 

12. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens über das Vermögen eines Versiche- 
rungsuntemehmens kann nur von der Aufsichts¬ 
behörde gestellt werden.“ 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Konkurs¬ 
eröffnung“ durch die Worte „die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

13. In § 89 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kurses“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

14. § 110d Abs. 4 Nr. 6 wird gestrichen. 


Artikel 88 

Änderung des Gesetzes 
über den Versicherungsvertrag 

Das Gesetz über den Versicherungsvertrag in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7632-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1994 (BGBl. I 
S. 1630), wird wie folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ und das 
Wort „Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenz¬ 
masse“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Konkurseröffnung“ durch 
die Worte „Eröffnung des Insolvenzverfahrens“ er¬ 
setzt. 

2. In § 14 Abs. 1 werden die Worte „des Konkurses oder 
des Vergleichsverfahrens“ durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

3. In § 77 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ und das Wort 
„Konkursmasse“ durch das Wort „Insolvenzmasse“ 
ersetzt. 

4. In § 157 werden die Worte „der Konkurs“ durch die 
Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

5. § 177 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursmasse“ 
durch das Wort „Insolvenzmasse“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 


Artikel 89 
Änderung 

des Gesetzes über Bausparkassen 

In § 15 Satz 1 des Gesetzes über Bausparkassen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Februar 1991 
(BGBl. I S. 454), das zuletzt durch Artikel 68 des Gesetzes 
vom 27. April 1993 (BGBl. IS. 512,2436) geändert worden 
ist, werden die Worte „des Konkurses“ durch die Worte 
„des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 90 
Änderung 

des Gesetzes über die Lohnstatistik 

ln § 9 Nr. 5 des Gesetzes über die Lohnstatistik in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 800-16, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 2. März 1994 (BGBl. I S. 384) 
geändert worden ist, wird das Wort „Konkursausfallgeld“ 
durch das Wort „InsolvenzausfaHgc-'d“ ersetzt. 
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Artikel 91 
Änderung 

des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung 

Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Alters¬ 
versorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610), 
zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. Juli 
1994 (BGBl. IS. 1630), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Für eine Anwartschaft, die der Arbeitnehmer nach 
§ 1 Abs. 1 bis 3 bei Beendigung des Arbeitsverhältnis¬ 
ses behält, kann ihm mit seiner Zustimmung eine ein¬ 
malige Abfindung gewährt werden, wenn die Anwart¬ 
schaft auf einer Versorgungszusage beruht, die weni¬ 
ger als zehn Jahre vor dem Ausscheiden aus dem 
Unternehmen erteilt wurde, oder wenn die Monats¬ 
rente eins vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße 
gemäß § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, bei 
Kapitalleistungen zwölf Zehntel dieser Bezugsgröße, 
nicht überschreitet. Für Versorgungsleistungen, die 
gemäß § 2 Abs. 4 von einer Unterstützungskasse zu 
erbringen sind, kann dem Arbeitnehmer mit seiner 
Zustimmung eine einmalige Abfindung gewährt wer¬ 
den, wenn er vor der Beendigung des Arbeitsverhält¬ 
nisses weniger als zehn Jahre zu dem Kreis der Begün¬ 
stigten der Unterstützungskasse gehört hat; im übrigen 
gilt Satz 1 entsprechend. Darüber hinaus kann dem 
Arbeitnehmer mit seiner Zustimmung eine einmalige 
Abfindung auch dann gewährt werden, wenn dem 
Arbeitnehmer die Beiträge zur gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung erstattet worden sind. Ebenso kann dem 
Arbeitnehmer für den Teil einer Anwartschaft, der 
während eines Insolvenzverfahrens erdient worden ist, 
ohne seine Zustimmung eine einmalige Abfindung 
gewährt werden, wenn die Betriebstätigkeit vollständig 
eingestellt und das Unternehmen liquidiert wird.“ 

2. § 7 wird wie folgt gefaßt: 

»§7 

(1) Versorgungsempfänger, deren Ansprüche aus 
einer unmittelbaren Versorgungszusage des Arbeitge¬ 
bers nicht erfüllt werden, weil über das Vermögen des 
Arbeitgebers oder über seinen Nachlaß das Insolvenz¬ 
verfahren eröffnet worden ist, und ihre Hinterbliebenen 
haben gegen den Träger der Insolvenzsicherung einen 
Anspruch in Höhe der Leistung, die der Arbeitgeber auf 
Grund der Versorgungszusage zu erbringen hätte, 
wenn das Insolvenzverfahren nicht eröffnet worden 
wäre. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Leistungen aus 
einer Direktversicherung nicht gezahlt werden, weil der 
Arbeitgeber die Ansprüche aus dem Versicherungsver¬ 
trag abgetreten oder beliehen hat und seiner Verpflich¬ 
tung nach § 1 Abs. 2 Satz 3 wegen der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens nicht nachkommt oder wenn eine 
Unterstützungskasse die nach ihrer Versorgungsrege¬ 
lung vorgesehene Versorgung nicht erbringt, weil über 
das Vermögen oder den Nachlaß eines Arbeitgebers, 
der der Unterstützungskasse Zuwendungen leistet 
(Trägerunternehmen), das Insolvenzverfahren eröffnet 
worden ist. § 11 des Versicherungsvertragsgesetzes 
findet entsprechende Anwendung. Der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens stehen bei der Anwendung der 
Sätze 1 bis 3 gleich 


1. die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens mangels Masse, 

2. der außergerichtliche Vergleich (Stundungs-, Quo¬ 
ten- oder Liquidationsvergleich) des Arbeitgebers 
mit seinen Gläubigern zur Abwendung eines Insol¬ 
venzverfahrens, wenn ihm der Träger der Insolvenz¬ 
sicherung zustimmt, 

3. die vollständige Beendigung der Betriebstätigkeit 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn ein 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht 
gestellt worden ist und ein Insolvenzverfahren 
offensichtlich mangels Masse nicht in Betracht 
kommt. 

(2) Personen, die bei Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens oder bei Eintritt der nach Absatz 1 Satz 4 gleich¬ 
stehenden Voraussetzungen (Sicherungsfall) eine nach 
§ 1 unverfallbare Versorgungsanwartschaft haben, und 
ihre Hinterbliebenen erhalten bei Eintritt des Versor¬ 
gungsfalls einen Anspruch gegen den Träger der Insol¬ 
venzsicherung, wenn die Anwartschaft beruht 

1. auf einer unmittelbaren Versorgungszusage des 
Arbeitgebers oder 

2. auf einer Direktversicherung und der Arbeitnehmer 
hinsichtlich der Leistungen des Versicherers wider¬ 
ruflich bezugsberechtigt ist oder die Ansprüche aus 
dem Versicherungsvertrag durch den Arbeitgeber 
beliehen oder an Dritte abgetreten sind. 

Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die zum Kreis 
der Begünstigten einer Unterstützungskasse gehören, 
wenn der Sicherungsfall bei einem Trägeruntemehmen 
eingetreten ist. Die Höhe des Anspruchs richtet sich 
nach der Höhe der Leistungen gemäß § 2 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 2, bei Unterstützungskassen nach dem Teil 
der nach der Versorgungsregelung vorgesehenen Ver¬ 
sorgung, der dem Verhältnis der Dauer der Betriebs¬ 
zugehörigkeit zu der Zeit vom Beginn der Betriebs¬ 
zugehörigkeit bis zum Erreichen der in der Versor¬ 
gungsregelung vorgesehenen festen Altersgrenze ent¬ 
spricht; § 2 Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden. Für 
die Berechnung der Höhe des Anspruchs nach Satz 3 
wird die Betriebszugehörigkeit bis zum Eintritt des 
Sicherungsfalls berücksichtigt. 

(3) Ein Anspruch auf laufende Leistungen gegen den 
Träger der Insolvenzsicherung beträgt jedoch im 
Monat höchstens das Dreifache der im Zeitpunkt der 
ersten Fälligkeit maßgebenden monatlichen Bezugs¬ 
größe gemäß § 18 des Vierten Buches Sozialgesetz¬ 
buch. Satz 1 gilt entsprechend bei einem Anspruch 
auf Kapitalleistungen mit der Maßgabe, daß zehn vom 
Hundert der Leistung als Jahresbetrag einer laufenden 
Leistung anzusetzen sind. 

(4) Ein Anspruch auf Leistungen gegen den Träger 
der Insolvenzsicherung vermindert sich in dem Um¬ 
fange, in dem der Arbeitgeber oder sonstige Träger der 
Versorgung die Leistungen der betrieblichen Altersver¬ 
sorgung erbringt. Wird im Insolvenzverfahren ein Insol¬ 
venzplan bestätigt, so vermindert sich der Anspruch 
auf Leistungen gegen den Träger der Insolvenzsiche¬ 
rung insoweit, als im Plan vorgesehen ist, daß der 
Arbeitgeber oder sonstige Träger der Versorgung 
einen Teil der Leistungen selbst zu erbringen hat. Ist im 
Plan vorgesehen, daß der Arbeitgeber oder sonstige 
Träger der Versorgung die Leistungen der betrieb- 
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liehen Altersversorgung von einem bestimmten Zeit¬ 
punkt an selbst zu erbringen hat, so entfällt der 
Anspruch auf Leistungen gegen den Träger der Insol¬ 
venzsicherung von diesem Zeitpunkt an. Für den Fall 
des Absatzes 1 Satz 4 Nr. 2 gelten die Sätze 2 und 3 
entsprechend. Im Plan soll vorgesehen werden, daß 
bei einer nachhaltigen Besserung der wirtschaftlichen 
Lage des Arbeitgebers die vom Träger der Insolvenz¬ 
sicherung zu erbringenden Leistungen ganz oder zum 
Teil wieder vom Arbeitgeber oder sonstigen Träger der 
Versorgung übernommen werden. 

(5) Ein Anspruch gegen den Träger der Insolvenz¬ 
sicherung besteht nicht, soweit nach den Umständen 
des Falles die Annahme gerechtfertigt ist, daß es der 
alleinige oder überwiegende Zweck der Versorgungs¬ 
zusage oder ihrer Verbesserung, der Beleihung oder 
Abtretung eines Anspruchs aus einer Direktversiche¬ 
rung gewesen ist, den Träger der Insolvenzsicherung in 
Anspruch zu nehmen. Diese Annahme ist insbeson¬ 
dere dann gerechtfertigt, wenn bei Erteilung oder Ver¬ 
besserung der Versorgungszusage wegen der wirt¬ 
schaftlichen Lage des Arbeitgebers zu erwarten war, 
daß die Zusage nicht erfüllt werde. Verbesserungen 
der Versorgungszusagen werden bei der Bemessung 
der Leistungen des Trägers der Insolvenzsicherung 
nicht berücksichtigt, soweit sie in den beiden letzten 
Jahren vor dem Eintritt des Sicherungsfalles vereinbart 
worden sind. 

(6) Ist der Sicherungsfall durch kriegerische Ereig¬ 
nisse, innere Unruhen, Naturkatastrophen oder Kern¬ 
energie verursacht worden, so kann der Träger der 
Insolvenzsicherung mit Zustimmung des Bundesauf¬ 
sichtsamtes für das Versicherungswesen die Leistun¬ 
gen nach billigem Ermessen abweichend von den 
Absätzen 1 bis 5 festsetzen.“ 

3. In § 8 Abs. 2 Satz 1 wird der Punkt am Satzende durch 
ein Komma ersetzt; es wird folgender Satzteil ange¬ 
fügt: 

„oder wenn die Monatsrente eins vom Hundert der 
monatlichen Bezugsgröße gemäß § 18 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch, bei Kapitalleistungen zwölf 
Zehntel dieser Bezugsgröße, nicht überschreitet.“ 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „eines Kon¬ 
kurs- oder gerichtlichen Vergleichsverfahrens“ durch 
die Worte „eines Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

b) An Absatz 2 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

„Die mit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
übergegangenen Anwartschaften werden im Insol¬ 
venzverfahren als unbedingte Forderungen nach 
§ 45 der Insolvenzordnung geltend gemacht.“ 

c) In Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2,3 oder 5“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 1 
Satz 4 Nr. 2“ ersetzt. 

d) Es werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt: 

„(4) In einem Insolvenzplan, der die Fortführung 
des Unternehmens oder eines Betriebes vorsieht, 
kann für den Träger der Insolvenzsicherung eine 
besondere Gruppe gebildet werden. Sofern im 
Insolvenzplan nichts anderes vorgesehen ist, kann 
der Träger der Insolvenzsicherung, wenn innerhalb 


von drei Jahren nach der Aufhebung des Insolvenz¬ 
verfahrens ein Antrag auf Eröffnung eines neuen 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Arbeitgebers gestellt wird, in diesem Verfahren als 
Insolvenzgläubiger Erstattung der von ihm erbrach¬ 
ten Leistungen verlangen. 

(5) Dem Träger der Insolvenzsicherung steht 
gegen den Beschluß, durch den das Insolvenzver¬ 
fahren eröffnet wird, die sofortige Beschwerde zu.“ 

5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Konkursverwal¬ 
ter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt; die 
Worte „des Konkursverfahrens“ werden jeweils 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) In den Fällen, in denen ein Insolvenzverfahren 
nicht eröffnet wird (§ 7 Abs. 1 Satz 4) oder nach 
§ 207 der Insolvenzordnung eingestellt worden ist, 
sind die Pflichten des Insolvenzverwalters nach 
Absatz 3 vom Arbeitgeber oder dem sonstigen Trä¬ 
ger der Versorgung zu erfüllen.“ 

6. In § 17 Abs. 2 werden die Worte „der Konkurs“ durch 
die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

7. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 31 

Auf Sicherungsfälle, die vor dem 1. Januar 1999 ein¬ 
getreten sind, ist dieses Gesetz in der bis zu diesem 
Zeitpunkt geltenden Fassung anzuwenden.“ 

Artikel 92 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 

In § 14 Abs. 3 des Mutterschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. April 1968 (BGBl. I S. 315), 
das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 6. Juni 
1994 (BGBl. I S. 1170) geändert worden ist, werden die 
Worte „des Konkursverfahrens“ durch die Worte „des 
Insolvenzverfahrens“ und die Worte „des Konkurseröff¬ 
nungsantrags“ durch die Worte „des Antrags auf Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 93 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 582), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. Sep¬ 
tember 1994 (BGBl. IS. 2456), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 wird das Wort „Konkurs¬ 
ausfallgeld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

2. In § 42a Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens“ durch die Worte „des Insolvenzver¬ 
fahrens“ ersetzt. 
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3. § 71 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Wird über das Vermögen eines Arbeitgebers, der 
von der Bundesanstalt Beträge zur Auszahlung an die 
Arbeitnehmer erhalten, diesen aber noch nicht ausge¬ 
zahlt hat, das Insolvenzverfahren eröffnet, so kann die 
Bundesanstalt diese Beträge als Insolvenzgläubiger 
zurückverlangen.“ 

4. Im Vierten Abschnitt wird in der Überschrift des Drit¬ 
ten Unterabschnitts das Wort „Konkursausfallgeld“ 
durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

5. In § 141a wird der Klammerzusatz „(Konkursausfall¬ 
geld)“ durch den Klammerzusatz „(Insolvenzausfall¬ 
geld)“ ersetzt. 

6. § 141 b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 141b 

(1) Anspruch auf Insolvenzausfallgeld hat ein 
Arbeitnehmer, der bei Eröffnung des Insolvenzverfah¬ 
rens über das Vermögen seines Arbeitgebers für die 
letzten der Eröffnung des Insolvenzverfahrens vor¬ 
ausgehenden drei Monate des Arbeitsverhältnisses 
noch Ansprüche auf Arbeitsentgelt hat. Der Anspruch 
auf Insolvenzausfallgeld ist nicht dadurch ausge¬ 
schlossen, daß der Arbeitnehmer vor der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens gestorben ist. Für die Zeit 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses beste¬ 
hende Ansprüche auf Arbeitsentgelt begründen kei¬ 
nen Anspruch auf Insolvenzausfallgeld. 

(2) Zu den Ansprüchen auf Arbeitsentgelt gehören 
alle Ansprüche auf Bezüge aus dem Arbeitsverhältnis. 

(3) Der Eröffnung des Insolvenzverfahrens stehen 
bei der Anwendung der Vorschriften dieses Unter¬ 
abschnitts gleich: 

1. die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens mangels Masse, 

2. die vollständige Beendigung der Betriebstätigkeit 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wenn ein 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
nicht gestellt worden ist und ein Insolvenzverfah¬ 
ren offensichtlich mangels Masse nicht in Betracht 
kommt. 

(4) Hat der Arbeitnehmer in Unkenntnis des Abwei¬ 
sungsbeschlusses nach Absatz 3 Nr. 1 weitergearbei¬ 
tet oder die Arbeit aufgenommen, so treten an die 
Stelle der letzten dem Abweisungsbeschluß voraus¬ 
gehenden drei Monate des Arbeitsverhältnisses die 
letzten dem Tag der Kenntnisnahme vorausgehenden 
drei Monate des ArbeitsverhäJtnisses. 

(5) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, einen Beschluß 
des Insolvenzgerichts, mit dem ein Antrag auf Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens über sein Vermögen 
mangels Masse abgewiesen worden ist, dem Be¬ 
triebsrat oder, soweit ein Betriebsrat nicht besteht, 
den Arbeitnehmern unverzüglich bekanntzugeben.“ 

7. § 141 c wird wie folgt gefaßt: 

„§ 141c 

Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die der Arbeitnehmer 
durch eine Rechtshandlung erworben hat, die nach 
den Vorschriften der Insolvenzordnung angefochten 


worden ist, begründen keinen Anspruch auf 
Insolvenzausfallgeld; das gleiche gilt, wenn der Insol¬ 
venzverwalter von seinem Recht Gebrauch macht, die 
Leistungen zu verweigern. Ist ein Insolvenzverfahren 
nicht eröffnet worden, so begründen die Ansprüche 
auf Arbeitsentgelt keinen Anspruch auf Insolvenzaus¬ 
fallgeld, wenn die Rechtshandlung im Falle der Eröff¬ 
nung des Insolvenzverfahrens nach den Vorschriften 
der Insolvenzordnung angefochten werden könnte. 
Soweit Insolvenzausfallgeld auf Grund von An¬ 
sprüchen auf Arbeitsentgelt zuerkannt worden ist, die 
nach den Sätzen 1 und 2 keinen Anspruch auf Insol¬ 
venzausfallgeld begründen, ist es zu erstatten.“ 

8. § 141 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Konkursaus- 
fallgetd“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
und die Worte „des Konkursverfahrens“ durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Konkursausfall¬ 
geld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

9. § 141 e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 wird das Wort „Konkurs¬ 
ausfallgeld“ jeweils durch das Wort „Insolvenz¬ 
ausfallgeld“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens“ durch die Worte „des Insolvenz¬ 
verfahrens“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Konkursgericht“ 
durch das Wort „Insolvenzgericht“ ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Konkursausfall¬ 
geld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

10. § 141 f wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Wort „Konkursausfallgeld“ 
durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ und die 
Worte „des Konkursverwalters“ durch die Worte 
„des Insolvenzverwalters“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursausfallgeld“ 
jeweils durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

11. In § 141g wird das Wort „Konkursverwalter" durch 
das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

12. § 141 h wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Konkursver¬ 
walter“ durch das Wort „Insolvenzverwalter“, das 
Wort „Konkursausfallgeld“ durch das Wort „Insol¬ 
venzausfallgeld“ und die Worte „des Konkursver¬ 
fahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfah¬ 
rens“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) In den Fällen, in denen ein Insolvenzverfahren 
nicht eröffnet wird (§ 141 b Abs. 3) oder nach § 207 
der Insolvenzordnung eingestellt worden ist, sind 
die Pflichten des Insolvenzverwalters nach Ab¬ 
satz 1 vom Arbeitgeber zu erfüllen.“ 
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13. In § 141 i Satz 1 werden das Wort „Konkursverwalter“ 
durch das Wort „Insolvenzverwalter“, das Wort „Kon¬ 
kursausfallgeld“ durch das Wort „Insolvenzausfall¬ 
geld“ und die Worte „des Konkursausfallgelds“ durch 
die Worte „des Insolvenzausfallgelds“ ersetzt. 

14. § 141k wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird das 
Wort „Konkursausfallgeld“ jeweils durch das Wort 
„Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

b) In Absatz 2a Satz 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens“ durch die Worte „des Insolvenz¬ 
verfahrens“ und das Wort „Konkursausfallgeld“ 
durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Konkursausfallgeld“ 
durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

15. In § 1411 wird das Wort „Konkursausfallgeld“ jeweils 
durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

16. § 141m wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Konkursausfallgeld“ 
jeweils durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Konkursordnung“ 
durch das Wort „Insolvenzordnung“ ersetzt. 

17. In § 141 n Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Kon¬ 
kursverfahrens“ jeweils durch die Worte „des Insol¬ 
venzverfahrens“ ersetzt. 

18. In § 145 Nr. 3 wird das Wort „Konkursverwalter“ durch 
das Wort „Insolvenzverwalter“ ersetzt. 

19. Im Sechsten Abschnitt wird in der Überschrift des 
Dritten Unterabschnitts das Wort „Konkursausfall¬ 
geld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

20. In § 186b Abs. 1 werden das Wort „Konkursausfall¬ 
geld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ und die 
Worte „des Konkursausfallgelds“ durch die Worte 
„des Insolvenzausfallgelds“ ersetzt. 

21. § 186c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Konkursausfall¬ 
geld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „der Konkurs“ 
durch die Worte „das Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

22. In § 186d Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Konkursaus¬ 
fallgeld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

23. In § 231 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „des Konkurs¬ 
gerichts“ durch die Worte „des Insolvenzgerichts“ 
und die Worte „des Konkursverfahrens“ durch die 
Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

24. § 249c Abs. 21 wird aufgehoben. 


Artikel 94 

Änderung des Vorruhestandsgesetzes 

§ 9 Abs. 1 Satz 1 des Vorruhestandsgesetzes vom 
13. April 1984 (BGBl. I S. 601), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2398) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Nummer 1 wird das Wort „Konkursverfahren“ 
durch das Wort „Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

2. In der Nummer 2 werden die Worte „des Konkursver¬ 
fahrens“ durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ 
ersetzt. 

3. Die Nummer 3 wird gestrichen; die bisherige Num¬ 
mer 4 wird Nummer 3. 

4. In der neuen Nummer 3 werden die Worte „nach vor¬ 
ausgegangener Zahlungseinstellung im Sinne der Kon¬ 
kursordnung“ durch die Worte „zur Abwendung eines 
Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

Artikel 95 
Änderung 

des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 19 Abs. 1 Nr. 5 des Ersten Buches Sozialgesetz¬ 
buch (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, 
BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890) geändert worden ist, 
wird das Wort „Konkursausfallgeld“ durch das Wort 
„Insolvenzausfallgeld“ ersetzt. 

Artikel 96 
Änderung 

des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I des Geset¬ 
zes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Juli 1994 
(BGBl. IS. 1890), wird wie folgt geändert: 

1. In § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort „Konkurs¬ 
ausfallgeld“ durch das Wort „Insolvenzausfallgeld“ 
ersetzt. 

2. § 51 Abs. 6 Nr. 3 wird aufgehoben. 

Artikel 97 
Änderung 

des Schwerbehindertengesetzes 

Das Schwerbehindertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I S. 1421, 
1550), zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 73 des Ge¬ 
setzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325), wird 
wie folgt geändert: 

An § 19 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

„(3) Ist das Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Arbeitgebers eröffnet, soll die Hauptfürsorgestelle die 

Zustimmung erteilen, wenn 
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1. der Schwerbehinderte in einem Interessenausgleich 
namentlich als einer der zu entlassenden Arbeitnehmer 
bezeichnet ist (§ 125 der Insolvenzordnung), 

2. die Schwerbehindertenvertretung beim Zustandekom¬ 
men des Interessenausgleichs gemäß § 25 Abs. 2 
beteiligt worden ist, 

3. der Anteil der nach dem Interessenausgleich zu entlas¬ 
senden Schwerbehinderten an der Zahl der beschäf¬ 
tigten Schwerbehinderten nicht größer ist als der Anteil 
der zu entlassenden übrigen Arbeitnehmer an der Zahl 
der beschäftigten übrigen Arbeitnehmer und 

4. die Gesamtzahl der Schwerbehinderten, die nach dem 
Interessenausgleich bei dem Arbeitgeber verbleiben 
sollen, zur Erfüllung der Verpflichtung nach § 5 aus¬ 
reicht.“ 

Artikel 98 

Änderung des Fahrlehrergesetzes 

In § 15 Abs. 1 Nr. 3 des Fahrlehrergesetzes vom 
25. August 1969 (BGBl. I S. 1336), das zuletzt durch Arti¬ 
kel 12 Abs. 78 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325) geändert worden ist, wird das Wort 
„Nachlaßkonkursverwalters“ durch das Wort „Nachlaß¬ 
insolvenzverwalters“ und das Wort „Nachlaßkonkursver¬ 
waltung“ durch das Wort „Nachlaßinsolvenzverwaltung“ 
ersetzt. 

Artikel 99 

Änderung 

des Güterkraftverkehrsgesetzes 

§ 102b Abs. 2 Nr. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
1993 (BGBl. I S. 1839, 1992), das durch Artikel 40 des 
Gesetzes vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„4. über das Vermögen des Unternehmers das Insolvenz¬ 
verfahren eröffnet oder die Eröffnung des Insolvenz¬ 
verfahrens mangels Masse abgelehnt wird,“. 


Artikel 100 

Änderung des Gesetzes 
über Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
des Betriebs von Bahnuntemehmen 
des öffentlichen Verkehrs 

Das Gesetz über Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
des Betriebs von Bahnuntemehmen des öffentlichen Ver¬ 
kehrs in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 932-1, veröffentlichten bereinigten Fassung wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 2 wird das Wort „Konkurs“ durch das Wort 
„Insolvenzverfahren“ ersetzt. 

2. In § 2 werden die Worte „im Konkurs“ durch die Worte 
„im Insolvenzverfahren“, die Worte „§ 134 der Kon¬ 
kursordnung“ durch die Worte „§ 160 der Insolvenz¬ 
ordnung“, das Wort „Genehmigung“ durch das Wort 


„Zustimmung“ und die Worte „des Konkursverwal¬ 
ters“ durch die Worte „des Insolvenzverwalters oder 
des Sachwalters“ ersetzt; die Worte „oder zur Masse 
gehörige Gegenstände verpfändet“ werden gestrichen. 

3. In § 5 Abs. 2 werden die Worte „vom 29. März 1951 
(BGBl. I S. 225)“ durch die Worte „vom 27. Dezember 
1993 (BGBl. IS. 2378, 2396)“ ersetzt. 

4. § 6 wird gestrichen. 

Artikel 101 

Änderung des Vermögensgesetzes 

Das Vermögensgesetz in der Fassung der Bekanntma¬ 
chung vom 3. August 1992 (BGBl. I S. 1446, 1993 I 

5. 1811), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2624), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 3 Abs. 3 Satz 7 und 9 sowie in § 3b Abs. 1 Satz 1 
werden die Worte „der Gesamtvollstreckung“ jeweils 
durch die Worte „des Insolvenzverfahrens“ ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 6a Satz 6 werden die Worte „die Gesamt¬ 
vollstreckung“ durch die Worte „das Insolvenzverfah¬ 
ren über das Vermögen“ ersetzt. 

Dritter Teil 

Internationales Insolvenzrecht. 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

Artikel 102 

Internationales Insolvenzrecht 

(1) Ein ausländisches Insolvenzverfahren erfaßt auch 
das im Inland befindliche Vermögen des Schuldners. Dies 
gilt nicht, 

1. wenn die Gerichte des Staates der Verfahrenseröff¬ 
nung nach inländischem Recht nicht zuständig sind; 

2. soweit die Anerkennung des ausländischen Verfahrens 
zu einem Ergebnis führt, das mit wesentlichen 
Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich 
unvereinbar ist, insbesondere soweit sie mit den 
Grundrechten unvereinbar ist. 

(2) Eine Rechtshandlung, für deren Wirkungen inländi¬ 
sches Recht maßgeblich ist, kann vom ausländischen 
Insolvenzverwalter nur angefochten werden, wenn die 
Rechtshandlung auch nach inländischem Recht entweder 
angefochten werden kann oder aus anderen Gründen kei¬ 
nen Bestand hat. 

(3) Die Anerkennung eines ausländischen Verfahrens 
schließt nicht aus, daß im Inland ein gesondertes Insol¬ 
venzverfahren eröffnet wird, das nur das im Inland befind¬ 
liche Vermögen des Schuldners erfaßt. Ist im Ausland 
gegen den Schuldner ein Insolvenzverfahren eröffnet, so 
bedarf es zur Eröffnung des inländischen Insolvenzverfah¬ 
rens nicht des Nachweises der Zahlungsunfähigkeit oder 
der Überschuldung. 
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Artikel 103 

Anwendung des bisherigen Rechts 

Auf Konkurs-, Vergleichs- und Gesamtvollstreckungs¬ 
verfahren, die vor dem 1. Januar 1999 beantragt worden 
sind, und deren Wirkungen sind weiter die bisherigen 
gesetzlichen Vorschriften anzuwenden. Gleiches gilt für 
Anschlußkonkursverfahren, bei denen der dem Verfahren 
vorausgehende Vergleichsantrag vor dem 1. Januar 1999 
gestellt worden ist. 

Artikel 104 

Anwendung des neuen Rechts 

In einem Insolvenzverfahren, das nach dem 31. Dezem¬ 
ber 1998 beantragt wird, gelten die Insolvenzordnung und 
dieses Gesetz auch für Rechtsverhältnisse und Rechte, 
die vor dem 1. Januar 1999 begründet worden sind. 

Artikel 105 

Finanztermingeschäfte 

(1) War für Finanzleistungen, die einen Markt- oder Bör¬ 
senpreis haben, eine bestimmte Zeit oder eine bestimmte 
Frist vereinbart und tritt die Zeit oder der Ablauf der Frist 
erst nach der Eröffnung eines Konkursverfahrens ein, so 
kann nicht die Erfüllung verlangt, sondern nur eine Forde¬ 
rung wegen der Nichterfüllung geltend gemacht werden. 
Als Finanzleistungen gelten insbesondere 

1. die Lieferung von Edelmetallen, 

2. die Lieferung von Wertpapieren oder vergleichbaren 
Rechten, soweit nicht der Erwerb einer Beteiligung an 
einem Unternehmen zur Herstellung einer dauernden 
Verbindung zu diesem Unternehmen beabsichtigt ist, 

3. Geldleistungen, die in ausländischer Währung oder in 
einer Rechnungseinheit zu erbringen sind, 

4. Geldleistungen, deren Höhe unmittelbar oder mittelbar 
durch den Kurs einer ausländischen Währung oder 
einer Rechnungseinheit, durch den Zinssatz von For¬ 
derungen oder durch den Preis anderer Güter oder Lei¬ 
stungen bestimmt wird, 

5. Optionen und andere Rechte auf Lieferungen oder 
Geldleistungen im Sinne der Nummern 1 bis 4. 

Sind Geschäfte über Finanzleistungen in einem Rahmen¬ 
vertrag zusammengefaßt, für den vereinbart ist, daß er bei 
Vertragsverletzungen nur einheitlich beendet werden 
kann, so gilt die Gesamtheit dieser Geschäfte als ein 
gegenseitiger Vertrag. 

(2) Die Forderung wegen der Nichterfüllung richtet sich 
auf den Unterschied zwischen dem vereinbarten Preis und 
dem Markt- oder Börsenpreis, der am zweiten Werktag 
nach der Eröffnung des Verfahrens am Erfüllungsort für 
einen Vertrag mit der vereinbarten Erfüllungszeit maßgeb¬ 
lich ist. Der andere Teil kann eine solche Forderung nur als 
Konkursgläubiger geltend machen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 für den Fall der Eröff¬ 
nung eines Konkursverfahrens getroffenen Regelungen 
gelten entsprechend für den Fall der Eröffnung eines Ver¬ 
gleichs- oder Gesamtvollstreckungsverfahrens. 


Artikel 106 
Insolvenzanfechtung 

Die Vorschriften der Insolvenzordnung über die Anfech¬ 
tung von Rechtshandlungen sind auf die vor dem 
1. Januar 1999 vorgenommenen Rechtshandlungen nur 
anzuwenden, soweit diese nicht nach dem bisherigen 
Recht der Anfechtung entzogen oder in geringerem 
Umfang unterworfen sind. 

Artikel 107 
Restschuidbefreiung 

War der Schuldner bereits vor dem 1. Januar 1997 zah¬ 
lungsunfähig, so verkürzt sich die Laufzeit der Abtretung 
nach § 287 Abs. 2 Satz 1 der Insolvenzordnung von sieben 
auf fünf Jahre, die Dauer der Wirksamkeit von Verfügun¬ 
gen nach § 114 Abs. 1 der Insolvenzordnung von drei auf 
zwei Jahre. 

Artikel 108 
Fortbestand 

der Vollstreckungsbeschränkung 

(1) Bei der Zwangsvollstreckung gegen einen Schuld¬ 
ner, über dessen Vermögen ein Gesamtvollstreckungsver¬ 
fahren durchgeführt worden ist, ist auch nach dem 
31. Dezember 1998 die Vollstreckungsbeschränkung des 
§18 Abs. 2 Satz 3 der Gesamtvollstreckungsordnung zu 
beachten. 

(2) Wird über das Vermögen eines solchen Schuldners 
nach den Vorschriften der Insolvenzordnung ein Insol¬ 
venzverfahren eröffnet, so sind die Forderungen, die der 
Vollstreckungsbeschränkung unterliegen, im Rang nach 
den in § 39 Abs. 1 der Insolvenzordnung bezeichneten 
Forderungen zu berichtigen. 

Artikel 109 

Schuldverschreibungen 

Soweit den Inhabern von Schuldverschreibungen, die 
vor dem 1. Januar 1963 von anderen Kreditinstituten als 
Hypothekenbanken ausgegeben worden sind, nach Vor¬ 
schriften des Landesrechts in Verbindung mit § 17 Abs. 1 
des Einführungsgesetzes zur Konkursordnung ein Vor¬ 
recht bei der Befriedigung aus Hypotheken, Reallasten 
oder Darlehen des Kreditinstituts zusteht, ist dieses Vor¬ 
recht auch in künftigen Insolvenzverfahren zu beachten. 

Artikel 110 
Inkrafttreten 

(1) Die Insolvenzordnung und dieses Gesetz treten, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, am 1. Januar 1999 in 
Kraft. 

(2) § 2 Abs. 2 und § 7 Abs. 3 der Insolvenzordnung sowie 
die Ermächtigung der Länder in § 305 Abs. 1 Nr. 1 der 
Insolvenzordnung treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Gleiches gilt für § 65 der Insolvenzordnung und für 
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§ 21 Abs. 2 Nr. 1, § 73 Abs. 2, § 274 Abs. 1, § 293 Abs. 2 
und § 313 der Insolvenzordnung, soweit sie § 65 der Insol¬ 
venzordnung für entsprechend anwendbar erklären. 

(3) Artikel 2 Nr. 9 dieses Gesetzes, soweit darin die Auf¬ 
hebung von § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Auf¬ 


lösung und Löschung von Gesellschaften und Genossen¬ 
schaften angeordnet wird, Artikel 22, Artikel 24 Nr. 2, Arti¬ 
kel 32 Nr. 3, Artikel 48 Nr. 4, Artikel 54 Nr. 4 und Artikel 85 
Nr. 1 und 2 Buchstabe e, Artikel 87 Nr. 8 Buchstabe d und 
Artikel 105 dieses Gesetzes treten am Tage nach der Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 5. Oktober 1994 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Rexrodt 

Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
Norbert Blüm 
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Gesetz 

zur Änderung von Vorschriften über die Prozeßkostenhilfe 
(Prozeßkostenhilfeänderungsgesetz - PKHÄndG) 

Vom 10. Oktober 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 18 des 
Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 114 Satz 2 wird aufgehoben. 

2. § 115 wird wie folgt gefaßt: 

„§115 

(1) Die Partei hat ihr Einkommen einzusetzen. Zum 
Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Gel¬ 
deswert. Von ihm sind abzusetzen: 

1. die in § 76 Abs. 2, 2a des Bundessozialhilfegeset¬ 
zes bezeichneten Beträge; 

2. für die Partei und ihren Ehegatten jeweils 64 vom 
Hundert und bei weiteren Unterhaltsleistungen auf 
Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht für jede unter¬ 
haltsberechtigte Person 45 vom Hundert des 
Grundbetrags nach § 79 Abs. 1 Nr. 1, § 82 des 
Bundessozialhilfegesetzes, der im Zeitpunkt der 
Bewilligung der Prozeßkostenhilfe gilt; das Bundes¬ 
ministerium der Justiz gibt jährlich die vom 1. Juli 
des Jahres bis zum 30. Juni des nächsten Jahres 
maßgebenden Beträge im Bundesgesetzblatt be¬ 
kannt. Der Unterhaltsfreibetrag vermindert sich um 
eigenes Einkommen der unterhaltsberechtigten 
Person. Wird eine Geldrente gezahlt, ist sie anstelle 
des Freibetrags abzusetzen, soweit dies ange¬ 
messen ist; 

3. die Kosten der Unterkunft und Heizung, soweit sie 
nicht in einem auffälligen Mißverhältnis zu den 
Lebensverhältnissen der Partei stehen; 

4. weitere Beträge, soweit dies mit Rücksicht auf 
besondere Belastungen angemessen ist; § 1610a 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. 

Von dem nach den Abzügen verbleibenden, auf volle 
Deutsche Mark abzurundenden Teil des monatlichen 
Einkommens (einzusetzendes Einkommen) sind unab¬ 
hängig von der Zahl der Rechtszüge höchstens acht¬ 


undvierzig Monatsraten aufzubringen, und zwar bei 
einem 


einzusetzenden Einkommen 
(Deutsche Mark) 

eine Monatsrate von 
(Deutsche Mark) 

bis 30 

0 

100 

30 

200 

60 

300 

90 

400 

120 

500 

150 

600 

190 

700 

230 

800 

270 

900 

310 

1 000 

350 

1 100 

400 

1 200 

450 

1 300 

500 

1 400 

550 

1 500 

600 

über 1 500 

600 zuzüglich des 1 500 
übersteigendenTeils 
des einzusetzenden 
Einkommens 


(2) Die Partei hat ihr Vermögen einzusetzen, soweit 
dies zumutbar ist. § 88 des Bundessozialhilfegesetzes 
gilt entsprechend. 

(3) Prozeßkostenhilfe wird nicht bewilligt, wenn die 
Kosten der Prozeßführung der Partei vier Monatsraten 
und die aus dem Vermögen aufzubringenden Teilbe¬ 
träge voraussichtlich nicht übersteigen.“ 

3. In § 116 Satz 2 wird die Angabe „Satz 1 “ gestrichen. 

4. Dem § 117 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Erklärung und die Belege dürfen dem Gegner nur 
mit Zustimmung der Partei zugänglich gemacht werden.“ 

5. § 120 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird nach der Verweisung 
„Satz 3“ eingefügt: „Nr. 4“. 

b) In Absatz 4 Satz 1 wird der Punkt durch ein Semi¬ 
kolon ersetzt; folgender Halbsatz wird angefügt: 
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„eine Änderung der nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
Satz 1 maßgebenden Beträge ist nur auf Antrag und 
nur dann zu berücksichtigen, wenn sie dazu führt, 
daß keine Monatsrate zu zahlen ist.“ 

6. In § 127 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit die Gründe der Entscheidung Angaben über 
die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Partei enthalten, dürfen sie dem Gegner nur mit Zu¬ 
stimmung der Partei zugänglich gemacht werden.“ 

7. In § 850c Abs. 3 Satz 1 und § 850f Abs. 1 Buchstabe a 
wird jeweils nach dem Wort „Anlage“ die Zahl „2“ ge¬ 
strichen. 

8. Die Anlage 1 (zu § 114) wird aufgehoben. Die bisherige 
Anlage 2 erhält die Bezeichnung „Anlage (zu § 850c)“. 

Artikel 2 

Änderung anderer Gesetze 

(1) In § 397a Abs. 1 Satz 3 der Strafprozeßordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGBl. IS. 1074,1319), die zuletzt durch Artikel 12 Abs. 24 
des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) 
geändert worden ist, wird die Angabe „Satz 1 “ gestrichen. 


(2) In § 52 Abs. 5 erster Halbsatz des Gesetzes über das 
gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 317-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 7 Abs. 22 des Gesetzes vom 17. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2847) geändert worden ist, werden die Worte 
„gemeinschaftliches oberstes Gericht“ durch die Worte 
„gemeinschaftliches oberes Gericht“ ersetzt. 


Artikel 3 

Überleitungsvorschrift 

Ist einer Partei vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für 
einen Rechtszug Prozeßkostenhilfe bewilligt worden, so 
ist für diesen Rechtszug insoweit das bisherige Recht 
anzuwenden. Maßgebend ist das Datum des Bewilligungs¬ 
beschlusses. Eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung 
gilt als besonderer Rechtszug. 


Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1995 in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 10. Oktober 1994 

Der Bundespräsident 
Roman Herzog 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 

Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
Norbert Blüm 
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Bekanntmachung 
zu § 115 der Zivilprozeßordnung 
(Prozeßkostenhilfebekanntmachung - PKHB) 

Vom 10. Oktober 1994 

Auf Grund des § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz der Zivil¬ 
prozeßordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
10. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2954) neu gefaßt worden ist, wird bekanntgemacht: 

Die vom 1. Januar 1995 bis zum 30. Juni 1995 maßgebenden Beträge, die 
nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 Satz 1 erster Halbsatz der Zivilprozeßordnung vom 
Einkommen der Partei abzusetzen sind, betragen 

1. für die Partei 639 Deutsche Mark, 

2. für den Ehegatten 639 Deutsche Mark, 

3. für jede weitere Person, der die Partei auf Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht 
Unterhalt leistet, 450 Deutsche Mark. 


Bonn, den 10. Oktober 1994 

Die Bundesministerin der Justiz 
S. Leutheusser-Schnarrenberger 
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Verordnung über die Inkraftsetzung der ECE-Regelung Nr. 72 über einheitliche Bedingungen für die 
Genehmigung von Kraftradscheinwerfem für asymmetrisches Abblendlicht und Fernlicht, die mit 
Halogenlampen (HS,-Glühlampen) ausgerüstet sind (Verordnung zur ECE-Regelung Nr. 72) . 

2746 

8. 9. 94 

Bekanntmachung des deutsch-guineischen Abkommens über Finanzielle Zusammenarbeit. 

2747 


Die ECE-Regelung Nr. 72 wird als Anlageband zu dieser Ausgabe des Bundesgesetzblattes ausgegeben. Abonnenten des Bundes¬ 
gesetzblattes Teil II wird der Anlageband auf Anforderung gemäß den Bezugsbedingungen des Verlags übersandt. 


Preis dieser Ausgabe ohne Anlageband: 20,60 DM (18,60 DM zuzüglich 2,00 DM Versandkosten), bei Lieferung gegen Vorausrechnung 21,60 DM. 
Preis des Anlagebandes: 11,15 DM (9,30 DM zuzüglich 1,85 DM Versandkosten), bei Lieferung gegen Vorausrechnung 12,15 DM. 

Im Bezugspreis ist die Mehrwertsteuer enthalten; der angewandte Steuersatz beträgt 7%. 

Lieferung gegen Voreinsendung des Betrages auf das Postgirokonto Bundesgesetzblatt Köln 3 99-509 oder gegen Vorausrechnung. 


Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben. 

Aufgeführt werden nur die Verordnungen der Gemeinschaften, die im Inhaltsverzeichnis 
des Amtsblattes durch Fettdruck hervorgehoben sind. 


Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


ABI. EG 

- Ausgabe in deutscher Sprache - 
NrVSeite vom 


Vorschriften für die Agrarwirtschaft 


27.7.94 Verordnung (EG) Nr. 1871 /94 des Rates zur Festsetzung der monatlichen 

Zuschläge zu den Preisen für Rohreis und geschälten Reis für 

das Wirtschaftsjahr 1994/95 L197/9 30.7.94 


27. 7. 94 Verordnung (EG) Nr. 1872/94 des Rates zur Festlegung des für anderen 
Lein als Faserlein ab dem Wirtschaftsjahr 1994/95 zu gewährenden 

Ausgleichs LI 97/10 30.7.94 
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ABI. EG 


Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift - Ausgabe in deutscher Sprache - 

Nr./Seite vom 


27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1873/94 des Rates zur Festsetzung bestimmter 
Preise im Sektor Zucker und der Standardqualität für Zucker¬ 
rüben für das Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 97/11 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1874/94 des Rates zur Festsetzung der abgeleiteten 
Interventionspreise für Weißzucker, des Interventionspreises für 
Rohzucker, der Mindestpreise für A- und B-Zuckerrüben, der 
Schwellenpreise sowie der Vergütung zum Ausgleich der Lagerkosten 
für das Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 97/12 

30. 7. 94 

27.7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1875/94 des Rates zur Festsetzung der im Wirt¬ 
schaftsjahr 1994/95 im Sektor Olivenöl geltenden Preise, Beihilfen 
und entsprechenden Rücklagen sowie der garantierten Höchstmenge 

L 197/14 

30. 7. 94 

27.7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1876/94 des Rates zur Festsetzung des Zielpreises 
für nicht entkörnte Baumwolle für das Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 97/17 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1877/94 des Rates zur Festsetzung des Mindest¬ 
preises für nicht entkörnte Baumwolle für das Wirtschaftsjahr 
1994/95 

LI 97/18 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1878/94 des Rates zur Festsetzung der Beihilfe für 
Faserlein und Hanf sowie des für die Finanzierung der Maßnahmen 
zur Förderung der Verwendung von Flachsfasern einzubehaltenden 
Betrags im Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 97/19 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1879/94 des Rates zur Festsetzung der Beihilfe für 
Seidenraupen für das Zuchtjahr 1994/95 

L 197/20 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1880/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Marktorganisation im Sektor 
Milch und Milcherzeugnisse 

L 197/21 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1881/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2072/92 zur Festsetzung des Richtpreises für Milch und der 
Interventionspreise für Butter, Magermilchpulver und die 
Käsesorten Grana Padano und Parmigiano Reggiano für 
zwei Jahreszeiträume vom 1. Juli 1993 bis 30. Juni 1995 

LI 97/23 

30. 7. 94 

27.7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1882/94 des Rates zur Festsetzung der Schwellen¬ 
preise bestimmter Milcherzeugnisse im Milchwirtschaftsjahr 
1994/95 

LI 97/24 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1883/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3950/92 über die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milch- 
sektor 

LI 97/25 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1884/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind¬ 
fleisch 

L 197/27 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1885/94 des Rates zur Festsetzung des Orientie¬ 
rungspreises für ausgewachsene Rinder im Wirtschaftsjahr 1994/95 

L 197/29 

30. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1886/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 3013/89 über die gemeinsame Marktorganisation für S c h af - 
und Ziegenfleisch 

LI 97/30 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1887/94 des Rates zur Festsetzung des im Wirt¬ 
schaftsjahr 1995 anwendbaren Grundpreises für Schaffleisch so¬ 
wie seiner jahreszeitlichen Anpassung 

L 197/31 

30. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1888/94 des Rates zur Festsetzung des Grundprei¬ 
ses und der Standardqualität für geschlachtete Schweine für die Zeit 
vom 1. Juli 1994 bis 30. Juni 1995 

LI 97/33 

30. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1889/94 des Rates zur Festsetzung der Grund- und 
Ankaufspreise für O b s t und Gemüse im Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 97/34 

30. 7. 94 


27. 7.94 Verordnung (EG) Nr. 1890/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1200/90 zur Sanierung der gemeinschaftlichen Apfelerzeu- 
gung 


L 197/41 


30. 7. 94 
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Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 

ABI. EG 

- Ausgabe in deutscher Sprache - 
NrVSeite vom 

27. 7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1891/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 822/87 über die gemeinsame Marktorganisation für We i n 

L197/42 

30. 7.94 

27. 7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1892/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2046/89 zur Aufstellung allgemeiner Regeln für die Destillation 
von Wein und Nebenerzeugnissen der Weinbereitung 

L197/44 

30. 7.94 

27. 7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1893/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2332/92 über in der Gemeinschaft hergestellte Schaum¬ 
weine und der Verordnung (EWG) Nr. 4252/88 über die Herstellung und 
Vermarktung von in der Gemeinschaft erzeugten Likör weinen 

L197/45 

30. 7. 94 

27. 7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1894/94 des Rates zur Festsetzung der Orientie¬ 
rungspreise für We i n für das Wirtschaftsjahr 1994/95 

L197/46 

30. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1895/94 des Rates zur Festsetzung der Prämien für 
Tabakblätter nach Tabakgruppen der Ernte 1994 

L197/47 

30. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1898/94 der Kommission zur Festsetzung des den 
Erzeugern von Pfirsichen zu zahlenden Mindestpreises sowie der 
Produktionsbeihilfe für diese Pfirsiche in Sirup und/oder natürlichem 
Fruchtsaft im Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 94/8 

29. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1899/94 der Kommission zur Festsetzung des den 
Erzeugern von Williams- und Rocha-Birnen zu zahlenden Min¬ 
destpreises sowie der Produktionsbeihilfe für diese Birnen in Sirup 
und/oder natürlichem Fruchtsaft im Wirtschaftsjahr 1994/95 

LI 94/11 

29. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1900/94 der Kommission zur Festsetzung der im 
Wirtschaftsjahr 1994/95 für Äpfel geltenden Interventionsschwelle 

L 194/14 

29. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1901/94 der Kommission zur Änderung der Verord¬ 
nung (EWG) Nr. 1707/90 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord¬ 
nung (EWG) Nr. 1796/81 hinsichtlich der Einfuhr von Z u c h t p i 1 z kon- 
serven mit Ursprung in Drittländern 

L194/15 

29. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1902/94 der Kommission über den Verkauf von un¬ 
verarbeiteten getrockneten Feigen der Ernte 1993 zu einem im voraus 
festgesetzten Preis an Brennereien 

LI 94/16 

29. 7. 94 

27. 7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1903/94 der Kommission zur Festsetzung des Be¬ 
trages der Beihilfe für die private Lagerhaltung von Tintenfischen 
(Octopus spp.) 

LI 94/17 

29. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1904/94 der Kommission zur Festsetzung des Min¬ 
desteinfuhrpreises für getrocknete Weintrauben im Wirtschaftsjahr 
1994/95 und der im Fall der Nichteinhaltung dieses Preises zu erheben¬ 
den Ausgleichsabgabe 

LI 94/18 

29. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1905/94 der Kommission mit Durchführungsvor¬ 
schriften zur Verordnung (EG) Nr. 399/94 mit Sondermaßnahmen für ge¬ 
trocknete Weintrauben 

L194/21 

29. 7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1906/94 der Kommission zur Änderung der Verord¬ 
nungen (EG) Nr. 121/94 und (EG) Nr. 1606/94 zur Aussetzung der Ab¬ 
schöpfung bei der Einfuhr bestimmter Getreideerzeugnisse 
gemäß den Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Republik Polen, der Republik Ungarn, der Tschechischen Republik, 
der Slowakischen Republik bzw. der Republik Bulgarien und der Repu¬ 
blik Rumänien 

LI 94/26 

29. 7. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1907/94 der Kommission zur Änderung der Verord¬ 
nung (EWG) Nr. 2282/90 mit Bestimmungen zur Durchführung von Maß¬ 
nahmen zur Steigerung des Verbrauchs und der Verwendung von 
Äpfeln sowie des Verbrauchs von Zitrusfrüchten 

LI 94/29 

29.7.94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1908/94 der Kommission zur Änderung der Verord¬ 
nung (EWG) Nr. 2048/90 zur Durchführung der Beihilferegelung für 

B a u m w o 11 -Kleinerzeuger 

L 194/32 

29. 7.94 

27. 7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1958/94 der Kommission zur Änderung der Verord¬ 
nung (EWG) Nr. 3478/92 mit Durchführungsbestimmungen zur Prämien¬ 
regelung für Rohtabak 

L198/91 

30. 7. 94 
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Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 


ABI. EG 

- Ausgabe in deutscher Sprache - 
Nr./Seite vom 


Andere Vorschriften 


27.7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1897/94 der Kommission mit Durchführungsbe¬ 
stimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates in bezug auf die 
Einfuhrlizenzen von Kleie und anderen Rückständen 

LI 94/4 

29. 7. 94 

25.7.94 

t 

Verordnung (EG) Nr. 1921/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 519/94 über die gemeinsame Regelung der Einfuhren aus be¬ 
stimmten Drittländern 

L 198/1 

30. 7. 94 

25. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1922/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 3636/93 zur Eröffnung und Verwaltung von Gemeinschaftszoli- 
kontingenten für bestimmte Früchte und Fruchtsäfte 

L 198/3 

30. 7. 94 

25. 7. 94 

Verordnung (EGKS, EG, Euratom) Nr. 1923/94 des Rates zur Änderung 
der Haushaltsordnung vom 21. Dezember 1977 für den Gesamthaus¬ 
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften 

L 198/4 

30. 7. 94 

28. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1966/94 der Kommission über die Einreihung von 
bestimmten Waren in die Kombinierte Nomenklatur 

LI 98/103 

30. 7. 94 

25. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1981/94 des Rates zur Eröffnung und Verwaltung 
von Gemeinschaftszollkontingenten für bestimmte Erzeugnisse mit Ur¬ 
sprung in Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien, Malta, Marokko, Tune¬ 
sien, Türkei, Zypern und den besetzten Gebieten sowie zur Einführung 
eines Verfahrens für die Verlängerung und Anpassung dieser Zollkontin¬ 
gente 

LI 99/1 

2. 8. 94 

27. 7. 94 

Verordnung (EG) Nr. 1988/94 des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 3637/93 zur Eröffnung und Verwaltung von im GATT gebunde¬ 
nen Gemeinschaftszollkontingenten für einige landwirtschaftliche und 
gewerbliche Erzeugnisse 

L 200/1 

3. 8. 94 

27.7.94 

Verordnung (EG) Nr. 1989/94 des Rates zur Eröffnung und Verwaltung ei¬ 
nes Gemeinschaftszollkontingents für Rum, Taffia und Arrak mit Ur¬ 
sprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean (AKP-Staaten) (1994/95) 

L 200/2 

3. 8. 94 

— 

Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 1431/94 der Kommission vom 

22. Juni 1994 zur Festlegung der den Geflügelfleischsektor betreffenden 
Durchführungsbestimmungen zur Einfuhrregelung gemäß der Verord¬ 
nung (EG) Nr. 774/94 des Rates zur Eröffnung und Verwaltung gemein¬ 
schaftlicher Zollkontingente für Geflügelfleisch und andere landwirt¬ 
schaftliche Erzeugnisse (ABI. Nr. LI 56 vom 23. 6.1994) 

L189/91 

23. 7. 94 








